 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/5101458/2017

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Senatsvorsitzende***SenV***, den Richter ***R2***
sowie die fachkundigen Laienrichter ***SenLR1*** und ***SenLR2*** in der
Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf1-Adr***, vertreten durch NW Steuerberatungs GmbH &
Co KG, MozartstralRe 11, 4020 Linz, und ***Bf2***, ***Bf2-Adr***, vertreten durch KPMG
Alpen-Treuhand AG, Porzellangasse 51, 1090 Wien, Uber die Beschwerde des ***Bf2*** vom
1. September 2014 gegen den Bescheid des Finanzamtes Linz vom 24. Juli 2014 betreffend die
Feststellung der Einkiinfte 2012 gemaR § 188 BAO, zu Steuernummer ***Bf2StNr***, sowie
Uber den am 28. September 2017 eingebrachten Vorlageantrag der ***Bf1*** gegen die
Beschwerdevorentscheidung vom 28. August 2017, nach Durchfiihrung einer miindlichen
Verhandlung am 3. Oktober 2024 in Anwesenheit der Schriftfiihrerin ***Sf*** zu Recht
erkannt:

l. Der angefochtene Bescheid wird im Umfang der Beschwerdevorentscheidung
abgeandert. Die Bemessungsgrundlagen sind der Beschwerdevorentscheidung vom
28. August 2017 zu entnehmen.

Dieses Erkenntnis wirkt gegen alle Beteiligten, denen im Spruch Einkiinfte
zugerechnet bzw. nicht zugerechnet werden (§ 191 Abs. 3 BAO). Mit der Zustellung
dieses Erkenntnisses an die nach § 81 BAO vertretungsbefugte Person oder einen
Zustellungsbevollmachtigten nach § 9 Abs. 1 ZustG gilt die Zustellung an alle
Beteiligten als vollzogen (§ 101 Abs. 3 und 4 BAO).

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art.
133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Am 28.09.2012 gab die Erstbeschwerdefiihrerin, ***Bf1*** (vormals: ***Bf1***; in der Folge
kurz Bf1) bekannt, dass — der nunmehrige Zweitbeschwerdeflihrer — ***Bf2*** (in der Folge
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kurz Bf2) mit 31.08.2012 anlasslich seiner Pensionierung aus der Kanzleigemeinschaft
ausgeschieden sei und seine Anteile von Dr. ***A*** (jbernommen wiirden, der die
Gesellschaft nach birgerlichem Recht weiterfiihre.

Am 28.03.2014 brachte der steuerliche Vertreter der Bf1, ***B***, eine Selbstanzeige ein, in
welcher im Wesentlichen Folgendes ausgefiihrt wurde:

Dr. ***A*** sej als Arbeitsgesellschafter nicht an der Substanz der ***Bf1*** beteiligt

gewesen. Mit 31.08.2012 habe er die gesamte Kanzlei kauflich erworben.

Anlasslich dieses Gesellschafterwechsels habe er im Herbst 2012 festgestellt, dass auf dem
Konto , Fremdgeld- bzw. Barauslagendurchlaufer” zahlreiche Betrage aus Akten von Dr.
**xBf2*** gelegen seien, die durch die Konten nicht gedeckt gewesen seien, sondern
offensichtlich vom bisherigen Substanzgesellschafter entnommen worden seien, und teilweise
schon erhebliche Zeit auf diesem Konto gebucht gewesen seien. Wesentliche eingegangene
Fremdgeldbetradge seien nicht weiterliiberwiesen worden. Es habe aber auch als Fremdgeld
gebuchte Betrage, die als Honorar oder Honorarakonto zu verbuchen gewesen sein diirften,
gegeben.

Fiir den Fall, dass die Abgabenbehorde zur Auffassung gelange, dass keine ausreichende
ordnungsgemalie Fremdgeldgebarung vorliege, um die Fremdgelder als steuerneutrale
Durchlaufposten behandeln zu kénnen, wurden als Beilage die jeweiligen Salden des
Fremdgeldkontos der Jahre 2004 bis 2013 bekannt gegeben.

Am 14.04.2014 brachte der steuerliche Vertreter des Bf2, ***C*** ebenfalls eine
Selbstanzeige ein und brachte darin im Wesentlichen vor, dass im Rahmen der Ermittlung des
Auseinandersetzungsguthabens sowie des (ausscheidensbedingten) Ubergangs- und
VerauRerungsgewinns die Buchhaltung durchgesehen worden sei und dabei — gemessen an der
Rechtsprechung des VWGH zur Abgrenzung Fremdgeld / Honorarerldse — bei einigen Projekten
Abwicklungsfehler entdeckt worden seien. Mangels Zugang zu den Buchhaltungsunterlagen
der Sozietdt fur den abgabenrechtlichen Verjahrungszeitraum 2004 - 2012 misse Dr.
*EXBf2*** flir diesen Zeitraum eine geschatzte Selbstanzeige einbringen und beziehe sich
dafiir aus Griinden der finanzstrafrechtlichen Vorsicht auf jene Anderungen der
Bemessungsgrundlagen, welche ***B*** im Rahmen der am 28.03.2014 beim Finanzamt Linz
fir Dr. ¥**A*** eingebrachten Selbstanzeige - bei vollem Zugang zu den
Buchhaltungsunterlagen dieser Jahre — dargestellt habe.

Am 07.05.2014 wurde die Feststellungerklarung 2012 fir die Bf1 eingebracht. Darin wurde ein
steuerlicher Verlust in Hohe von € 4.743,09 bekannt gegeben, der sich wie folgt auf die
Gesellschafter verteilt:

[...]
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Hinsichtlich des Bf2 wurde ein Ubergangsgewinn in Héhe von € 438.772,43, ein
VerauBerungsgewinn in Hohe von € 174.173,65 und ein steuerlicher Ergebnisanteil in Hohe
von € 783.772,98 ausgewiesen.

Mit Bescheid vom 24.07.2014 wurden die Einklinfte 2012 erklarungsgemal festgestellt.

Am 01.09.2014 erhob der Bf2 fristgerecht Beschwerde gegen den ihm am 31.07.2014
zugestellten Feststellungsbescheid und beantragte den bekampften Bescheid aufzuheben und
regte gleichzeitig an, fir die Jahre 2004 bis 2012 eine AulRenpriifung durchzufiihren, um die
korrekten Parameter fiir die Ermittlung eines VerduBerungs- und Ubergangsgewinnes
feststellen zu kénnen. Begriindend wurde im Wesentlichen Folgendes ausgefiihrt:

Die dem Feststellungsbescheid zugrundeliegende Steuererklarung enthalte diverse
Unrichtigkeiten auf Sachverhalts- und Bemessungsgrundlagenebene.

Dr. ***A*** habe fiir die Zeitradume 2004 bis 2012 die gesamten Fremdgeldkonten der Sozietat
als steuerpflichtig — und nicht mehr als ertrag- und umsatzsteuerlicher Durchlaufer —
behandelt. Dr. ***Bf2*** habe mit Schriftsatz vom 14.04.2014 dargelegt, dass das
Abrechnungssystem der Rechtsanwaltssozietat grundsatzlich richtig zwischen (steuerlich
durchlaufenden) Fremdgeldern und (steuerpflichtigen) Honoraren getrennt habe, jedoch auf
Projektebene im einzelnen Fall buchhalterische Fehler geschehen seien und daher zumindest
die (durch die periodenrichtige Vereinnahmung von Honoraren aus
Kompensationsvereinbarungen mit Kunden ansteigenden) laufenden Einklinfte der Jahre ab
2008 sowie der VerduBerungs- und Ubergangsgewinn zu korrigieren seien.

Durch die Korrektur der laufenden Ergebnisse wiirden sich der VerduRerungsgewinn und der
Ubergangsgewinn dndern, weil die laufenden Gewinne dem Kapitalkonto gutzuschreiben
seien, Leistungen, die im Ausscheidenszeitpunkt bereits zu einer steuerlichen Realisation
geflhrt hatten, nicht mehr als , halbfertige Erzeugnisse” oder ,noch nicht abrechenbare
Leistungen” auszuweisen seien und Fremdgeldverpflichtungen, die keine mehr seien, weil die
Gelder de facto an die berechtigten Kunden ausbezahlt aber nicht ausgebucht worden seien,
im Begleichungszeitpunkt aus der Buchhaltung auszuscheiden seien.

In den vergangenen Jahren seien folgende Fehler passiert:

¢ Fehler-Typ 1: Trotz Vorliegen einer Kompensationsvereinbarung mit dem Kunden sei das
Honorar nicht bereits bei Eingang des Fremdgeldes erfolgswirksam vereinnahmt worden oder
es sei irrtiimlicherweise ein Honorarakonto auf Fremdgeld gebucht worden oder es sei eine
auftragstibergreifende Kompensation von Fremdgeldern mit Honorar bei demselben Kunden
erfolgt. Der steuerpflichtige Erlos des Veranlagungszeitraumes der Kompensation ,Fremdgeld
mit Honorar” bzw. der Akontovereinnahmung sei dadurch zu niedrig, der Erl6s des
Veranlagungszeitraumes der tatsachlichen Abrechnung zu hoch. Der ,vorgezogene”
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steuerpflichtige Erlos miisse auf die einzelnen Mitunternehmer aufgeteilt werden und erhéhe
daher das steuerliche Kapitalkonto der Mitunternehmer, was den VerauBerungsgewinn des Bf2
verringere. Da fiir die bis zum Kompensationszeitpunkt erbrachten Leistungen aufgrund der
VwGH-Rechtsprechung bereits einkommen- und umsatzsteuerliche Gewinnrealisation vorliege
und die projektbezogenen Aufwendungen ohnehin bereits laufend verbucht worden seien, sei
nach der Gewinnrealisation insoweit der Ausweis von , halbfertigen Arbeiten” und ,fertigen,
aber noch nicht abgerechneten Arbeiten” zur Ermittlung eines Ubergangsgewinnes
denkunmoglich. Soweit derartige Projekte am 31.08.2012 noch nicht abgerechnet worden
seien, dirften sie nicht zum Ubergangsgewinn als ,halbfertige Arbeiten” bzw. ,fertige, noch
nicht abgerechnete Arbeiten” hinzugerechnet werden, weil sonst Doppelversteuerung
vorliege. Soweit hingegen ein Honorarakonto irrtiimlicherweise als steuerneutraler
Durchlaufer gebucht worden sei, sei zwar Einkommen- und Umsatzsteuerwirksamkeit
gegeben, mangels einer vollstandigen Leistungserbringung sei aber der Ausweis von
,halbfertigen Arbeiten” und , fertigen, aber noch nicht abgerechneten Arbeiten” zur Ermittlung
eines Ubergangsgewinnes erforderlich (Ubergangsgewinnneutralitit).

e Fehler-Typ 2: Die von den Anwalten gegebenen Auszahlungsanweisungen der
Nettofremdgeldverpflichtungen (nach Honorarabzug) seien zwar faktisch umgesetzt,
buchhalterisch aber nicht nachvollzogen worden, sodass die Bankkonten zwar niedrige Stande
aufgewiesen hatten, aber die Fremdgeldverpflichtungen weiterhin in voller Hohe ausgewiesen
wirden. Vor dem 31.08.2012 an die Kunden ausbezahlte Fremdgeldverbindlichkeiten seien aus
dem Ubergangsstatus zu eliminieren.

Da der Bf2 mit 31.08.2012 aus der Sozietat ausgeschieden und als Rechtsanwalt emeritiert sei
und im Folgenden keine Erwerbstatigkeit im Sinne des § 37 Abs. 5 EStG ausgelibt habe, stehe
ihm sowohl fiir den VeriduRerungs- als auch den Ubergangsgewinn die Halbsatzbegiinstigung
nach § 37 Abs. 5 EStG zu, zumal auch seit der Betriebseroffnung bzw. dem letzten entgeltlichen

Erwerbsvorgang mehr als 7 Jahre verstrichen seien.

Im Feststellungsbescheid 2012 wiirden daher sowohl der VerauRerungs- als auch der
Ubergangsgewinn dem Grunde nach als ,begiinstigungsfahige Einkiinfte” festgestellt. Da die
konkrete Art der Beglinstigung darin noch nicht festgehalten sei, kdnne im Rahmen des ESt-
Verfahrens und somit auch eines Beschwerdeverfahrens der Antrag auf Halbsatzbegiinstigung
gestellt werden. Dieser sei bereits im Beschwerdeverfahren gegen den ESt-Bescheid 2012 von
Dr. ¥**Bf2*** gestellt worden, werde aber vorsorglich auch im Rahmen dieses
Beschwerdeverfahrens gegen den Feststellungsbescheid 2012 gestellt.

Das steuerliche Kapitalkonto von ***Bf2*** sej zur Ermittlung eines VerduBerungsgewinnes im
Sinne des § 4 Abs. 1iVm § 24 EStG 1988 zumindest um nachfolgende GrélRen zu korrigieren.

Mit Gesellschaftsvertrag vom 29.01.1990 hatten Dr. ***Bf2*** und Dr. ***A*** die ***Bf1***
errichtet. Dr. ***Bf2*** habe seine seit 1973 bestehende Kanzlei und seine Arbeitskraft
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eingebracht und sei an der Mitunternehmerschaft aufgrund eines Substanzvorbehalts zu 100%
substanzbeteiligt (stille Reserven und Firmenwert) gewesen. Dr. ***A*** habe keine
Vermogenseinlage, sondern lediglich seine Arbeitskraft eingebracht, was im steuerlichen Sinne
einen Zusammenschluss im Sinne des Art IV UmgrStG darstelle (nach Rz 1298 UmgrStR sei auch
die Aufnahme eines reinen Arbeitsgesellschafters zur Schaffung oder Erweiterung einer
Mitunternehmerschaft ein Anwendungsfall des Art IV UmgrStG).

Die Ergebnisbeteiligung von Dr. ***A*** habe mit einem Fixum gestartet und sei dann bis auf
45% ab dem Jahr 1997 angewachsen. Aufgrund einer miindlichen Vereinbarung habe die
Gewinn-/Verlustbeteiligung von Dr. ***A*** gb dem Jahr 2011 50% betragen.

Nachweislich der Beilage 6 (Jahresabschluss 1989 des Einzelunternehmens) sowie der Beilage 7
(Erklarung zur Feststellung des Einheitswertes des Betriebsvermogens fir das
Einzelunternehmen) habe das Einzelunternehmen 1989 einen Umsatz von € 992.056 und einen
Gewinn 1989 von € 428.660 sowie zum 01.01.1990 einen Einheitswert des Betriebsvermdgens
von € 135.226 aufgewiesen.

Die Einheitsbewertung zum 01.01.1990 indiziere ein deutlich positives steuerliches
Kapitalkonto des Einzelunternehmens. Die vom Steuerberater der ***Bf1*** gefiihrte
Aufzeichnung der steuerlichen Kapitalkonten starte erst 1992 und gehe von einem
Anfangskapitalkontostand von jeweils Null aus. Diese Annahme sei véllig unrealistisch, weil das
Einzelunternehmen bereits seit 1972 bestanden habe, jahrlich gute Gewinne erwirtschaftet
habe und sogar der niedrige Einheitswert des Betriebsvermoégens kurz vor dem
Zusammenschluss bei € 135.000 zu liegen komme.

Nach der einschlagigen Rechtsprechung des VwGH diirfe auch fir lange zurlickliegende
Zeitrdume nicht die Sachverhaltsermittlung unterlassen werden, jedoch seien die
Beweispflichten dahingehend reduziert zu sehen, dass kein , technischer Beweis” im Sinne der
BAO mehr erforderlich sei, sondern eine Glaubhaftmachung bestimmter Verhéltnisse im Sinne
des § 138 BAO sowie die indirekte Beweisfiihrung ausreiche (vgl. z.B. VwGH 30.09.1998,
93/13/0181 oder 04.11.1998, 93/13/0196). Der VWGH habe auBerdem ausdriicklich
festgehalten, dass aus der Nichtvorlage von Unterlagen, die aus Zeitraumen auRerhalb der
gesetzlichen Belegaufbewahrungsfristen stammen wiirden, keine wie auch immer gearteten
Schlisse zu Lasten des Steuerpflichtigen (mangels Gegenbeweis) gezogen werden dirften
(VWGH 25.04.2013, 2010/15/0101).

Beriicksichtige man die Kapitalkontenentwicklung (Beilage 9), welche auch eine Entwicklung
der Gewinnentnahmen des Bf2 zeige, dann lasse sich erkennen, dass der Bf2 Anfang der 90-er
Jahre im Durchschnitt etwa Entnahmen in H6he von € 230.000 getatigt habe. Bei einem im Jahr
1989 erzielten Gewinn von € 428.660 sei eher wahrscheinlich, dass der Stand des steuerlichen
Kapitalkontos eher das Doppelte des Einheitswerts des Betriebsvermoégens zum 01.01.1990
ausgemacht und somit mindestens € 270.000 betragen habe. Da die steuerliche
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Kapitalkontenentwicklung der NW-Treuhand erst im Jahr 1992 starte, seien zumindest diese
€ 135.000 (wenn nicht sogar das Doppelte) zum steuerlichen Kapitalkonto hinzuzurechnen.

Aufgrund des Einkommen- und Umsatzsteuerbescheid des Dr. ***Bf2*** f{ir 1990 sowie
seines fur die friihen 90-er-Jahre belegten Entnahmeverhaltens sei es umso weniger glaublich,
dass der Stand seines steuerlichen Kapitalkontos zum 01.01.1992 exakt Null betragen habe.
Viel wahrscheinlich sei, dass folgende Gewinnanteile (laut gesellschaftsvertraglicher
Gewinnverteilung) und Gewinnentnahmen (Riickschatzung aufgrund durchschnittlicher
Entnahmen Anfang der 90-er Jahre) fiir die Jahre 1990 und 1991 und folgende Auswirkungen
auf sein steuerliches Kapitalkonto vorliegen wirden:

¢ 1990: Gewinnanteil € 329.060 bei durchschnittlicher Entnahme Anfang der 90-er Jahre von
etwa € 230.000 — steuerliches Kapitalkonto steige um etwa € 100.000

¢ 1991: es wiirden keine Feststellungsbescheide oder ein ESt-Bescheid von Dr. ***Bf2***
vorliegen -> Schatzung mit (Gewinn 1990 + Gewinn 1992) * 0,5 = (329.060 + 225.401) * 0,5 =

€ 277.230 Gewinnanteil fir 1991; durchschnittliche Entnahme Anfang der 90-er Jahre von etwa
€ 230.000 — das steuerliche Kapitalkonto steige um etwa € 47.000

In der Excel-Liste (Beilage 4) bzgl. Fehlern bei der Flihrung der Fremdgeldkonten fanden sich
alle ergebniswirksamen Korrekturen in Zusammenhang mit Fremdgeldverbindlichkeiten,
soweit sie der Akteneinsicht des Dr. ***Bf2*** im Dezember 2013 und Janner 2014 unterlegen
seien. Der Bruttobetrag der ergebniswirksamen Korrekturen betrage € 293.947,75. Im Rahmen
der Vorbereitung der Beschwerde seien noch weitere ergebniswirksame Korrekturen
aufgetaucht. Dies ergebe in Summe einen Betrag von € 326.635,82 brutto bzw. € 272.196,52
netto. Diese Gewinnanteile stiinden zu 55% (vereinbarter Gewinnverteilungsschliissel bis 2011)
Dr. ¥**Bf2*** zu, somit seien ihm noch Gewinne in H6he von € 149.708,08 zuzurechnen. Diese
nachtraglichen laufenden Gewinntangenten wiirden sein steuerliches Kapitalkonto erhdéhen

und damit den VerdulRRerungsgewinn reduzieren.

Die auf der Aktivseite der Ubergangsbilanz angesetzten Betrage fiir ,halbfertige Arbeiten”
wirden sich der sachlichen Nachvollziehbarkeit entziehen. Zwar habe ***B*** (NW-Treuhand)
in seinem E-Mail vom 07.10.2013 dargelegt, wie er rein rechnerisch den ,,Stand der
Besitzposten des Umlaufvermégens” (als Zuschlag zum Ubergangsgewinn) ermittle.
Entsprechend diesen Ausfiihrungen sei der Stand der ,halbfertigen Arbeiten” mit € 773.000,
der Stand der ,fertigen, aber noch nicht abgerechneten Arbeiten” mit € 67.000 angegeben,
wobei Dr. ¥**A*** diese GroRen ***B*** bekannt gegeben habe und letzterer
auskunftsgemalR eine Riickrechnung der Herstellungskosten der ,halbfertigen Arbeiten” und
der ,fertigen, aber noch nicht abrechenbaren Arbeiten” aus dem maximal erzielbaren Honorar
vorgenommen habe (,retrograde Vorgangsweise”). Dem sei Folgendes entgegen zu halten:
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¢ Die ,halbfertigen Arbeiten” sowie ,fertigen, aber noch nicht abrechenbaren Arbeiten”
seien gemald § 6 Z 2 lit b EStG mit steuerlichen Herstellungskosten zu bewerten, wobei
angemessene Teile der Material- und Fertigungsgemeinkosten zu bertcksichtigen seien
(,progressive Vorgangsweise”).

e Nur diese Werte seien in der Ubergangsbilanz als Aktivum anzusetzen und zugleich als
Zuschlag dem Ubergangsgewinn hinzuzurechnen, weil sie bei einer § 4 Abs. 1-
Gewinnermittlung anldsslich der Gewinnrealisation noch einmal Betriebsausgabenwirkung
hatten.

o Da es sich um eine Mitunternehmerschaft handle und daher die ,Gehalter” der
Mitunternehmer (,Unternehmerlohn”) keine Betriebsausgaben darstellen wiirden,
konnten sich die Herstellungskosten der , halbfertigen Arbeiten” und der ,fertigen, aber
noch nicht abrechenbaren Arbeiten” im Wesentlichen nur auf ,Aufwand fiir Material und
sonstige bezogene Herstellungsleistungen” sowie ,Personalaufwand” beziehen.

o Nachweislich der Erfolgsrechnung 01.01.-31.08.2012 lagen diese erheblich unter den
angesetzten Betragen; dementsprechend sei der Zuschlag in der
Ubergangsgewinnermittlung wesentlich zu hoch.

o Selbst, wenn man im Sinne der Rz 2254 EStR in Ermangelung einer (gesetzlich nicht
vorgeschriebenen) Kostenrechnung die Herstellungskosten nur retrograd ermitteln
kénnte, missten die Abschlagssatze im Sinne der VWGH-Entscheidung vom 24.04.1990,
89/14/0279, statistisch aus dem Geschehen des konkreten Betriebes belegt werden; dies
sei nicht erfolgt.

Dr. ¥**Bf2*** konne diese Zuordnung von Aufwendungen zu Projekten selbst ebenfalls nicht
mehr vornehmen, weil er keinen Zugang zu projektbezogenen Daten habe.

Dariiber hinaus sei der Ubergangsgewinn um Fremdgeldverbindlichkeiten zu reduzieren, die
kraft Kompensationsvereinbarung mit den Kunden, als Honorarakonto oder kraft
auftragstibergreifender Kompensation bei demselben Kunden periodengerecht ins Honorar
umzubuchen und dementsprechend am 31.08.2012 nicht mehr vorhanden seien.

Ausgehend von der Steuererklarung seien zumindest folgende Korrekturen vorzunehmen:

e Reduktion der Zuschlage fiir , halbfertige Arbeiten" und ,fertige, aber noch nicht
abrechenbare Arbeiten” von € 375.000 + € 67.124,03 auf € 20.490 + € 179.045 -> Kiirzung
des Ubergangsgewinnes um € 242.589,03 auf € 196.183,40

e Steuerliches Eigenkapital Dr. ***Bf2*** am 31.08.2012 laut Berechnung Dr. ***A*** /
**xB*k* yor Berlicksichtigung des Ubergangsgewinnes: - € 47.937,75

e Erhohung des steuerlichen Kapitalkontos um den Stand des (rekonstruierten) steuerlichen
Kapitalkontos im Zusammenschlusszeitpunkt: + € 270.000 (in eventu: + € 135.000)
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e Erhdhung des steuerlichen Kapitalkontos um die rekonstruierte Differenz zwischen der
Gewinntangente 1990 und der durchschnittlichen Entnahme von Dr. ***Bf2*** Anfang der
90-er Jahre: + € 100.000

e Erhohung des steuerlichen Kapitalkontos um die rekonstruierte Differenz zwischen der
geschatzten Gewinntangente 1991 und der durchschnittlichen Entnahme von Dr.
***ABf2*** Anfang der 90-er Jahre: + € 47.000

e Erhohung des steuerlichen Kapitalkontos um die korrigierten Gewinntangenten aus , Fehler
Typ 1“ und ,Fehler Typ 2“, eingeschliffen mit dem gesellschaftsrechtlichen
Gewinnverteilungsschliissel der Sozietat: + € 149.708

e Erhéhung des steuerlichen Kapitalkontos um den korrigierten Ubergangsgewinn:
+€196.183,40

e ,Korrigiertes steuerliches Eigenkapital Dr. ***Bf2*** NACH Wechsel der
Gewinnermittlung” = € 714.953,65

e VerduRerungsverlust 2012 = VerdauBerungserlos iHv € 516.653,45 - steuerliches
Kapitalkonto im Ausscheidenszeitpunkt iHv € 714.953,65 = € - 198.300,20

Dr. ***A*** habe mit Schreiben vom 21.03.2014 angekiindigt, ab April 2014 seinen
monatlichen Ratenverpflichtungen zur Begleichung des Kaufpreises fiir die Ubernahme des
Mitunternehmeranteiles nicht mehr nachzukommen und dies dann auch mit April 2014 so
umgesetzt. Dementsprechend wiirden seit April 2014 keine Kaufpreisraten mehr zuflieen. Da
die Kaufpreisraten im Zusammenhang mit einer ,Finalbesteuerung” nach § 24 EStG stiinden,
sei der Ausfall der Kaufpreisraten ab 2014 bei der Ermittlung des VerauBerungsgewinnes/-

verlustes des Jahres 2012 zu berlicksichtigen.

Die Ubermittelte Kapitalkontenentwicklung betreffend Dr. ***Bf2*** (Beilage 9) stellt sich wie

folgt dar:
Cowi o E ™ i .
Jahr Gew : Anderung K Uber  KfZ-Tangente+GKK  aperiodische Einlagen/ MWR belegméRiger Nachweis
1952 5 28 Gewinnkomponente’ Entnahmen anteilig
2 20 ] i

1993 264 250 14 21 68 ors
1994 235 262 27 464 o
1995 175 1925 1 80, € a7 270 5nE o
1896 400 182 | g 218 41 11,5 ein
1997 218 333! > 15 39| 78 a0 - ’ hoin
1998 178 1841 733590 € 6" nein
1089 279 2334 i 45 A7 nein
2000 101 108 7 -19 nein
2001 200 21 -11 -22 "?'“
2002 318 327 -9 21 a
2003 262 209 53 18 17 o
2004 200 200 0 25 5
2005 144 152 8 27 B
2006 198 227 29 22 i
2007 111 115 4 -24 i
2008 111 114 3 25 a
2009 113 1z 1 -39 11 4 !a
2010 152 111 41 -19 4 "

SUMMEN 3.885,00 3.746,00 139 -488 34,5 =

Durchschnitt pa 204,47 197,16 732 - 25,68 4,45

Die belangte Behorde kam der Anregung auf Durchfiihrung einer AuBenprifung bei der Bf1l

nach.
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Am 29.06.2016 brachte der Bf2 eine Erganzung zur Beschwerde ein und brachte darin vor,
dass sich Dr. ***Bf2*** und Dr. ***A*** in einer Vergleichsvereinbarung vom 15.04.2016
(Beilage 1) dahingehend geeinigt hatten, die Fehler der Vergangenheit durch ,,Vorziehung der
Erldse in die richtigen Realisationsjahre” wie folgt zu bereinigen:

Umsatz-/ Tangente Dr. Tangente Dr.
Jahr Gewinnerhdhung *AKBF*H* HAEPKEX

2005 11.464,59 6.305,52 5.159,07
2006 0,00 0,00 0,00
2007 8.072,37 4.439,80 3.632,57
2008 24.846,03 13.665,32 11.180,71
2009 31.758,83 17.467,36 14.291,47
2010 8.581,73 4.719,95 3.861,78
2011 45.,213,57 22.606,79 22.606,78
2012 33.007,63 16.503,81 16.503,82
Summe 162.944,75 85.708,55 77.236,20

Der dem Vergleich beiliegende Status sei als solcher nicht Bestandteil der
Vergleichsvereinbarung geworden, sondern sei nur Einigkeit tiber die Hohe der Aktiven, der
Verbindlichkeiten und der Rickstellungen erzielt worden, nicht jedoch (iber die Hohe der
Kapitalkonten zum 31.08.2012.

Diese auf Sachverhaltsebene getroffenen Vereinbarungen hatten aufgrund der VWGH-
Rechtsprechung steuerliche Riickwirkung (,,ex-tunc“-Wirkung), weil es sich um einen
Gesamtvergleich liber die Vermogens- und Ertragsverhaltnisse zum 31.08.2012 handle und
somit eine ,riickwirkende Sachverhaltsgestaltung” auf den 31.08.2012 vorliege (vgl. z.B. VWGH
04.11.1998, 93/13/0186). Dieser Vergleich beseitige nur eine bereits am Bilanzstichtag
bestehende Ungewissheit, schaffe aber keine neuen Rechte, die am Bilanzstichtag noch nicht
bestanden hatten (vgl. z.B. BFH 19.03.2013, IX R 65/10, BFH/NV 2013, 1085f, Rz23).

Die Ergebnisvorziehungen in die Veranlagungszeitraume 2008 — 2012 wirden dort gednderte
Nettohonorarumsatze im Sinne des Gesellschaftsvertrags bewirken, sodass auch der
VerauBerungserlos fiir den Anteil auf der Basis der bereinigten Werte 2008 — 2011 zu

berechnen sei.

Gegenliber der Erstberechnung aus 2012 steige durch die Fehlerkorrekturen der Kaufpreis fir
den Ubergang von 100% der Substanz auf Dr. ***A*** yon € 516.653,45 durch die
Ergebniskorrekturen auf € 530.912,47.

Dr. ***A*** habe aufgrund der im Zeitpunkt des Vergleichsabschlusses bereits vorliegenden
und bekannten Nettohonorarumsatze fir die Jahre 2013 — 2015 entsprechend § 5 Abs. 8 des
Gesellschaftsvertrags eine Verringerung des Abfindungsbetrags von Dr. ***Bf2*** quf 40% des
yalten Mittelwerts” (= Durchschnitt der letzten drei Jahresnettohonorarumsatze:

€ 1.061.824,93) beantragt. Der ,,neue Abfindungsbetrag” sei € 424.729,96.
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Diese bereits im Gesellschaftsvertrag vorgesehene Kaufpreiskorrektur betreffe die Hohe des
fir 2012 zu ermittelnden VerauRerungsgewinns nach § 24 EStG an der Wurzel. Dariiber hinaus
sei im Zeitpunkt der zahlenmaRigen Konkretisierung der Abfindungsreduktion das
Abgabenverfahren 2012 durch Rechtsmittelverfahren noch ,offen” (d.h. noch nicht
rechtskraftig).

Da diese Regelung im direkten Zusammenhang mit einer , Finalbesteuerung” nach § 24 EStG
stehe, sei diese Abfindungsreduktion unmittelbar bei der Ermittlung des
VerauRerungsgewinnes/-verlustes des Jahres 2012 zu bericksichtigen, wofir (in eventu) auch
der Antrag nach § 295a BAO gestellt werde. Diese Vorgangsweise sei verfassungsrechtlich
geboten.

Aufgrund Pkt. 2.1.2. des Vergleichs vom 15.04.2016 betrage die monatliche Rate zwischen
01.09.2012 und 31.12.2015 € 5.903,83 und erhdhe sich ab 01.01.2016 auf € 6.163,60.

Die , halbfertigen Arbeiten” sowie ,fertigen, aber noch nicht abrechenbaren Arbeiten” seien
gemall § 6 Z 2 lit b EStG mit steuerlichen Herstellungskosten zu bewerten, wobei angemessene
Teile der Material- und Fertigungsgemeinkosten zu bericksichtigen seien. Nur diese Werte
seien in der Ubergangsbilanz als Aktivum anzusetzen und zugleich als Zuschlag dem
Ubergangsgewinn hinzuzurechnen, weil sie bei einer § 4 Abs. 1-Gewinnermittlung anlisslich
der Gewinnrealisation noch einmal Betriebsausgabenwirkung hatten (vgl. zB VwGH
25.07.2013, 2011/15/0046).

Die Zuschlage fir ,halbfertige Arbeiten” und ,fertige, aber noch nicht abrechenbare Arbeiten”
zum 31.08.2012 seien auf € 199.535 (€ 20.490 und € 179.045) zu reduzieren und der
Ubergangsgewinn um € 242.589,03 zu kiirzen.

Die Diskrepanz zwischen Aktiv- und Passivseite der Bilanz beruhe nicht auf Uberentnahmen des
Dr. ¥**Bf2*** sondern auf Buchhaltungsfehlern der Jahre 2008 — 2012, welche im Rahmen
des Vergleichsabschlusses korrigiert worden seien. Da einerseits Uberentnahmen des Dr.
**EBf2*** nicht stattgefunden hatten und andererseits die Fremdgeldverpflichtungen zum
31.08.2012 um erhebliche Betrdage nach unten zu korrigieren seien, entfalle der Aktivposten
mit dem Betrag von € 270.000 ersatzlos. Er finde sich dementsprechend auch im
Vergleichsstatus vom 15.04.2016 nicht wieder.

Dass es vollig unrealistisch sei, dass der Stand des steuerlichen Kapitalkontos des Dr.
*EXBf2*** am 01.01.1992 Null gewesen sei, werde nunmehr anhand von Unterlagen
dokumentiert, welche Dr. ***Bf2*** noch gefunden habe.

Nach der Rechtsprechung des VWGH diirfe einer vom Steuerpflichtigen anhand der eigenen
Erinnerung sowie von anderen Hilfsmitteln selbst erstellten ,Rekonstruktion der
Vergangenheit” nicht a priori der Charakter eines Beweismittels abgesprochen werden, weil im
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Abgabenverfahren der Grundsatz der Unbeschranktheit der Beweismittel (§ 166 BAO) gelte
(vgl. VWGH 13.09.1994, 94/14/0066).

Der VwWGH habe auch ausdriicklich ausgefiihrt, dass der Beweiswert des Beweismittels
»Rekonstruktion” nicht dadurch geschmalert werde, dass ,,Grundaufzeichnungen” nicht oder
nicht mehr im Original vorhanden seien, weil es sich dann bei den vorgelegten Unterlagen um
Indizienbeweise handle, die im Rahmen der freien Beweiswiirdigung (§ 167 BAO)
gegeneinander abzuwagen und zu wiirdigen seien (vgl. VWGH 13.09.1994, 94/14/0066).

Der UFS Wien habe im Erkenntnis RV/2429-W/02 vom 30.11.2005 die Ansicht bestatigt, dass
bei einem Zusammenschluss zu einer Mitunternehmerschaft mit nachgangiger Aufgabe der
Mitunternehmerschaft (§ 24 EStG) Fehler in der laufenden Gewinnermittlung der
Mitunternehmerschaft eine Auswirkung auf das steuerliche Kapitalkonto des Mitunternehmers
haben kénnten und daher bei der Kapitalkontenentwicklung zu korrigieren seien, und im Falle
der Ubernahme unrichtiger Kapitalkontenentwicklungen der Vergangenheit in die
Mitunternehmerschaft zwingend die ,, Er6ffnungsbilanz” der Mitunternehmerschaft zu
korrigieren und dort das ,richtige” steuerliche Kapitalkonto des Mitunternehmers anzusetzen
sei, zumal sowohl die Zeiten vor als auch nach der zusammenschlussbedingten Begriindung der
Mitunternehmerschaft geeignet seien, die Hohe des VerduRerungs- und/oder
Aufgabegewinnes im Sinne des § 24 EStG zu beeinflussen.

Der UFS Graz habe in seinem Erkenntnis RV/0002-G/08 vom 06.02.2009 ausgefiihrt, dass bei
erkannten Fehlern der Vergangenheit sowohl in einer ,Aufgabebilanz” als auch in einer
»Kapitalkontenentwicklung” nicht mehr als ein ,,rechnerischer Kontenabschluss” gesehen
werden konne, weder der Aufgabebilanz noch der steuerlichen Kapitalkontenentwicklung eine
besondere steuerliche Aussagekraft zukommen kdnne, sondern vielmehr unter Heranziehung
aller denkmdglichen Beweismittel aus der Vergangenheit die steuerliche
Kapitalkontenentwicklung zu korrigieren sei, um eine , korrekte Abzugspost vom

Verdulerungserlos” aufweisen zu kénnen.
Als weitere Beweismittel fiir die Rekonstruktion der Vergangenheit wiirden vorgelegt:

e Der Jahresabschluss fir 1989 (Beilage 6 der Beschwerde),

e Einkommensteuerbescheid 1989 Dr. ***Bf2*** vom 30.04.1992, welcher Einkiinfte aus
selbstandiger Tatigkeit in Hohe von € 434.986,66 aufweise (Beilage 4),

e die Erklarung der Einkiinfte von Personengesellschaften 1990 fir die Sozietat, die fir Dr.
**XBf2*** eine Gewinntangente von € 329.060 aufweise (Beilage 5),

e die Erklarung der Einkiinfte von Personengesellschaften fir das Jahr 1991 (Beilage 6),
welche fir Dr. ***Bf2*** eine Gewinntangente von € 269.095,70 aufweise,

e der Einkommensteuerbescheid 1991 Dr. ***Bf2*** vom 03.11.1992, welcher Einkiinfte aus

selbstandiger Tatigkeit aus der Sozietadt von € 269.095,70 aufweise (Beilage 7)
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Durch den Einheitswertbescheid zum 01.01.1990 sei ein positives steuerliches Kapitalkonto des
Einzelunternehmens (= Anfangsbestand des steuerlichen Kapitalkontos in der
Mitunternehmerschaft 1990) nachgewiesen. Durch die bekannt konservative Bewertung fiir
Zwecke der Ermittlung des Einheitswerts und nach 17 Jahren erfolgreicher Tatigkeit als
Rechtsanwalt sei nicht nur der simple Einheitswert als steuerliches Kapitalkonto anzusetzen,
sondern geschatzt mindestens der doppelte Einheitswert.

Der Gewinn des Einzelunternehmens des Jahres 1989 habe knapp € 430.000 betragen, die
tabellarisch nachgewiesene Entnahme des Dr. ***Bf2*** in den 90-er Jahren habe
durchschnittlich etwa € 230.000 betragen, sodass dadurch auch der doppelte Einheitswert zum
01.01.1990 als steuerliches Kapitalkonto mehr als glaubhaft gemacht sei.

Die Gewinntangente fiir 1990 des Dr. ***Bf2*** von € 329.060 habe durch die Vorlage der
Feststellungserklarung und des ESt-Bescheides nachgewiesen werden kénnen, die
durchschnittliche jahrliche Entnahme hatte in den 90-er Jahren etwa € 230.000 betragen,
sodass das steuerliche Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** um den Saldo von Gewinntangente und
Entnahme (somit um € 100.000) gestiegen sein misse.

Die Erklarung der Einklinfte von Personengesellschaften fir 1991 und der ESt-Bescheid 1991
wirden fur Dr. ***Bf2*** einen Gewinnanteil von € 269.095,70 aufweisen. Die im
Beschwerdeschriftsatz vorgenommene Schatzung als Mittelwert der Gewinntangenten der
Jahre 1990 und 1992 habe eine Schatzung der Gewinntangente 1991 von € 277.230 ergeben.
Dies beweise die Validitat der vorgenommenen Schatzung, zumal die Abweichung nur etwa
€ 8.000 betrage.

Da die jahrlichen, durchschnittlichen Entnahmen des Dr. ***Bf2*** in den 90-er Jahren etwa
€ 230.000 betragen hatten, sei somit das steuerliche Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** im Jahr
1991 um etwa € 40.000 gestiegen.

Daraus wiirden sich folgende fiir die Berechnung des VerdauRRerungsgewinns relevante
Aussagen treffen lassen:

e 1990 und 1991 wiirden Zeitraume der Mitunternehmerschaft betreffen, fiir die in der
steuerlichen Kapitalkontenentwicklung des ***B*** (Beilage 8 zur Beschwerde) Werte
fehlen wiirden.

e Darin hatten auch noch die exakten Kapitalkontenentwicklungen der Jahre 2011 und 2012
(bis 31.08.2012) gefehlt. ***B*** habe anlasslich der Einreichung der Steuererklarung nach
§ 188 BAO im April 2014 eine vervollstandigte Kapitalkontenentwicklung flir Dr. ***Bf2***
betreffend den Zeitraum 1992 — 31.08.2012 vorgelegt (Beilage 3 zu diesem Schriftsatz), von
welcher in weiterer Folge bei den Korrekturen fiir den VeraufRerungs- und
Ubergangsgewinn ausgegangen werde.
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Das steuerliche Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** sei a priori um € 140.000 zu erhdhen (=

€ 100.000 fiir 1990, € 40.000 fur 1991).

In § 1 des Zusammenschlussvertrags vom Janner 1990 habe Dr. ***Bf2*** einen ,, 100%-
igen Substanzvorbehalt” ausgesprochen, d.h. Dr. ***A*** — sowie auch alle anderen in der
Sozietat tatigen Rechtsanwalte — sei(en) wahrend der gesamten Bestandsdauer der
Mitunternehmerschaft reine Arbeitsgesellschafter (arg , Dr. ***Bf2*** ist und bleibt zu
100% substanzbeteiligt®).

Der Vorbehalt sei nach Rsp (vgl. BFG 16.05.2014, RV/5100294/2012) und
Verwaltungspraxis (vgl. Rz 1327ff UmgrStR) Gber allfdllige Erganzungs- oder Sonderbilanzen
zu beriicksichtigen und werde im Falle der VeraulRerung oder Aufgabe des
Mitunternehmeranteils relevant.

Dementsprechend werde der im Zusammenschlusszeitpunkt vorhandene Betrag
(gedanklich) liber eine Erganzungsbilanz des Dr. ***Bf2*** gefiihrt, wahrend fiir die Zeit
der gemeinsamen Mitunternehmerschaft in einer (gedanklichen) steuerlichen
Mitunternehmerbilanz die steuerlichen Kapitalkonten im Janner 1990 mit Null starten und
sich durch die Gewinne bzw. Entnahmen im Laufe der Zeit entwickeln wiirden.

Da die Ubergangsbilanz zum 31.08.2012 so etwas wie die ,Schlussbilanz der gemeinsamen
Mitunternehmerschaft” sei, wiirden sich in dieser die steuerlichen Kapitalkonten der
Sozien aufgrund der laufenden Gewinn- und Entnahmesituation sowie eine Erhéhung des
steuerlichen Kapitals aufgrund einer Ermittlung eines Ubergangsgewinns von § 4 Abs. 3
EStG auf § 4 Abs. 1 EStG abbilden.

Da die Einnahmen-Ausgaben-Rechnung nur eine vereinfachte Form des steuerlichen
Betriebsvermogensvergleichs sei und nach der Vornahme einer
Ubergangsgewinnermittlung der besteuerte Totalgewinn gleich hoch sein miisse, miisste
rein theoretisch auch das in der Ubergangsbilanz zum 31.08.2012 ausgewiesene steuerliche
Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** (nach Erhéhung um einen allfilligen Ubergangsgewinn)
dem ,richtigen steuerlichen Kapitalkonto” fiir die Zeit der gemeinsamen
Mitunternehmerschaft entsprechen.

Da Dr. ***Bf2*** aber in § 1 GesV einen dauerhaften Substanzvorbehalt ausgesprochen
habe, misse nunmehr im Rahmen der ,,Finalbesteuerung” nach § 24 EStG auch dieser
Vorbehalt dadurch berlicksichtigt werden, dass das steuerliche Kapitalkonto im
Zusammenschlusszeitpunkt 1990 sowie die Kapitalkontendanderungen 1990 und 1991 vom
steuerpflichtigen VerauRerungserlos abgezogen wirden.

Wirde man die steuerliche Kapitalkontenentwicklung der Jahre 1973 bis inclusive 1991 bei
der Ermittlung des VerauRerungsgewinns nicht berlicksichtigen, kime es zu einem
unerklarlichen Wertungswiderspruch zu dem —im Sinne der Alleininhabertheorie
malgeblichen — Vergleichssachverhalt mit der Besteuerung als Einzelunternehmer: hatte
Dr. ***Bf2*** zwischen 1973 und 2012 (fiktiv) stets nur ein Einzelunternehmen gefihrt,
ware der Stand des steuerlichen Kapitalkontos des Dr. ***Bf2*** zum 01.01.1990
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selbstverstandlich vom VerdulRerungserlos des Jahres 2012 im Sinne des § 24 EStG
abzuziehen.

¢ Dementsprechend sei der Stand des steuerlichen Kapitalkontos des ehemaligen
Einzelunternehmers zum 01.01.1990 im Rahmen der VerdauRerungsgewinnermittlung
zwingend als Abzug vom Veraullerungserlos zu berticksichtigen.

e Dasselbe gelte fiir die (rekonstruierten) Anderungen des steuerlichen Kapitalkontos des Dr.
*EXBf2*** in den Jahren 1990 und 1991.

Bei der Berechnung des VerdauRerungsgewinns werde davon ausgegangen, dass sich die im
Gesellschaftsvertrag vereinbarte Wertsicherung der Raten und die bankiblichen Sollzinsen
einander etwa ausgleichen, sodass der im Gesellschaftsvertrag genannte Wert als sog.
»Barpreis” im Sinne des § 24 EStG gelte. Der VerduRerungserlos betrage wegen der in § 5 Abs.
8 des Gesellschaftsvertrags vorhandenen Abfindungsbeschrankung nicht mehr € 530.912,40,
sondern € 424.729,96.

Der Ubergangsgewinn berechne sich ohne Vergleich hinsichtlich des Stands der ausgewiesenen
Kapitalkonten mit € 193.183,40. Daraus lasse sich das steuerliche Kapitalkonto wie folgt

ableiten:

AusgangsgroBen bzw. Korrekturposition Wert bzw. Fundstelle in
Korrekturbetrag Schriftsatzen oder

Beilagen

Stand strl. Kapitalkonto Dr. ***Bf2*** |t, -114.491,62 | Beilage 3 zu diesem

Entwicklung ***B*** f{ir die Zeitrdume 1992 Schriftsatz

— 31.8.2012 (vor Korrektur um

»Ergebnisvorziehung”)

+ Erhohung des steuerlichen + 85.708,55 | Beilage 2 zu diesem

Kapitalkontos Dr. ***Bf2*** um die Schriftsatz

,vorgezogenen Gewinntangenten” aus

der Fremdgeldkorrektur 2005 — 2012

+ Ubergangsgewinn Dr. ***Bf2*** yon + 193.183,40 | Pkt. 3.1. dieses

§ 4 Abs. 3 EStG auf § 4 Abs. 1 EStG Schriftsatzes

+ rekonstruierte Erhéhung des + 100.000 | Beilage 10 vom

steuerlichen Kapitalkontos Dr. ***Bf2*** 01.09.2014 sowie Beilage

far 1990 5 zu diesem Schriftsatz

+ rekonstruierte Erhéhung des + 40.000 | Beilagen 6 und 7 zu

steuerlichen Kapitalkontos Dr. ***Bf2%** diesem Schriftsatz

far 1991

+ rekonstruierter Stand des 270.000,00 | Beschwerde vom

steuerlichen Zusammenschlusskapitals 01.09.2014 sowie

Dr. ¥**Bf2*** bei Begrindung der Ergdanzungsschriftsatz

Sozietat

Korrigiertes steuerliches Kapitalkonto des 574.400,33

Dr. ***Bf2*** zum 31.08.2012
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Aus einer Gegeniberstellung des VerauBerungserloses (€ 424.729,96) und des steuerlichen
Kapitalkontos (€ 574.400,33) ergebe sich ein steuerlicher VerdauBerungsverlust in Hohe von
€ 149.670,37.

Dieser kdnne nach freier Wahl des Steuerpflichtigen innerhalb derselben Einkunftsquelle
verrechnet werden, wobei sich Dr. ***Bf2*** daflir entscheide, den VeraulRerungsverlust
vorrangig gegen den laufenden steuerlichen Gewinn 2012 aus der Sozietat zu verrechnen und
die halbsatzbegiinstigten Betrige aus dem Ubergangsgewinn 2012 im héchstméglichen
Umfang zu erhalten.

Somit wiirden sich fiir die Gewinntangente des Dr. ***Bf2*** folgende GrofRen ergeben:

e VerduRerungsverlust zum 31.08.2012: € 149.670,37

e Ubergangsgewinn zum 31.08.2012: € 193.183,40

¢ Laufender Gewinn fiir den Zeitraum 01.01. —31.08.2012: € 190.566,54 (= € 174.062,73 +
16.503,81)

¢ Laufender Gewinn 2012 nach Ausgleich mit dem VerduRerungsverlust 2012 aus derselben
Einkunftsquelle: € 40.896,17

Aus der als Beilage 1 libermittelten Vereinbarung vom 15.04.2016 geht im Wesentlichen
Folgendes hervor:

»1.3 Das Ausscheiden von Dr. ***Bf2*** qus der gemeinsamen Gesellschaft erfolgte mit Ablauf
des 31. August 2012, der Betrieb (im Folgenden auch ,,Kanzlei") ist zu diesem Zeitpunkt mit
allen Aktiven und Passiven auf Dr. ***A*** (ibergegangen. Der im Gesellschaftsvertrag
vorgesehene Abfindungsbetrag wurde mit € 518.324,83, die monatliche Rate mit € 5.903,83
ermittelt. Dr. ***A*** hat aufgrund der in der Folge entstandenen Differenzen mit April des
Jahres 2014 die Ratenzahlung eingestellt. Die Ratenzahlung wurde ab Juni 2015 wieder in der
urspriinglichen Héhe von € 5.903,83 aufgenommen und ab 1. April 2016 auf den
wertgesicherten Betrag von € 6.163,60 erhéht. Der vorerst offen gebliebene Riickstand und die
Wertsicherung zwischen Jinner 2016 und Mdrz 2016 sind im Zeitpunkt des Abschlusses dieser
Vereinbarung ebenfalls bereits bezahlt. |[...]

2.1.1 Der Abfindungsbetrag nach § 5 Abs. 1 und 2 des Gesellschaftsvertrages betriigt

€ 530.912,47. Seiner Berechnung liegt ein durchschnittlicher jihrlicher Nettohonorarumsatz der
Kanzlei in den Jahren 2009, 2010 und 2011 von € 1.061.824,93 zugrunde. Die von Dr. ***A***
mit dem Ubergang der Kanzlei iibernommenen Verbindlichkeiten werden auf den bar zu
entrichtenden Abfindungsbetrag nicht angerechnet.

2.1.2 Die monatliche Rate betrdigt bis einschliefSlich Dezember 2015 € 5.903,83. Sie erhéht sich
aufgrund der gesellschaftsvertraglich vereinbarten Wertsicherung mit 1. Jéinner 2016 auf

€ 6.163,60. Flir die Wertsicherung wird in Zukunft ein Schwellenwert von 2% eingefiihrt, wobei
als Ausgangsindex der Index fiir JGnner 2016 herangezogen wird. [...]

2.2.2 Dr. ***A*** hat mit der Begriindung, dass der Mittelwert neu unter dem Mittelwert alt
liegt, eine Preisminderung verlangt. Die Parteien sind (ibereingekommen, den geminderten
Abfindungsbetrag schon jetzt — allerdings nur vorlédufig — anhand der bereits vorliegenden
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Jahresumsatzsteuererkldrungen bzw. Umsatzsteuervoranmeldungen und der Kontoausziige der
Konten ,,Honorare 20%" und ,,IGE-Erlése” des Dr. ***A*** fiir die Jahre 2013, 2014 und 2015
gemeinsam festzustellen. [...]

2.2.7 Der Ermittlung des durchschnittlichen Nettohonorarumsatzes fiir die Jahre 2013, 2014
und 2015 zur Berechnung der Minderung des Abfindungsbetrages liegen folgende Annahmen
bzw. Vorgaben zugrunde: [...]

aus dem Nettohonorarumsatz dieser Jahre sind jene Nettohonorareinnahmen auszuscheiden,
die vereinbarungsgemdyf nunmehr bereits in den Vorjahren als Einklinfte erfasst werden. Es
handelt sich dabei um einen Nettohonorarbetrag von € 162.944,75, der — unabhdngig von den
Ergebnissen einer Betriebspriifung bzw. von der steuerlichen Beurteilung durch die
Finanzbehérden und Gerichte — in dieser Hbohe endgiiltig festgelegt wird; [...]

2.2.8 Der Mittelwert neu betrdgt vorléufig € 423.801,67. Da gemdfs Punkt 2.2.1 die Grenze fiir
die Minderung des Abfindungsbetrages € 424.729,96 darstellt, betréigt der geminderte
Abfindungsbetrag vorldufig € 424.729,96. Dieser Abfindungsbetrag stellt bis zum Vorliegen der
rechtskrdftigen Steuerbescheide fiir die Jahre 2013 bis 2015 und der damit verbundenen
Berechnung des endgiiltigen (geminderten) Abfindungsbetrages die Grundlage fiir die
Ratenzahlung des Dr. ***A*** dar.

2.2.9 Der endgiiltige Abfindungsbetrag wird nach Vorliegen der rechtskrdftigen
Steuerbescheide iiber die Nettohonorarumsdétze der Kanzlei in den Jahren 2013, 2014 und 2015
nach den in den vorangehenden Punkten dargestellten Grundséitzen berechnet. [...]

2.3 Vermégen zum 31. August 2012

Die Parteien gehen davon aus, dass die Aktiva des libertragenen Betriebes zum 31. August 2012
€ 318.828,91 betragen haben. An Verbindlichkeiten und Riickstellungen libernahm Dr. ***A***
€ 237.841,33 (darin enthalten sind Fremdgeldverbindlichkeiten von € 114.355,05).“

In einem Schreiben des steuerlichen Vertreters der Bf1 an den Betriebsprifer vom 09.09.2016
erklarte dieser, dass das Kapitalkonto des Arbeitsgesellschafters Dr. ***A*** f(ir den gesamten
Zeitraum des Bestehens der Kanzleigemeinschaft vom 01.02.1990 bis 31.08.2012 liickenlos
nachvollziehbar sei und einen rechnerischen Saldo an noch nicht entnommenen
Gewinnanteilen per 31.08.2012 in Hohe von € 47.477,30 ergebe.

Wie dem beiliegenden Status per 31.08.2012, der auch als Unterlage fir die
Vergleichsvereinbarung gedient habe, zu entnehmen sei, sei im mit € - 43.725,92
ausgewiesenen negativen Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** der Ubergangsgewinn in Héhe von
€ 193.183,40 bereits enthalten.

Ohne Ubergangsgewinn betrage das Kapitalkonto Dr. ***Bf2*** _ € 236.909,32. Dieser Betrag
errechne sich als Saldo aus den in der Vergleichsvereinbarung angefiihrten Aktiva von

€ 318.828,91, den Verbindlichkeiten und Riickstellungen von € 237.841,33 sowie dem ebenfalls
auBer Streit gestellten Kapitalkonto des Dr. ***A*** yon € 124.713,50.

Bei dem Betrag von € 114.491,62 handle es sich um die Summe der Uberentnahmen von Dr.
***Bf2*** yvon 01.01.1992 bis 31.08.2012, die in Folge Fehlens der ersten beiden Jahre der
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Kanzleigemeinschaft keine Riickschliisse auf das Kapitalkonto Dr. ***Bf2*** zum 31.08.2012
bzw. 01.02.1990 zulassen wirden.

Am 14.02.2017 brachte der Bf2 eine weitere Beschwerdeerganzung ein und fihrte darin im
Wesentlichen Folgendes aus:

In der Besprechung vom 02.11.2016 sei seitens der AuBenprifung vertreten worden, dass der
VerauBerungsgewinn bei Dr. ***Bf2*** und der bei Dr. ***A*** im Rahmen des Erwerbs des
Mitunternehmeranteils zu aktivierende Praxiswert (§ 6 Z 8 lit b EStG) korrespondierende und
letztlich sogar betragsidente GroRen sein miissten. Dies ware auch vor dem Hintergrund zu
sehen, dass in den Wirtschaftsgitern des Anlage- und Umlaufvermdégens relativ wenig stille
Reserven stecken wiirden und der Grof3teil des wirtschaftlichen Kaufpreises fiir den
Mitunternehmeranteil auf den Praxiswert entfalle.

Dem werde entgegengehalten, dass die VerduBerungsgewinnermittlung beim Verkaufer nach
§ 24 EStG und die Ermittlung der Anschaffungskosten des erwerbenden Mitunternehmers nach
§ 6 Z 8 lit b EStG nur am ,,Beginn der Berechnung” tGber den , VeraulRerungserlos” miteinander
zusammenhangen wirden. Gegenstandlich ware das die Summe der vereinbarten Nennwerte
der wertgesicherten Raten.

Auf der Seite des Verkadufers sei vom VerdauRerungserlds das steuerliche Kapitalkonto —und
diverse Korrekturposten zum steuerlichen Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** — abzuziehen
(Netto-Methode). Nach herrschender Finanzverwaltungspraxis und auch der hA im sonstigen
Fachschrifttum sei zur Bestimmung der Anschaffungskosten des ibernommenen
Mitunternehmeranteils der sog. , wirtschaftliche Kaufpreis” zu ermitteln, der dann nach
objektiven Wertregeln auf die Wirtschaftsglter der Aktivseite (Anlagevermaogen,
Umlaufvermogen, sonstige unkorperliche und bislang nicht aktivierte Wirtschaftsgtiter des
Anlagevermégens und im AusmaR eines Uberhangs auf den Praxiswert) aufzuteilen sei.

Fir die Ermittlung der Anschaffungskosten der Aktivseite des Erwerbers seien der Barkaufpreis,
die Summe der mit Nennwerten oder Barwerten bewerteten Kaufpreisraten, und
Ubernommene Passivposten (Verbindlichkeiten, Riickstellungen, PRA usw.)

zusammenzurechnen.

Da im gegenstandlichen Beschwerdefall der Kdufer neben den Kaufpreisraten auch die am
31.08.2012 vorhandenen Passivposten zu (ibernehmen gehabt habe, ergebe sich fir ihn der
»wirtschaftliche Kaufpreis” aus der Summe der Kaufpreisraten und der ibernommenen
Betriebspassiven. Von diesem seien nach Finanzverwaltungspraxis und hA im Fachschrifttum
die Teilwerte der ibernommenen Aktiva abzuziehen. Der nicht dem vorhandenen Anlage- und
Umlaufvermogen zuordenbare Betrag sei dann als Firmen- oder Praxiswert auszuweisen und

zu aktivieren.
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Es sei aufgrund der unterschiedlichen Ermittlungs- und Vorgangsweisen hochgradig
unwahrscheinlich, dass der VerauRRerungsgewinn des Dr. ***Bf2*** und der Praxiswert des Dr.
*EXA*EX betragsidente GroRen seien. In diesem Sinne werde das Beschwerdebegehren vom
01.09.2014 sowie vom 29.06.2016 vollumfanglich aufrechterhalten.

Am 13.06.2017 wurde eine Schlussbesprechung abgehalten und in der dartiber
aufgenommenen Niederschrift auf das Besprechungsprogramm vom 11.04.2017 verwiesen
und wurden jene Punkte angefiihrt, die bei der Schlussbesprechung abgedndert wurden bzw.
zu denen im Zuge der Schlussbesprechung Anmerkungen seitens der steuerlichen Vertreter
gemacht wurden. Im Folgenden werden die wesentlichen Punkte aus Besprechungsprogramm
und Niederschrift dargestellt:

Pkt. 2: Verschiebung der Einnahmen / Fremdgelder:

Die vorgelegte Liste sei mit Dr. ***Bf2*** gbgestimmt und werde daher der Besteuerung
zugrunde gelegt. Die Betrdage 2005 bis 2007 seien im ersten (nicht verjahrten) Prifungsjahr
2008 unter Hinweis auf die Bestimmung des § 4 Abs. 2 EStG umsatz- und ertragsteuerlich zu
beriicksichtigen. Hinsichtlich dieser Feststellung habe volle Einigung erzielt werden kénnen.

Pkt. 3 Ubergangs- / VerduRerungsgewinn:
a) Ubergangsgewinn:

Nach den Ausfiihrungen des steuerlichen Vertreters von Dr. ***Bf2*** sei die Klirzung des
Ubergangsgewinnes erforderlich, weil sich die zu dessen Berechnung herangezogenen
Bewertungen, hauptsachlich der halbfertigen Arbeiten, gedndert hatten. Die Ungereimtheiten
bei der Bewertung seien in einer schriftlichen Vereinbarung vom 15.04.2016 einvernehmlich
von beiden Seiten festgelegt worden. Daher werde dem Antrag in der Beschwerde insoweit
stattgegeben, als der Ubergangsgewinn € 193.183,40 betrage.

b) VerduRerungsgewinn:

Die unterschiedlichen Berechnungen des VerduRRerungsgewinnes wiirden sich wie folgt

darstellen:
Erstbescheid Beschwerde AntragDr. Lt. BP
Dr. ***A***
Kaufpreis It. Kaufvertrag 516.653,45  424.729,96 424.729,96 424.729,96

Abz. Pos. Eigenkapital bzw. -390.834,69 -574.400,33 43.725,92 8.566,89
plus neg. Eigenkapital

ergibt 125.818,76 -149.670,37 468.455,88 433.296,85
Plus Entnahme WG It. Pkt. 4 8.283,11
Nachversteuerung Gewinn- 48.354,89 36.466,09
freibetrag
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Veraullerungsgewinn 174.173,65 -149.670,37 468.455,88 478.046,05

Der Kaufpreis ergebe sich aus der schriftlichen Vereinbarung vom 15.04.2016, in der der
Kaufpreis neu und endgliltig vereinbart worden sei. Im Vergleich vom 15.04.2016 seien alle
Aktiven und Passiven per 31.08.2012 ziffernmaRig auBer Streit gestellt worden. Nicht einig
gewesen seien sich die Gesellschafter in der Berechnung des Kapitalkontos von Dr. ***Bf2***,
das der Ermittlung des VerdauRerungsgewinns zugrunde zu legen sei.

In einem Schreiben des steuerlichen Vertreters ***B*** yvom 09.09.2016 sei dargestellt, dass
sich das Kapitalkonto von Dr. ***A*** yon seinem Eintritt in die Kanzleigemeinschaft am
01.02.1990 an bis zum Ausscheiden von Dr. ***Bf2*** per 31.08.2012 genau ermitteln lasse.
Dieses Kapitalkonto (in Hohe von € 47.477,30) sei auch bei den Vergleichsverhandlungen
anldsslich des Ausscheidens von Dr. ***Bf2*** quRer Streit gestanden und von Dr. ***Bf2***
anerkannt worden.

Die Differenz zwischen den von allen anerkannten Aktiva und den anerkannten Passiva unter
Beriicksichtigung des ermittelten Kapitals des Dr. ***A*** ergebe letztendlich als
DifferenzgrofRe das negative Eigenkapital des Dr. ***Bf2*** in der Hohe von € 43.725,92.

Der VerdauRRerungsgewinn sei der Betrag, um den der VerduRerungserlds nach Abzug der
Veraullerungskosten den Wert des Betriebsvermogens tbersteige. Der Wert des
Betriebsvermogens sei aus dem Kapitalkonto ersichtlich.

Da die Gewinnermittlungen der Gesellschaft immer gem. § 4 Abs. 3 EStG ermittelt worden
seien, sei im Zeitpunkt des Ausscheidens von Dr. ***Bf2*** ein Ubergangsgewinn ermittelt
worden. Dieser habe sich durch die Aufstellung eines ,Status” per 31.08.2012, in dem alle
Aktiva und Passiva der Gesellschaft angesetzt worden seien ergeben. Somit ergebe sich als
Differenz zwischen den Aktiva und Passiva ein auch von beiden Gesellschaftern unbestrittenes
Gesamtkapital. Dieses werde im Rahmen der Priifung zur Berechnung des
VerduBerungsgewinnes herangezogen.

In der Vereinbarung vom 15.04.2016 sei unter Pkt. 2.3 ,Vermogen zum 31. August 2012“
festgelegt, dass die Parteien davon ausgehen wiirden, dass die Aktiva des lbertragenen
Betriebes zum 31. August 2012 € 318.828,91 betragen hatten. An Verbindlichkeiten und
Rickstellungen habe Dr. ***A*** € 237.841,33 (darin enthalten seien
Fremdgeldverbindlichkeiten von € 114.355,05) Gbernommen.

Die Aufteilung des Kapitals sei in der Form erfolgt, dass das Kapitalkonto von Dr. ***A***

(€ 47.477,30) vom steuerlichen Vertreter der Gesellschaft berechnet und die Differenz zum
Gesamtkapital der Gesellschaft Dr. ***Bf2*** zugerechnet worden sei. Diese Vorgangsweise
sei nach Ansicht des Priifers nachvollziehbar, logisch schlissig und fiir die Berechnung des
Verdullerungsgewinnes heranzuziehen; vor allem deshalb, weil sémtliche Aktiva und Passiva
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der Gesellschaft von beiden Gesellschaftern anerkannt worden und unbestritten seien. Das
Kapital des Dr. ***Bf2*** betrage daher nach Ansicht des Priifers € -8.566,89.

Die bisher vorgenommene Abwertung des Anlagevermdégens im Ausmal? von 50% sei bei der
Berechnung des VerduBerungsgewinnes nicht zuldssig, sondern es sei hinsichtlich der
Ubernommenen Aktiva und Passiva von einer Buchwertfortflihrung auszugehen.

Der VerauRerungsgewinn des Dr. ***Bf2*** sei daher wie folgt zu berechnen:

Veraullerungserlos: 424.729,76
Zuzigl. neg. Kapitalkonto 8.566,89
Veraullerungsgewinn Dr.

k= PAdkol 433.296,65

Ill

Die Position ,Kapital” sei rechnerisch beim Einzelunternehmen das Reinvermogen eines
Unternehmens und damit das eingesetzte Kapital zu Buchwerten. In der Bilanz ergebe sich die
Position Kapital aus der rechnerischen Differenz zwischen dem Vermdogen (Aktiva) und den
Schulden (Passiva). Das Eigenkapital eines Einzelunternehmens (aber auch der
Personengesellschaften) sei daher eine Saldogrofie aus dem Vermégen (= den Aktiven) und
den Ubrigen Passiven (vgl. Kofler/Jacobs Rechnungswesen und Besteuerung der

Personengesellschaften, S 79).

Bei Personengesellschaften sei das Kapitalkonto lediglich insoweit zu differenzieren, als fur
jeden Gesellschafter ein Kapitalkonto in der Bilanz gesondert ausgewiesen werden mdsse. In
der Praxis habe sich diesbezliglich die weitere Splittung in Festkapitalanteil sowie variablen
Kapitalanteil bewahrt. Der Festkapitalanteil halte die urspriingliche Einlage fest. Das Festkapital
des Dr. ***A*** gej unstrittig zu Beginn der Gemeinschaft mit Null anzusetzen gewesen, da Dr.
xEEA**E* cemadR Gesellschaftsvertrag keine Einlage in Geld oder Sachwerten geleistet habe,
sondern lediglich als Arbeitsgesellschafter am laufenden Gewinn/Verlust beteiligt gewesen sei.
Das seinerzeitige Festkapital von Dr. ***Bf2*** bei Griindung der GesbR lasse sich nicht mehr
eruieren, da diesbezliglich keine Aufzeichnungen mehr existieren wiirden. Die variablen
Kapitalkonten seien die Korrekturkonten zum Festkapitalkonto. Gewinne, Verluste, Entnahmen
und Einlagen wiirden auf diesen gesonderten Konten verbucht.

Nach Ansicht des Priifers konnten Sachverhalte vor 1992 bzw. deren schatzungsweise
Berlicksichtigung zur Ermittlung des VeraulRerungsgewinns nichts beitragen bzw. sei es nicht
notwendig, diesen Sachverhalt in den Jahren vor 1992 genau zu untersuchen, weil ohnehin alle
Bewegungen auf dem Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** in den Aktiven und Passiven der
Gesellschaft und somit in der Differenz (Kapital) abgebildet seien. Hatte man zu Beginn der
Gesellschaft im Jahr 1990 einen ,,Status” aufgestellt, wiirde sich ebenfalls das damalige
Kapitalkonto des Dr. *¥**Bf2*** 3ls Differenz zwischen den Aktiven und Passiven ergeben.

Wenn nun samtliche Positionen auf der Aktivseite der Bilanz und auch samtliche
Verbindlichkeiten per 31.08.2012 auler Streit gestellt worden seien und gleichzeitig das
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Kapitalkonto Dr. ***A*** rechnerisch einwandfrei fiir den gesamten Zeitraum 01.02.1990 bis
31.08.2012 ermittelbar sei und sogar auller Streit gestellt worden sei, so ergebe sich das
Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** zwingend als DifferenzgrofRe.

Es miisse daher keine Schatzung der Sachverhalte fiir die Jahre vor 1992 bzw. 1990
vorgenommen werden. Eine Schatzung ware nach § 184 BAO dann anzuwenden, wenn die
Abgabenbehodrde die Grundlagen fiir die Abgabenerhebung nicht ermitteln oder berechnen
koénne. Im gegenstandlichen Fall konne aber das Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** per
31.08.2012 exakt als DifferenzgroRe berechnet werden. Nach Ansicht des Priifers sei in der
Berechnung kein einziger Unsicherheitsfaktor, der eine Schatzung rechtfertigen wirde.

Wenn Dr. ***Bf2*** in der Beschwerde meine, dass seine Kapitalkontobewegungen in den
Jahren vor 1992 nicht aufgezeichnet worden seien und daher zu schatzen seien, so
bericksichtige er nicht, dass ohnehin all diese Bewegungen in der Differenz zwischen den
unstrittigen Aktiva und Passiva und dem ebenso unstrittigen Kapitalkonto des Dr. ***A*** per
31.08.2012 abgebildet seien.

Offenbar vermeine Dr. ***Bf2*** dass das rekonstruierte Zusammenschlusskapital von

€ 270.000 eine Art ,,Merkposten” bzw. eine Art ,Abzugsposten” bei der Ermittlung des
VerauBerungsgewinnes darstelle. Dem werde seitens des Prifers entgegnet, dass aus dem
Vertrag zur Errichtung der Gesellschaft nach blrgerlichem Recht vom 01.02.1990 ein derartiger
Merkposten/Abzugsposten aber nicht hervorgehe. D.h. die Gesellschafter hatten gerade keine
Vereinbarung dartber getroffen, dass im Zeitpunkt des Ausscheidens von Dr. ***Bf2*** ein
zusatzlicher Abzugsposten in Hohe des ,,rekonstruierten Zusammenschlusskapitals” bei der
Ermittlung des VerauBerungsgewinnes anzusetzen sei, obwohl gem. § 5 des Vertrages sogar
eindeutig der Fall des Ausscheidens von Dr. ***Bf2*** vertraglich geregelt worden sei. Es
erscheine dem Priifer auch ungewo6hnlich, dass zwischen Fremden nicht zumindest ein
Anfangswert des Einzelunternehmens vertraglich festgeschrieben worden sei, sofern
tatsachlich ein malRgebender Wert per 01.02.1990 eingebracht worden ware. (Seitens des
Prifers ergebe sich eher die Vermutung, dass durch entsprechende Entnahmen von Dr.
***Bf2*** vor Beginn der GesbR das Kapitalkonto eher gegen Null tendiert habe, sodass schon
vertraglich gar keine Notwendigkeit bestanden habe, das Kapitalkonto des
Einzelunternehmens im Zeitpunkt des Beginnes der GesbR vertraglich zu regeln).

Im Jahr 1990 sei die GesbR neu gegriindet worden. Die Gesellschafter hatten keinen
Zusammenschluss im Sinne des Art IV UmgrStrG durchgefiihrt. Des Weiteren habe anlasslich
der Beendigung des Einzelunternehmens Dr. ***Bf2*** keine Aufdeckung von stillen Reserven
stattgefunden. Soweit sich aus den Besprechungen ergeben habe, sei das bestehende
Anlagevermogen in Form einer Buchwertfortfiihrung in der GesbR (weiter) abgeschrieben
worden. Da keine Aufdeckung von stillen Reserven bei Dr. ***Bf2*** per 01.02.1990
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stattgefunden habe, kdnne auch aus diesem Grund kein ,Merkposten” oder , Abzugsposten”
existieren, der nunmehr bei der VerauRerung des Anteils Relevanz entfalten kénne.

Doch selbst wenn man von einem Anfangskapital bei Dr. ***Bf2*** in Hohe von ca. € 270.000
ausgehen sollte, so habe dieses Anfangskapital ohnehin bereits in den Jahren 1990 — 2012
zumindest in Form der Abschreibung des abnutzbaren Anlagevermogens steuerlich
Beriicksichtigung gefunden. Der weiters vorhandene (von Dr. ***Bf2*** selbst geschaffene
und damit nicht aktivierte) Firmenwert bzw. der vorhandene Kundenstock per 01.02.1990 sei
in der GesbR nunmehr durch zwei Gesellschafter weiter bewirtschaftet worden. Es sei zwar
durchaus davon auszugehen, dass der per 01.02.1990 vorhandene Kundenstock/Firmenwert
zum ganz Uberwiegenden Teil auf eine personliche unternehmerische Leistung des Dr.
*E*XBf2*** zurlickzufiihren sei, jedoch sei auch gleichzeitig davon auszugehen, dass sich der
Kundenstock/Firmenwert per 01.02.1990 mittlerweile verflichtigt habe und in dieser Form
nicht mehr existiere. Zwischen 1990 und 2012 seien laufend neue Kunden hinzugekommen
und die eventuell noch vorhandenen Kunden aus 1990 seien auch in den 22 Jahren einerseits
von beiden Gesellschaftern betreut worden und andererseits seien in den 22 Jahren laufend
neue Geschafte mit den vorhandenen Kunden abgeschlossen worden. Es sei also davon
auszugehen, dass sich der Wert des Kundenstockes/Firmenwertes von 01.02.1990 mittlerweile
verfllichtigt habe und durch einen neuen Kundenstock/Firmenwert in anderer
Zusammensetzung und mit anderen firmenwertbildenden Faktoren ersetzt worden sei. Auch
aus diesem Umstand kdnne bei der Ermittlung des VerdauBerungsgewinnes keine zusatzliche

III

Abzugspost aus dem ,,rekonstruierten Zusammenschlusskapital” (offenbar bestehend aus dem

Firmenwert per 01.02.1990) angesetzt werden.

Die Behauptung, dass ein Kapitalkonto von € 574.400,33 vorliegen wiirde und demnach (nach
jahrelangem Rechtsstreit) in Wahrheit ein VeraulRerungsverlust lukriert worden sei, stehe It.
Ansicht des Priifers damit auch mit den Erfahrungen des taglichen Lebens in Widerspruch.

Diese Feststellung It. Besprechungsprogramm bleibe vollinhaltlich aufrecht. Es seien folgende
Einwendungen im Zuge der Schlussbesprechung besprochen worden:

a) Zum Punkt, warum das Anlagevermdgen zum 31.08.2012 mit 100% anzusetzen sei, habe sich
*IECH** bereits ausfihrlich in einem Mail vom 24.05.2017 wie folgt geduRert:

e |Im Gesellschaftsvertrag seiin § 1 ein 100%-iger Substanzvorbehalt fiir Dr, ***Bf2***
vereinbart.

e Dieser Substanzvorbehalt sei nach der Rsp sowohl bei der Ermittlung eines Ubergangs- als
auch eines VerauBerungsgewinnes zu Gunsten/zu Lasten des Vorbehaltsberechtigten zu
bertcksichtigen (BFG 16.05.2014, RV/5100294/2012).

e In § 3 des Gesellschaftsvertrags sei eine Art , Investitionsentschadigung Anlagevermogen®
zu Gunsten von Dr. ***A*** yorgesehen, die im Ausscheidensfall des Dr. ***A*** eine
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reine Geldforderung (als Ausgleich fiir eine vorgangige Gewinnminderung wegen der AfA-
Komponente des Anlagevermogens vorsehe).

o KXXC*EX kdnne daraus kein wirtschaftliches Eigentum (§ 24 Abs. 1 lit d BAO) des Dr.
*EXA*EX am Anlagevermogen oder an sonstigen Gegenstanden der Aktivseite erkennen; er
hatte — entgegen dem ausdriicklichen Substanzvorbehalt — vergleichbar einem
zivilrechtlichen Eigentiimer Uber die Nutzung, den Gebrauch, den Verbrauch und die
Substanzverwertung entscheiden kénnen missen. All das widersprache aber dem
ausdriicklichen Substanzvorbehalt des Dr. ***Bf2***,

e Wenn im Vergleich aus April 2016 eine Regelung zwischen den Parteien dahingehend
geschlossen worden sei, dass Dr. ***A*** zy 50% an den stillen Reserven des
Anlagevermogens beteiligt werde, dann sei dies im Sinne der VWGH-Rsp zur steuerlichen
Rickwirkung von Vergleichsvereinbarungen (§ 1380 ABGB) zu wiirdigen. Eine ausdrickliche
Vereinbarung dieses Inhalts finde sich im Vergleichsschreiben vom 15.04.2016 nicht.

e Nach VwGH 04.11.1998, 93/13/0186, sei nicht jeder Vergleich per se geeignet, eine , ex
tunc“-Wirkung herzustellen, sondern es misse sich aus der Sachlage ergeben, dass zu
einem vergangenen Zeitpunkt eine echte Ungewissheit hinsichtlich der Vermdgenslage
bzw. des Vermogensstandes vorgelegen habe — sei dies nicht nachvollziehbar, dann wirke
der Vergleich maximal ,,ex nunc”.

e Diskussionen hinsichtlich einer 50%-igen Beteiligung von Dr. ***A*** am Anlagevermdgen
hatten sich frihestens im Jahr 2015 ergeben, zu keinem Zeitpunkt davor sei der 100%-ige
Substanzvorbehalt von Dr. ***Bf2*** (bis zum 31.08.2012) strittig gewesen.

*¥**B*** habe zu dieser Feststellung erklart, dass Dr. ¥**A*** ebenfalls das Rechtsmittel der
Beschwerde ergreifen werde. Konkret werde dabei der 100%-ige Ansatz des Anlagevermogens
zugunsten von Dr. ***Bf2*** pei der Berechnung des Kapitalkontos zum Zeitpunkt seines
Ausscheidens bekampft werden. Laut der 2016 getroffenen, den Gesellschaftsvertrag
klarstellenden Vereinbarung sowie dem der Abgabenbehdérde vorgelegten einvernehmlich
aufgestellten Status seien 50% des Anlagevermogens bereits vor dem Ausscheiden von Dr.
*EXBf2*** Herrn Dr. ***A*** zuzurechnen gewesen. Ein Abweichen davon bedeute eine
Minderung des abschreibbaren Firmenwertes in Hoéhe von rund € 35.000,00 und sei fir Dr.
*EEA**EE nicht nachvollziehbar.

Seitens des Finanzamtes Linz werde zu diesen Vorbringen Folgendes entgegnet:

Scheide — wie im konkreten Fall — ein Mitunternehmer aus einer Personengesellschaft aus und
werde er mit Bargeld abgefunden, so ergebe sich der VerdauBerungsgewinn oder -verlust in
Hohe der Differenz des VerdauRerungserloses vermindert um die VerdulRerungskosten und den
Buchwert des Kapitalkontos (vgl. z.B. Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG®, § 24 Tz. 86).

Mit Ausscheiden von Dr. ***Bf2*** habe eine Verpflichtung bestanden (zur Ermittlung des
Veraullerungsgewinns), eine Bilanz zum Zeitpunkt des Ausscheidens aufzustellen, da nur so der
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Kapitalkontostand von Dr. ***Bf2*** im Zeitpunkt des Ausscheidens ermittelt werden kdnne.
Diese gesonderte Aufstellung der Bilanz sei aber unterblieben; es sei lediglich ein sogenannter
Status im Wege der Vergleichsverhandlungen ermittelt worden. Der Status umfasse (jeweils
rechnerisch unstrittig) 50% des Anlagevermaogens, Forderungen und Halbfertige Arbeiten,
Kassa, Bankguthaben sowie Verbindlichkeiten und Riickstellungen im Zeitpunkt des
Ausscheidens.

Der Status bilde — nachdem alle Vermogensteile und Schulden rechnerisch zwischen den
Gesellschaftern unstrittig seien — fiir das Finanzamt Linz die Grundlage zur Erstellung der
Schlussbilanz im Zeitpunkt des Ausscheidens von Dr. ***Bf2*** und damit zur Ermittlung des
Kapitalkontostands von Dr. ***Bf2***_|n jeder Schlussbilanz sei jedoch das Anlagevermdgen in
Form der Buchwerte vollstandig auszuweisen. Eine Schlussbilanz umfasse im Zeitpunkt des
Ausscheidens eines Gesellschafters daher alle Vermogensteile (Aktiven) und Schulden sowie
die jeweiligen Kapitalstande der Gesellschafter.

Das Anlagevermogen (als Aktiva) sei dabei zu 100% zu erfassen, da die Vermogenswerte in der
Bilanz vollstandig zu erfassen seien. (Auch vor Ausscheiden von Dr. ***Bf2*** sei das
Anlagevermdogen zu 100% im Anlageverzeichnis erfasst und damit abgeschrieben worden). Der
Ausweis von nur 50% des Anlagevermogens in der Schlussbilanz sei daher nicht zulassig.

Es sei daher von folgender Schlussbilanz (inkl. Ubergangsgewinn) It. Finanzamt Linz
auszugehen, wonach der Kapitalkontostand von Dr. ***Bf2*** rechnerisch mit € - 8.566,89
ermittelbar sei.

Schlussbilanz 31.08.2012:

Immat. AV: 1.724,30 Kap. ***Bf2***: -94.275,44
Sachanlagen: 68.593,76  Vorgezogene Erlose ***Bf2***. 85.708,55 -8.566,89
Kap. ***p***, 47.477,30
Halbfertige Erz.: 199.535,00 Vorgezogene Erlose ***A*** 77.236,20 124.713,50
Honorarforderungen: 22.393,04
Kassa: 1.263,17 Riickstellungen: 10.000,00
Bank: 60.478,67
Bankschulden: 39.833,74
USt von Honorarforderungen: 3.732,18
Sozialversicherung: 5.923,55
Kommunalsteuer: 495,59
ust: 22.318,95
L, DB: 2.216,80
Sonstige: 6376,52
Fremdgeld: 114.355,05
USt vorgez. Erlose: 32.588,95
Summe Aktiva: 353.987,94 Summe Passiva: 353.987,94
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Es sei daher insoweit den Ausfiihrungen von ***C*** zuzustimmen, dass bis zum Ausscheiden
von Dr. ***Bf2*** im Jahr 2012 lediglich die vertragliche Vereinbarung im Gesellschaftsvertrag
existiert habe, wonach Dr. ***Bf2*** zu 100% substanzberechtigt sei. Weitere vertragliche
Grundlagen gebe es bis dahin nicht. (Erst im Jahr 2016 sei namlich der Vergleich geschlossen
worden.) Angesichts des Umstandes, dass es sich bei den Gesellschaftern um Fremde handle,
sei es naheliegend, dass — sofern es tatsichlich zu einer Anderung der 100%igen
Substanzberechtigung gekommen ware — diese wohl auch vertraglich geregelt worden ware. Es
erscheint daher glaubwiirdig, dass bis zum Ausscheiden alleine Dr. ***Bf2***
substanzberechtigt gewesen sei. DemgemaR sei auch der weitere Ansatz des Anlagevermogens
von 50% auf der Aktivseite alleine dem Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** zuzurechnen gewesen.

Wirde man der Rechtsansicht von ***B*** in diesem Punkt konsequent folgen, so ergabe sich
in Zukunft auf der Erwerberseite eine Doppelabschreibung durch die Erhohung des
Firmenwertes um 50% des Anlagevermogens.

Da es im Steuerrecht nicht zu einer doppelten Abschreibung einerseits durch den Ansatz des
immateriellen und Sachanlagevermogens (= Betriebsausgabe in Form der Abschreibung) und
andererseits durch den Ansatz eines erhohten Firmenwertes durch 50% des Anlagevermdogens
(= Betriebsausgabe in Form der Firmenwertabschreibung) kommen kénne, konne dieser

Rechtsmeinung nicht gefolgt werden.

Seitens ***B*** werde der Feststellung der grundsatzlichen Ermittlung des
Verdullerungsgewinnes (€ 424.729,76 zuziglich negatives Kapitalkonto iHv € 8.566,89)
vollinhaltlich zugestimmt.

Von ***C*** sej im Zuge der Schlussbesprechung auf seine bisherigen Schriftsdtze zu dieser
Feststellung hingewiesen worden. Alle Einwendungen daraus seien im Zuge der
Schlussbesprechung von ***C*** yollinhaltlich aufrechterhalten worden.

Pkt. 4 Erhohung VerduBerungsgewinn Dr. ***Bf2*** / Privatentnahmen

Im Zuge der Betriebspriifung sei festgestellt worden, dass Dr. ***Bf2*** im Zuge seines
Ausscheidens aus der Gesellschaft verschiedene Wirtschaftsglter fiir private Zwecke
entnommen habe. Die Entnahmewerte seien bisher nicht entgelts- und gewinnerhéhend
berlicksichtigt worden. Die Hohe der Werte sei von Dr. ***Bf2*** pekanntgegeben worden.
Die Entgelte der Gesellschaft sowie der VerdauBerungsgewinn von Dr. ¥**Bf2*** wiirden um
€ 8.283,11 erhoht.

Pkt. 5 Nachversteuerung Freibetrag fiir investierte Gewinne und GFB 2012

Bisher sei fur die Nachversteuerung im VerduBerungsgewinn von Dr. ***Bf2*** ein Betrag in
der H6he von 48.354,89 angesetzt worden. Aufgrund der durchgefiihrten BP und der
Gewinnanderungen wirden sich folgende Auswirkungen ergeben:
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FBiG 2009

Invest. FB 2010

GFB 2011
GFB 2011
GFB 2011
SUMME

Anmerkung:

Invest. Kanzlei
Invest. Kanzlei
Wertpapiere

Invest. Kanzlei
Invest. Kanzlei

Bisher
8.496,35
16.811,80
10.000,00
13.412,86
-366,20
48.354,89

2009: € 10.330,24 sei FBiG 2009 neu It. BP
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Dr. ***Bf2%** |t BP Dr. ***A*** |t. BP

10.330,24
10.190,03
10.000,00
2.840,83
3.104,99
36.466,09

0,00
5.471,86
0,00
0,00
0,00
5.471,86

2010: € 5.471,86 betr. Dr. ***A*** 3ys Umbaukosten 2010, Abgang Ende 2012; Rest auf
investFB neu entfalle auf Dr. ***Bf2***

2011: GFB Nachversteuerung It. BP betreffe WG, die von Dr. ***Bf2*** entnommen worden

seien

Jene Betrage, die auf Investitionen entfallen wiirden, die Dr. ***Bf2*** zugerechnet wiirden

und von diesem 2012 entnommen worden seien, seien in seinem VerdauBerungsgewinn zu

versteuern. Ein Teil des bisherigen Freibetrages betreffe Gebaudeinvestitionen, die auf Dr.

*EXA*EX entfallen wiirden und im Jahr 2012 durch die Kanzleiverlegung ausgeschieden seien.
Dieser Teil sei von Dr. ***A*** im [aufenden Gewinn 2012 zu versteuern. € 3.597,13 davon
seien bereits in der Steuererklarung 2012 nachversteuert worden.

Erhohung VerduBerungsgewinn 2012 Dr. ***Bf2***. € 36.466,09

Erhéhung laufender Gewinn 2012 Dr. ***A***. € 1.874,73 (€ 5.471,86 - € 3.597,13)

Pkt. 6: Gewinnverteilung 2012 und Anpassung FBiG bzw. GFB:

Dr. ***Bf2***;

Gewinnanteil alt (vor GFB)

+ Erhéhung

Gewinnanteil neu
Grundfreibetrag neu
Steuerlicher Gewinnanteil neu

Dr ***A***

Gewinnanteil alt (vor GFB)
+ Erhéhung Erlose 50 %
Storno Korrektur Erlose
Neue Korrektur Erlose
Storno Ubernahme UV
Neue Ubernahme UV

174.062,73
16.503,81
190.566,54
-3.151,24
187.415,30

-344.882,25
16.503,82
235.113,29
-99.069,55
438.772,43
-193.183,40
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+ Abschreibung Firmenwert alt (ab 2012)
- Abschreibung Firmenwert neu (ab 2012)
Gewinnanteil neu

Grundfreibetrag neu
investitionsbedingter Freibetrag neu
Steuerlicher Gewinnanteil (It. Stb)
Erhohung Ifd. Gewinn (Pkt. 5)
Steuerlicher Gewinnanteil neu

Dr ***E***

Gewinnanteil vor GFB
Grundfreibetrag neu
investitionsbedingter Freibetrag neu
Steuerlicher Gewinnanteil neu

Mag. ***F***

Gewinnanteil vor GFB
Grundfreibetrag neu
investitionsbedingter Freibetrag neu
Steuerlicher Gewinnanteil neu

13.975,93
-43.329,69
23.900,58
-119,68
-2.987,40
20.793,50
1.874,73
22.668,23

49.346,65

-247,09
-5.062,34
44.037,22

76.287,72

-381,99
-7.085,51
68.820,22
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Im Bericht liber die AuBenpriifung vom 08.08.2017 wurde hinsichtlich des Sachverhalts, der

Priferfeststellungen und der steuerlichen Auswirkung auf die Niederschrift Gber die

Schlussbesprechung vom 13.06.2017 verwiesen und im Wesentlichen folgende

betragsmaRigen Auswirkungen dargestellt.

Tz. 1 Verschiebung der Einnahmen / Fremdgelder

Zeitraum 2008 2009 2010 2011 2012
[320] Einklinfte aus 44.382,99 | 31.758,83 | 8.581,73 | 45.213,57 | 33.007,63
selbstandiger Arbeit
Tz. 2 Ubergangs- / VerduRerungsgewinn 2012
Ubergangsgewinn bisher 438.772,43
Ubergangsgewinn It. BP 193.183,40
Verminderung Einkiinfte aus selbst. Arbeit -245.589,03
VerdulRerungsgewinn bisher 174.173,65
Verdullerungsgewinn It. BP 478.046,05
Erhdéhung Einklinfte aus selbst. Arbeit 303.872,40

Tz. 4 Nachversteuerungen 2012

Die gewinnmaRige Auswirkung dieser Feststellung betreffend Dr. ***Bf2*** sei bereits bei der

Berechnung des VerduBerungsgewinnes It. Tz. 2 berlicksichtigt worden. Die Auswirkung
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hinsichtlich Dr. ***A*** ergebe eine Erhohung seines laufenden Gewinnes 2012 in Hoéhe von €
1.874,73.

Tz. 5 Anpassung Freibetrage

Zeitraum 2012
[320] Einklinfte aus selbstdndiger Arbeit - Dr. ***Bf2*** 84,59
[320] Einklinfte aus selbstdndiger Arbeit - Dr. ***A*** -
3.107,08
[320] Einklinfte aus selbstandiger Arbeit - Dr. ***g*** 13,82
[320] Einklinfte aus selbstdandiger Arbeit - Mag. ***F*** 21,27

Tz. 6 Anpassungen Dr. ***A*** 20712

Zeitraum 2012

[320] Einklinfte aus selbstandiger Arbeit - Korrektur Erlése 136.043,74

[320] Einkiinfte aus selbstindiger Arbeit - Ubernahme UV 245.589,03

[320] Einkinfte aus selbstdndiger Arbeit - Abschreibung -29.353,76
Firmenwert

Tz 7 Gewinnverteilung

2012
Gewinnanteil Dr. *¥**Bf2*** 187.415,30
plus Ubergangsgewinn It. BP 193.183,40
plus VerdauBerungsgewinn It. BP 478.046,05
Gewinnanteil Dr. ***A*** 20.793,50
plus Tz 4 1.874,73
Gewinnanteil Dr. ***g*** (2011 korr.) 44.037,22
Gewinnanteil Dr. ***p*** 68.820,22
Einkiinfte aus sA 994.170,42

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 28.08.2017, zugestellt an die beiden Bf. am 05.09.2017,
wurde der Bescheid vom 24.07.2014 abgedndert und die Einklinfte 2012 gem. § 188 BAO
entsprechend den Angaben im Bericht tiber die AuBenpriifung vom 08.08.2017 festgestellt. Zur
Begriindung wurde auf die Feststellungen der abgabenbehdrdlichen Prifung, die der dariiber
aufgenommenen Niederschrift bzw. dem Prifungsbericht zu entnehmen seien, verwiesen.

Mit Schreiben vom 11.09.2017 stellte der Bf2 Antrage auf Vorlage der Bescheidbeschwerde
inkl. Ergdnzungen an das Bundesfinanzgericht, auf Entscheidung durch den Beschwerdesenat
gem. § 272 Abs. 2 Z 1 BAO und auf Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung gem. § 274
Abs. 171 BAO. Im Vorlageantrag wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass im Rahmen der
AuBenpriifung Uber alle Beschwerdepunkte ausgenommen die Hohe des
VerdulRerungsgewinns des Dr. ¥**Bf2*** nach § 24 EStG ein Konsens habe erzielt werden
kénnen (insbesondere (iber die Hohe der Korrekturen der Gewinntangenten der Jahre 2008 —
2011). Es werde daher nochmals der Antrag gestellt, den Bescheid aufzuheben und hinsichtlich
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der Ermittlung des VeraulBerungsgewinns im Sinne der Beschwerdeausfiihrungen vom
01.09.2014, 29.06.2016 sowie 14.02.2017 abzuandern.

Am 28.09.2017 wurden auch von der Bf1 Antrage auf Vorlage der Beschwerde an das
Bundesfinanzgericht, auf Entscheidung durch den Beschwerdesenat und auf Durchfiihrung
einer mindlichen Verhandlung gestellt und der Vorlageantrag wie folgt begriindet:

»Im Gesellschaftsvertrag vom 29.1.1990 ist in § 1 ein 100%-iger Substanzvorbehalt fiir Dr.
***Bf2*** yereinbart, wodurch sich fiir Dr. ***A*** dje Stellung eines Arbeitsgesellschafters
ergibt.

In § 3 dieses Gesellschaftsvertrages wird Dr. ***A*** fiir den Fall seines Ausscheidens eine
Entschddigung in Hohe des seiner Gewinnbeteiligung entsprechenden Buchwertes
(Anschaffungskosten abziiglich Abschreibungen) des Anlagevermégens zugesichert.

§ 4 regelt, dass Dr. ***Bf2*** jm Falle seines Ausscheidens berechtigt ist, die Kanzlei alleine
weiterzufiihren und auch in diesem Fall Dr. ***A*** ejnen Anspruch auf die anteilige
Buchwertabfindung fiir die wéhrend der Kanzleigemeinschaft angeschafften Wirtschaftsgliter
besitzt.

In beiden Fdllen orientiert sich der Abfindungsanspruch nicht an den infolge der Investitionen
angefallenen anteiligen Abschreibungen (nur diese haben ja den Gewinnanteil des
Arbeitsgesellschafters geschmdilert), sondern am zum Zeitpunkt des Ausscheidens bestehenden
Restbuchwert des Anlagevermdgens. Die Eigentumsrechte des Dr. ***A*** gm
Anlagevermégen werden somit lediglich fiir den Fall seines Ausscheidens auf eine reine
Geldforderung reduziert.

Mit den §§ 3 und 4 wird somit sichergestellt, dass das Anlagevermégen bei einem Weiterfiihren
der Kanzlei durch Dr. ***Bf2*** jn seiner Gesamtheit erhalten bleibt und die Eigentumsrechte
des Dr. ***A*** qn den gemeinsam erworbenen Anlagegiitern auf eine reine Geldforderung in
Héhe der anteiligen Restbuchwerte reduziert werden.

Fiir den aktuellen Fall des Ausscheidens von Dr. ***Bf2*** jnfolge Pensionsantritt und
Weiterfiihrung der Kanzlei durch Dr. ***A*** wurden in § 5 des Gesellschaftsvertrages vice
versa die Modalitdten flir eine Reduzierung der Eigentumsrechte des Dr. ***Bf2*** quf eine
Geldforderung getroffen.

Die Eigentumsrechte des Gesellschafters Dr. ***A*** an den von der Kanzleigemeinschaft
erworbenen Anlageglitern lassen sich u. a. auch daraus ableiten bzw. wurden nach aufsen zum
Ausdruck gebracht, dass

e die Investitionsentscheidungen gemeinsam bzw. einvernehmlich getroffen wurden,

e die Anschaffungen auf gemeinsame Rechnung (GesbR) erfolgten,

e die Anschaffungen entsprechend dem Gewinnverteilungsschliissel im Wege der AfA
abgeschrieben wurden,

e dafiir gemeinsam Investitionsbeglinstigungen in Anspruch genommen wurden,

e quch Buchwertabgdnge (und etwaige VerdufSerungserlése) von Anlagen von Beginn der
Gemeinschaft an aufgeteilt wurden,
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e Dr. ***A*** durch Belastung seines Gewinnanteils mit anteiliger Abschreibung ab 1.1.1992
(auch fiir die vom Substanzvorbehalt betroffenen alten Anlagegiiter) anteilig zur
Finanzierung der Neuinvestitionen beigetragen hat.

Beide Gesellschafter waren sich dariiber im Klaren, dass bei Fortfiihrung der Kanzlei durch Dr.
**¥A**¥ (diese Variante féllt nicht unter die §§ 3 und 4 des Gesellschaftsvertrages!) diese
bestehenden Eigentumsrechte am Anlagevermégen entsprechend zu berticksichtigen sind (vgl.
Beilage 1).

Ohne grundsditzliche Anerkennung eines anteiligen Eigentumsrechts des Dr. ***A*** am
gemeinsam erworbenen Anlagevermdégen und Qualifizierung der auf ihn entfallenden
Abschreibungen als reines Nutzungsentgelt wiirden die in den §§ 3 und 4 getroffenen
Vereinbarungen keinen Sinn ergeben.

Aus diesem Grund wurde auch im von uns erstellten Status zum 31.8.2012 fiir den von Dr.
***Bf2*** (ibergebenen Betrieb das ihm zuzurechnende Anlagevermdégen lediglich mit 50%
(entspricht seinem Gewinnanteil im Jahr 2012) angesetzt (vgl. Beilage 2).

Dieser in Beilage 2 abgebildete Status war auch die Grundlage fiir die bis April 2016 dauernden
Vergleichsverhandlungen. [...] Diskussionen (iber die Héhe des Ansatzes des Anlagevermdgens
(50% oder 100%) sind erst wéhrend der Vergleichsverhandlungen aufgekommen, fiihrten aber
letztendlich zu keiner Veréinderung, wodurch es auch keine Erwédhnung in der Vereinbarung
gab.

In dieser Vereinbarung vom 15.4.2016 wurden unter Punkt 2.3. die von Dr. ***Bf2*** zy
Buchwerten libertragenen Aktiva mit € 318.828,91 (wobei € 35.159,03 auf das zu 50%
libertragene Anlagevermdgen entfallen), die iibertragenen Verbindlichkeiten und
Riickstellungen mit € 237.841,33 beziffert, womit die 20 Jahre lang gelebte Auslegung des
Gesellschaftsvertrages in Bezug auf das anteilige Eigentum des Dr. ***A*** am
Anlagevermégen der GesbR auch ziffernmdfSig bestdtigt wurde.

Auch die von Dr. ***A*** in der Vergangenheit nicht entnommenen Gewinnanteile werden in
dieser Vereinbarung vom 15.4.2016 einvernehmlich mit € 124.713,50 aufSer Streit gestellt.
Somit Idsst sich das Kapitalkonto fiir den von Dr. ***Bf2*** (ibertragenen Betrieb rechnerisch
eindeutig mit € -43.725,92 ermitteln.

Wenn die Abgabenbehérde vermeint, dass zum Zeitpunkt des Ausscheidens eines
Gesellschafters aus einer GesbR eine Schlussbilanz aufzustellen ist, in der alle Vermdgensteile
und Schulden sowie die jeweiligen Kapitalstédnde der Gesellschafter aufzunehmen sind, so ist
dieser Meinung grundsdtzlich beizupflichten. Wir haben diese Schlussbilanz auch in Beilage 3
entsprechend dem Muster It. BP-Bericht so dargestellt, wie sie sich nach unserer Auffassung
entsprechend den obigen Ausfiihrungen ergibt.

Der einzige Unterschied zu den Ausflihrungen der Abgabenbehérde besteht darin, dass der
zusdtzliche 50%-Anteil am Anlagevermdgen nicht dem Kapitalkonto Dr. ***Bf2***, sondern
dem Kapitalkonto Dr. ***A*** zuzurechnen ist. Das Kapitalkonto Dr. ***Bf2*** yerbleibt somit
auch nach Zusammenfassung bei €-43.725,92.

Bei der Ermittlung des Verduferungsgewinnes, der gleichzeitig auch die Basis fiir die
Abschreibung des iibernehmenden Gesellschafters Dr. ***A*** darstellt (Firmenwert), ist zum
einvernehmlich festgestellten VerdufSerungserlés von € 424.729,76 noch das libernommene
negative Kapitalkonto des ausscheidenden Gesellschafters in Héhe von € - 43.725,92 zu
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addieren, sodass sich fiir Dr. ***A*** eine Abschreibungsbemessungsgrundlage fiir den
libernommenen Firmenwert von insgesamt € 468.455,88 errechnet.

Die Bemessungsgrundlage fiir die Abschreibung des Anlagevermdgens bei Dr. ***A*** ab 2012
setzt sich zusammen aus 50% der von Dr. ***Bf2*** (ibernommenen Buchwerte in Héhe von

€ 35.159,03 sowie den ihm gemdf3 obigen Ausfiihrungen zuzurechnenden zweiten 50% in
gleicher Héhe, wodurch sich insgesamt eine Bemessungsgrundlage von € 70.318,06 (fiir
immaterielles Anlagevermégen sowie Sachanlagen) ergibt.

Die Erhéhung der Bemessungsgrundlage fiir die Firmenwertabschreibung héngt ausschliefdlich
mit der aufgrund unserer Argumentation verursachten Verénderung des negativen
Kapitalkontos Dr. ***Bf2*** zusammen und fiihrt bei diesem in gleichem Ausmapf zu einer
Erhéhung des steuerpflichtigen VerdufSerungsgewinnes. Eine von der Abgabenbehérde
behauptete unzuléissige Doppelabschreibung kann von uns darin nicht erblickt werden.

Wir stellen daher den Antrag, die o.a. Bescheide aufzuheben und im Sinne unserer
Ausflihrungen hinsichtlich der Ermittlung der Bemessungsgrundlage fiir die
Firmenwertabschreibung des Dr. ***A*** abzudndern.

Die Erh6hung der Bemessungsgrundlage fiir die Firmenwertabschreibung auf € 468.455,88
flihrt zu folgenden Verdnderungen des steuerlichen Ergebnisses unseres Mandanten:

Lt. FA Verdnderung Lt. Antrag
Anteil an den Einkiinften 2012 22.668,23 -3.515,91 19.152,32“

Am 05.10.2017 legte die belangte Behorde die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur
Entscheidung vor und beantragte, die Beschwerde im Sinne der Beschwerdevorentscheidung
vom 28.08.2017 abzuweisen. Im Vorlagebericht verwies die belangte Behorde beziglich des
Vorlageantrags von Dr. ***Bf2*** guf die rechtliche Wirdigung in der
Beschwerdevorentscheidung bzw. im Bericht iber die AuBenprifung und im
Schlussbesprechungsprogramm. Hinsichtlich des Vorlageantrags des Bf1 nahm die belangte
Behorde wie folgt Stellung:

Im Gesellschaftsvertrag vom 29.01.1990 sei ein 100%iger Substanzvorbehalt flir Dr. ***Bf2***
vereinbart. Weitere schriftliche Vereinbarungen tber ein eventuelles Abgehen vom
Substanzvorbehalt gebe es nicht. Daraus ergebe sich, dass der 50%ige Anteil am
Anlagevermdgen nicht dem Kapitalkonto Dr. ***A*** zuzurechnen sei, da dieser It.
Gesellschaftsvertrag ein Arbeitsgesellschafter (ohne Substanzbeteiligung) gewesen sei. Dass
Investitionen in Absprache und Einvernehmen mit Dr. ***A*** durchgefiihrt worden seien, sei
kein hinreichender Grund, die eindeutige vertragliche Regelung des Substanzvorbehaltes zu
negieren. Vielmehr erscheine es {iblich, im Rahmen der taglichen Zusammenarbeit tber
anstehende Investitionen zu sprechen und diese — wenn moglich — auch im Einvernehmen mit
allen Partnern durchzufihren. Im vorliegenden Fall liege auch kein anlagenintensiver Betrieb,
sondern eine Rechtsanwaltskanzlei vor. Lediglich aus dem Umstand, dass Investitionen
abgesprochen worden seien und die Afa, allfillige Restbuchwerte und Gewinnfreibetrage in
der Vergangenheit den Gewinnanteil von Dr. ***A*** gemindert hatten, kdnne man kein
wirtschaftliches Eigentum gem. § 24 BAO an den Anlagengiitern ersehen. Entscheidend sei fir
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das wirtschaftliche Eigentum, wer den Vermogensgegenstand besitze, die Gefahr des
Untergangs trage, Nutzen und Chancen schopfen konne und wer auch die Lasten zu tragen
habe. Zu beriicksichtigen seien demnach neben der Verfliigungsmacht liber den
Vermogensgegenstand auch Chancen und Risiken aus der laufenden Nutzung, die Chance der
Wertsteigerung sowie das Risiko der Wertminderung, des Verlustes sowie des zufalligen
Untergangs. Auch der VWGH setze in seiner neueren Rechtsprechung dem wirtschaftlichen
Eigentum enge Grenzen (zB VWGH 25.06.2014, 2010/13/0105 sowie zB Renner in Rdw 2014,
549 ,VwGH zum wirtschaftlichen Eigentum: Auswirkungen auf Vermietungen von
Kapitalgesellschaften an Gesellschafter”). Es erscheine auch nicht nachvollziehbar, dass ein
allfalliges Abgehen von der 100%-Substanzbeteiligung von Dr. ***Bf2*** nicht zumindest in
einem schriftlichen Vertrag geregelt worden ware. Seites des Finanzamtes Linz werde daher
die Rechtsmeinung beibehalten, dass das Anlagevermogen nicht zu 50% dem Kapitalkonto von
Dr. ***A*** zuzuordnen sei.

Mit der Vorlage der Beschwerde wurden auch diverse Aktenteile vorgelegt wie etwa:

e Griindungsvertrag vom 29.01.1990: Dieser lautet auszugsweise wie folgt:

Il§ 1

[...] Herr ***Bf2*** jst und bleibt Eigentiimer der gesamten derzeit bestehenden Kanzlei
(einschliefllich stiller Reserven und good will) in ***Adr-Bf1***, gesamter 2. Stock mit allen
damit verbundenen Rechten und Pflichten. Herr ***Bf2*** pringt seine Rechte an dieser
Kanzlei zur Nutzung und zum Gebrauch sowie seine Arbeitskraft in die Gesellschaft
biirgerlichen Rechtes ein.

Herr Rechtsanwalt Dr. ***A*** pringt seine Arbeitskraft in die Gesellschaft blirgerlichen
Rechts ein.

Herr ***Bf2*** st und bleibt an der Gesellschaft biirgerlichen Rechts zu 100 %
substanzbeteiligt. [...]

$3

Insoweit die Gesellschaft blirgerlichen Rechts Investitionen tdtigt und Herr Dr. ***A*** zy
Lasten seines Gewinnanteiles anteilig diese Investitionen mittrdgt, steht Herrn Dr. ***A***
im Falle seines Ausscheidens aus der Gesellschaft blirgerlichen Rechts ein Guthaben an
diesen Investitionen nach dem nachstehenden Berechnungsmodus zu:

Anschaffungskosten exklusive Mehrwertsteuer laut jeweiliger Rechnung abziiglich einer
Abwertung im Ausmapf der steuerlich anerkannten Afa (wobei nur die steuerlich anerkannte
Abnutzung je Jahr entscheidend ist), ausgehend vom ausgewiesenen Rechnungsbetrag
exklusive Mehrwertsteuer (laut der in der Buchhaltung eingebrachten Rechnung); all dies
entsprechend der Ergebnisquote (§2) des Anschaffungsjahres.

$4

In jedem Falle des Ausscheidens eines Gesellschafters (aus welchem Grunde auch immer —
insbesondere Aufkiindigung seitens eines der beiden Gesellschafter), womit die Gesellschaft
aufgelést ist, ist Herr ***Bf2*** berechtigt, die Rechtsanwaltskanzlei, wie sie im Zeitpunkt
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der Wirksamkeit der Auflésung der Gesellschaft liegt und steht mit allen Rechten und
Pflichten, Aktiven und Passiven ohne Liquidation alleine in seinen Bestandrédumlichkeiten in
***¥Adr-Bf1*** gesamter 2. Stock unverdndert fortzufiihren, wobei Herr Dr. ***A***
ausschliefSlich der Anspruch auf Abgeltung der anteiligen Investitionsguthaben gemdf3 § 3
dieses Vertrages zusteht. [...]

$5

(1) Im Falle des Ausscheidens des Gesellschafters ***Bf2*** [...], in dessen Eigentum sich bis
zum Ausscheiden die Kanzlei wie sie liegt und steht mit allen Rechten und Pflichten befindet,
libernimmt Herr Dr. ***A*** dje Kanzlei, wie sie liegt und steht mit sémtlichen Rechten und
Pflichten, Aktiven und Passiven, ohne Liquidation zum Fortbetrieb, gegen Bezahlung eines
Abfindungsbetrages an Herrn ***Bf2*** oder dessen Erben bzw. Legatare, dessen Héhe
und Zahlungsmodalitéit wie folgt bestimmt wird:

(2) Grundlage des Abfindungsbetrages ist ein Jahresnettohonorarumsatz der Kanzlei, der
aus dem Durchschnitt der drei letzten zum Ablebenszeitpunkt Dris. ***Bf2*** steuerlich
festgestellten Jahreshonorarumsdtze der Gesellschaft ermittelt wird.

(3) Von dem so ermittelten Betrag wird eine fiinfzigprozentige Quote ermittelt.

(4) Der so ermittelte Betrag ist in monatlichen Raten am ersten eines jeden Monats,
beginnend unabhdngig vom Zeitpunkt der Feststellung des ermittelten Betrages in Héhe
von derzeitigem Geldwert S 50.000,00 an Frau ***D***, im Falle deren Vorablebens an die
Kinder Dris. ***Bf2*** zy je gleichen Teilen zur Auszahlung zu bringen.

Zur Indexberechnung ist heranzuziehen der VPl 1986=100, Basis Feber 1990. [...]

(5) Die ab dem Todeszeitpunkt bzw. Ausscheiden wegen Berufsunfdhigkeit (Abs. 1) Dris.
***Bf2*** eintretende Geldwertverdnderung hat keinen Einfluss auf die Laufzeit der
Kaufpreisraten.

Die so ermittelte monatliche Kaufpreisrate ist ab dem Zeitpunkt des Todes oder der
Berufsunfdhigkeit (Abs. 1) der jeweiligen Geldwertverdnderung entsprechend des
nachgenannten Index anzupassen. Zur Indexberechnung ist heranzuziehen der VPl 1986 =
100. [...]

(8) Sollte in den ersten drei Jahren nach Ubernahme der Kanzlei durch Herrn Dr. ***A***
(Abs 1) der Jahreshonorardurchschnitt im Mittel unter die zum Ausscheidenszeitpunkt Dris.
***BfY*** fostgestellte Grofle (Abs. 3) absinken, verringert sich der Ubernahmspreis um
den Prozentsatz, der sich aus der Gegenliberstellung der beiden Honorarmittelwerte ergibt,
allerdings in keinem Falle unter 40% (vierzig Prozent).”

E-Mail vom 16.12.2012 von Dr. ***A*** an den Bf2: ,[...] Aufgrund deiner iibermdfigen
Entnahmen fehlt jetzt natiirlich das Geld, was Dir ja bei Ausscheiden aus der Kanzlei
bekannt gewesen sein musste und hast Du wohl deshalb keine Auszahlung der
Fremdgeldbetréige aus Deinen Akten mehr veranlasst. Ich werde daher méglichst rasch die
Unterlagen fiir die Endabrechnung vorbereiten, damit dann der von Dir zu leistende Betrag
zur Glattstellung Deines (iberzogenen Entnahmekontos genau errechnet und von dir
zurtickgezahlt werden kann.”
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e E-Mail vom 17.12.2012 von Dr. ***A*** an den Bf2: ,[...] Da mein Entnahmekonto 2011 —
nachweisbar, weil von Anfang meiner Gewinnbeteiligung an berechnet —im Wesentlichen
auf null steht, und weder am 31.12.2011 noch am 31.8.2012 das Geld auf den Konten mehr
vorhanden war, das zwar vor dem 31.12.2011 eingelangt, aber nunmehr auf Honorar
umgebucht und als Umsatzsteuer und Fremdgeld ausgezahlt wurde bzw. werden muss, liegt
es auf der Hand, dass Du libermdfige Entnahmen hast, die nicht Deinem Gewinnanteil
entsprechen. Widre das Geld, das nunmehr auf Honorar umgebucht und als Umsatzsteuer
und Fremdgeld ausgezahlt wurde bzw. werden muss, auf den Konten, miissten diese am
31.12.2011 und am 31.8.2012 hoch im Plus gewesen sein. [...]“

e E-Mail vom 31.7.2016 von ***C*** an den Betriebsprifer: Darin Gbermittelte er die im
Beschwerdeergdanzungsschriftsatz erwahnten UFS- und BFG-Entscheidungen zum Thema
,Korrektur der Kapitalkontenentwicklung” (UFS Linz, 29. November 2013, RV/0645-L/06;
UFS Graz 6. Februar 2009, RV/0002-G/08; UFS Innsbruck 19. Méarz 2004, RV/0080-1/02; UFS
Wien 30. November 2005, RV/2429-W/02; BFG 16. Juni 2016, RV/7102993/2012) und
fuhrte aus, dass dadurch, dass Dr. ¥**A*** bis zum 31.08.2012 nur den Status eines reinen
Arbeitsgesellschafters und Dr. ***Bf2*** qufgrund des 100%-igen Substanzvorbehalts
quasi die Stellung eines Einzelunternehmers gehabt habe, es — bei einem Start des
»Einzelunternehmens” in 1973 und einem unterstellten Kapitalkontostand des Dr.
*¥*EBF2*** in 1992 von Null — gar nicht anders sein kdnne, als dass spatestens bei der
VerauRerung/Aufgabe die Fehler in der Kapitalkontenentwicklung korrigiert wiirden.

Am 03.10.2019 wurde vom damals zustandigen Richter ein Erérterungstermin abgehalten. Der
dariiber aufgenommenen Niederschrift ist im Wesentlichen Folgendes zu entnehmen:

Der Vertreter des Bf2 sagte, dass der Praxiswert der Bf1 nicht dem VerduRerungsgewinn des
Bf2 entsprechen kénne. Das bisherige schriftliche Beschwerdevorbringen werde dahingehend
erganzt, dass jedenfalls die begehrten Korrekturen zur liickenlosen Darstellung der Entwicklung
des Kapitalkontos des Bf2 dem Grunde nach durchzufiihren seien, wobei angesichts der
vergangenen langen Zeitspanne, eine entsprechende Schatzungsbandbreite und damit ein
entsprechender ,Verhandlungsspielraum” zugestanden werde.

Der Richter erlauterte seine Rechtsansicht zum Beschwerdevorbringen des Bf2, woraus sich
ergebe, dass die Kapitalkontostande 1990 und 1991 durch eine Rekonstruktion bzw. im Wege
einer Schatzung darzustellen seien, wobei jedoch abweichend vom Beschwerdebegehren,
hinsichtlich allfalliger Zurechnungen nicht vom Einheitswert des Betriebsvermogens zum
01.01.1990, sondern vom durchschnittlichen Entnahmeverhalten des Bf2 in den Jahren 1992
bis 2001 auszugehen sein werde und es so zu einer Zurechnung von maximal € 30.000,00
(verteilt auf die Jahre 1990 und 1991) kommen kdnne.

Hinsichtlich des vom Bf2 in Form einer weiteren Zurechnung zum Kapitalkonto angesetzten
Substanzvorbehalts wies der Richter darauf hin, dass aufgrund der langen Zeitspanne zwischen
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der Begriindung der Mitunternehmerschaft und dem Ausscheiden des Bf2 (mehr als 22 Jahre)
allfallige zum Zeitpunkt der Begriindung der GesbR vorhandene stille Reserven, einschlieBlich
eines entsprechenden Firmenwertes zum Zeitpunkt der Auseinandersetzung nicht mehr
vorhanden waren, sodass sich daraus kein entsprechender Korrekturbedarf ergabe.

Nachdem die Verfahrensparteien zu keiner Einigung fanden, wurde der Vertreter des Bf2
eingeladen, dem Bundesfinanzgericht eine Schlussbilanz der Mitunternehmerschaft zum
31.08.2012 unter Darstellung/Einbeziehung seiner Beschwerdestandpunkte (rekonstruiertes
Kapitalkonto) vorzulegen.

Der Vertreter der Bf1 erklarte, dass er nach wie vor davon ausgehe, dass Dr. ***A***
zumindest ab 1992 am Anlagevermogen der Mitunternehmerschaft (als wirtschaftlicher
Miteigentiimer) beteiligt gewesen sei, da er sowohl einen Anteil der

laufenden Abschreibungen als auch der Buchwertabgange bzw. allfdllige VerauRerungsgewinne
mitgetragen habe und insofern das Anlagevermogen zum 31.08.2012 nicht nur beim Bf2 (mit
100 %), sondern auch bei ihm anteilsmalig mit 50 % anzusetzen sei.

Sowohl das Finanzamt als auch der Vertreter des Bf2 wiesen darauf hin, dass sich aufgrund des
Substanzvorbehaltes des Bf2 und aus der Stellung von Dr. ***A*** 3|s reiner
Arbeitsgesellschafter kein Miteigentum ableiten lasse.

Der Vertreter der Bfl gab bekannt, dass er im Falle einer ansonsten zustande kommenden
Einigung im gegenstandlichen Verfahren, diesen Punkt nicht mehr — gesondert —

weiterverfolgen werde.

Nach einem durch eine Ruhestandsversetzung bedingten Wechsel der Zustandigkeit wurde am
02.07.2024 durch die nunmehr zustandige Richterin folgender Vorhalt an die Parteien
versandt:

,In der o.a. Beschwerdesache wird Ihnen zwecks Wahrung des Parteiengehérs innerhalb von
vier Wochen ab Zustellung dieses Schreibens Gelegenheit zur Stellungnahme zu u.a.
Ausfiihrungen gegeben:

1. Verduferungserlos

Da der Verdiufierungsgewinn durch Bestandsvergleich nach Maf3gabe des § 4 Abs 1 EStG 1988
oder § 5 EStG 1988 zu ermitteln ist, ist der VerdufSerungserlds nach Mafigabe des Entstehens
der Forderung (und nicht nach MafSgabe des Zuflief3ens, § 19 EStG 1988) zu erfassen. Bei
Ratenzahlung oder Stundung ist dementsprechend die volle, allenfalls abgezinste
Kaufpreisforderung anzusetzen (vgl. Stiastny in Wiesner/Grabner/Knechtl/ Wanke, EStG § 24 Rz
122 [Stand 01.03.2018, rdb.at]).

Nachtrégliche Anderungen des Kaufpreises, zB auf Grund von Umsatz- oder Gewinnklauseln,
aber auch aufgrund von Nichtbezahlung des vollen Unternehmenskaufpreises, flihren
grundsdtzlich zu Einkiinften aus einer ehemaligen betrieblichen Téitigkeit iSd § 32 Abs 1 Z 2 EStG
1988 und nicht zu einer Berichtigung nach § 295a BAO (vgl. Fraberger/Papst in
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Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG § 24 Rz 207 [Stand 01.04.2016, rdb.at]). So auch Stiastny in
Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke, EStG § 24 Rz 122 (Stand 01.03.2018, rdb.at), wonach (unter
Verweis auf VWGH 04.02.2009, 2006/15/0151) von nachtréglichen Betriebseinnahmen bzw. —
ausgaben gem. § 32 auszugehen ist, wenn die Hbhe des vereinbarten VerdufSerungserléses von
zukiinftigen, ungewissen Umstdnden abhdngt (zB von der kiinftigen Umsatzentwicklung, der
kiinftigen Entwicklung des Klientenstocks).

Bereits in seinem Erkenntnis vom 17.09.1997, 93/13/0106 judizierte der VwGH zu einer
zundchst nur im Schdtzungsweg ermittelbaren, am Umsatz der auf eine BetriebsverdufSerung
folgenden drei Jahre orientierten Gegenleistung, dass diese als Forderung anzusetzen und
damit der VerdufSerungsgewinn den Grundsdtzen ordnungsmdpfiger Buchfiihrung folgend im
Jahr der VerdufSerung zu realisieren ist. Es kénne jedoch der Umstand, dass eine solche
Forderung zundchst nur im Schétzungsweg ermittelt werden kann, nicht in der Weise
Beriicksichtigung finden, dass die dafiir mafigebenden, in den Folgejahren eintretenden
Ereignisse riickwirkend im VerdufSerungsjahr zu einer Korrektur des VerdufSerungsgewinnes
flihren. Eine solche Vorgangsweise widerspréiche dem Grundsatz der periodengerechten
Erfolgsermittlung, weil dabei erfolgsrelevante Ereignisse in Perioden verlagert (vorverlagert)
wiirden, in denen sie noch nicht eingetreten sind. Auch die Relevanz kiinftiger Ereignisse kénne
in einem Vertrag vereinbart werden, ohne dass dies die Annahme rechtfertigen wiirde, die
Ereignisse seien so zu beriicksichtigen, als ob sie bereits im Vertragsjahr eingetreten wdren.

Laut § 5 des Griindungsvertrags vom 29.01.1990 iibernimmt im Fall des Ausscheidens von
*xxBf2*** in dessen Eigentum sich die Kanzlei wie sie liegt und steht mit allen Rechten und
Pflichten befindet”, Dr. ***A*** dje Kanzlei zum Fortbetrieb gegen Bezahlung eines
Abfindungsbetrages in Hohe von 50% des durchschnittlichen Jahresnettohonorarumsatzes der
drei letzten steuerlich festgestellten Jahreshonorarumsditze der Kanzlei. Der Abfindungsbetrag
ist in monatlichen wertgesicherten Raten zu zahlen. Gemdf3 § 5 Abs. 8 des Griindungsvertrags
verringert sich im Fall des Absinkens des Jahreshonorardurchschnitts in den ersten drei Jahren
nach Ubernahme der Kanzlei durch Dr. ***A*** der Ubernahmepreis um den Prozentsatz, der
sich aus der Gegendiiberstellung mit dem o.a. Abfindungsbetrag ergibt, allerdings in keinem
Falle unter 40%.

Aus den Umsatzsteuerbescheiden (Beschwerdevorentscheidung bzw. neue Sachbescheide nach
Wiederaufnahme) fiir 2009 bis 2011 (€ 991.996,50; € 1.045.514,24; € 1.189.877,00) ergibt sich
ein durchschnittlicher Jahreshonorarumsatz von € 1.075.795,91 und somit ein
Abfindungsbetrag von € 537.897,96.

Der in der Beschwerdevorentscheidung angesetzte Kaufpreis von € 424.729,96 wurde erst mit
Vereinbarung vom 15.04.2016 festgesetzt. Dieser reduzierte Kaufpreis basiert — entsprechend
§ 5 Abs. 8 des Griindungsvertrags — auf den Nettohonorarumsdtzen der Jahre 2013 bis 2015
und somit auf Umstdnden, die erst nach der AnteilsverdufSerung eingetreten sind.

Nach der Rechtsprechung des VWGH ist somit von einem VerdufSerungserlés in Hé6he von
€ 537.897,96 — und nicht wie in der Beschwerdevorentscheidung von € 424.729,96 —
auszugehen.

2. Kapitalkonto Dr. ***Bf2***

Die Entwicklung des Kapitalkontos von Dr. ***Bf2*** jst anhand der dem Bundesfinanzgericht
vorgelegten Unterlagen weder hinsichtlich der Jahre 1990 und 1991 noch hinsichtlich des
Zeitraums 01/2011 bis 08/2012 nachvollziehbar.
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Zum 01.01.1990 wurde ein Einheitswert des Betriebs in Hohe von umgerechnet rund € 135.000
erkldrt. Gemdfs dem am 31.12.1993 aufer Kraft getretenen § 68 BewG 1955 (idF BGBI. Nr.
402/1988) sind die zu einem gewerblichen Betrieb gehérigen Wirtschaftsgiiter grundsdtzlich
mit dem Teilwert anzusetzen. Es kann daher nicht — wie in der Beschwerde vorgebracht — davon
ausgegangen werden, dass der Stand des steuerlichen Kapitalkontos eher das Doppelte des
Einheitswertes zum 01.01.1990 ausgemacht und somit mindestens € 270.000 betragen habe,
sondern dass der Buchwert des Eigenkapitals bei Einbringung eher geringer war als der
Einheitswert.

Aus Beilage 9 zur Beschwerde ergibt sich — unter Berticksichtigung von Luxustangente, GKK-
Zahlungen und aperiodischen Einlagen bzw. Entnahmen — fiir den Zeitraum 1992-2010 ein
negatives Kapitalkonto von Dr. ***Bf2*** jn Héhe von € -264.500.

Im Zuge des Erérterungstermins am 03.10.2019 wurde der Vertreter von Dr. ***Bf2*** yom
damals zusténdigen Richter eingeladen, ,,dem Bundesfinanzgericht eine (gedankliche)
Schlussbilanz der Mitunternehmerschaft zum 31.08.2012 unter Darstellung/Einbeziehung seiner
Beschwerdestandpunkte (rekonstruiertes Kapitalkonto) vorzulegen”. Soweit aus dem Akt
ersichtlich wurde eine solche Schlussbilanz nicht vorgelegt.

Da das Kapitalkonto des ausgeschiedenen Gesellschafters nicht gefiihrt wurde und das
Eigenkapital nur im Schétzungsweg ermittelt werden kann, erscheint eine Ermittlung des
Verduflerungsgewinns anhand der Bruttomethode (Barbetrag einschliefSlich Raten + vom
Erwerber libernommene Schulden + gemeiner Wert der ins Privatvermégen libernommenen
Aktiva — Buchwert der verdufSerten aktiven Wirtschaftsgliiter — Verduferungskosten =
VerdufSerungsgewinn) zweckmdpfig.

Mit Vorhaltsbeantwortung vom 16.07.2024 nahm die belangte Behorde dazu wie folgt
Stellung:

»Zu Pkt. 1: VerdufSerungserlés:

Wie im Vorhalt des BFG ausgefiihrt, ist der VerdufSerungsgewinn nach § 4 Abs. 1 EStG durch
Bestandsvergleich zu ermitteln. Der (vereinbarte) VerédufSerungserl6s ist daher als Forderung
nach Maf3gabe des Entstehens zu erfassen.

Im gegenstdndlichen Fall wurde im § 5 des Griindungsvertrages die Ermittlung des
Verduferungserléses anhand der letzten drei Jahre vor der Ubertragung geregelt (demnach die
Jahre 2009 - 2011). Wie vom BFG ausgefiihrt, ergébe sich damit auf Grund der rein
rechnerischen Ermittlung ein Abfindungsbetrag von EUR 537.897,96 (basierend auf den
Umsatzsteuerbescheiden 2009 - 2011).

Ergédnzend wird jedoch durch das Finanzamt Osterreich ausgefiihrt, dass gemdf3 Vereinbarung
vom 15.04.2016 (Pkt. 1.3. der Vereinbarung) urspriinglich der Abfindungsbetrag mit EUR
518.324,83 per 31.08.2012 vereinbart wurde. Aus diesem urspriinglich vereinbarten
Abfindungsbetrag von EUR 518.324,83 wurden auch die Ratenzahlungen von monatlich EUR
5.903,83 errechnet.

Gemdfs Pkt. 2.1.1. der Vereinbarung vom 15.04.2016 ergibt sich bei einer rein rechnerischen
Ermittlung des Abfindungsbetrages gem. § 5 Abs. 1 und 2 des Gesellschaftsvertrages ein
Abfindungsbetrag von EUR 530.912,47. Auf Grund der gravierenden Differenzen zwischen den
Gesellschaftern (vgl. Pkt. 1.4. der Vereinbarung) wurde jedoch dieser Betrag nicht als richtig
angesehen und demgemdfs im Jahr 2016 schliefSlich auf EUR 424.729,96 vermindert.
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Im Erstbescheid wurde durch den steuerlichen Vertreter der GesbR ein VerdufSerungserlés von
EUR 516.653,45 bei der Berechnung des Verdufierungsgewinnes zu Grunde gelegt.

Dem BFG ist zuzustimmen, dass der VerdufSerungserlds als Forderung nach MafSgabe des
Entstehens (als Ausfluss der § 4 (1)-EStG-Ermittlung) anzusetzen ist. Die Forderung des
Verduferungserléses wurde It. Vereinbarung zuerst mit EUR 518.324,83 beziffert, sodass It.
Ansicht des Finanzamtes dieser urspriinglich vereinbarte Forderungsbetrag als Erlés anzusetzen
wdre. (In Pkt. 1.3. der Vereinbarung wurde unstrittig ausgefiihrt, dass urspriinglich der
Abfindungsbetrag mit EUR 518.324,83 ermittelt wurde).

Ergénzend wird jedoch ausgefiihrt:

Das Finanzamt Osterreich hat (vereinfachend) den tatsdchlichen Veréuferungserlés von EUR
424.729,96 bereits im Jahr 2012 angesetzt, um Diskussionen hinsichtlich der Bewertung der
urspriinglichen Forderung im Zeitpunkt zum 31.08.2012 hintanzustellen. Auf Grund der
gravierenden Unstimmigkeiten zwischen den Gesellschaftern ging das Finanzamt Osterreich
davon aus, dass eine der Hbhe nach teilweise bestrittene Forderung vorlag.

Die Verwaltungspraxis (vgl. Rz. 2329 EStR) geht davon aus, dass eine zum Teil bestrittene
Forderung dem Grunde nach anzusetzen und anschliefSend wertzuberichtigen ist.

Dem Priifer wurden bereits wéihrend der Betriebspriifung Aktenvermerke aus dem Jahr 2012
vorgelegt, die die Behandlung der Fremdgelder sowie die Behandlung der vorgeworfenen
Uberentnahmen von Dr. ***Bf2*** zum Gegenstand hatten.

Auch der steuerliche Vertreter von Dr. ***Bf2*** hat das Auftreten der schweren
Unstimmigkeiten bereits im Jahr 2012 bestdtigt. So hatte zB Dr. ***Bf2*** ab Herbst 2012
nicht einmal mehr freien Zutritt in die Kanzlei.

Auszugsweise wird ein Schreiben im bisherigen Verfahren von Dr. ***Bf2*** kurz dargestellt
(Auszug auf der Offenlegung gem. § 29 FinStrG — eingebracht von Dr. ***Bf2***):

Mit Stichtag 31.8.2012 schied Dr. ***Bf2*** altersbedingt aus der Gesellschaft aus. Im
Rahmen der Ermittlung des Auseinandersetzungsguthabens sowie des
(ausscheidensbedingten) Ubergangs- und Verduferungsgewinnes (entsprechend den
Regeln des Gesellschaftsvertrages) wurde die Buchhaltung im Bereich Umlaufvermégen
nochmals durchgesehen und dabei — gemessen an der Rsp des VwGH zur Abgrenzung
Fremdgeld — Honorarerlse — bei einigen Projekten Abwicklungsfehler entdeckt (zum
exakten Geschehensablauf vgl. unter Pkt. 1.1.).

Da es im Rahmen der Auseinandersetzungsverhandlungen zwischen ***Bf2*** und Dr.
**EA*** 20 schweren Zerwiirfnissen kam und ***Bf2*** sejt dem 27.11.2012 keinen
freien Zutritt mehr zu den Kanzleirdumlichkeiten hat, waren und sind die Méglichkeiten
der exakten Ermittlung der Bemessungsgrundlagenabweichungen fiir ***Bf2*** sehr
eingeschrdnkt.

Lt. Ansicht des Finanzamtes Osterreich wéiren diese o.a. Umstinde des Jahres 2012 als
erkennbares Risiko bei der Forderungsbewertung des VerdufSerungserléses per 31.08.2012 zu
Grunde zu legen. Auf Grund der gravierenden Vorwiirfe gegen Dr. ***Bf2*** war It. Ansicht des
Finanzamtes bereits erkennbar, dass die Forderung von EUR 518.324,83 mit Sicherheit nicht in
voller Héhe bezahlt wird, was eine Wertberichtigung der Forderung gerechtfertigt héitte. Im
Zuge der Bp wurde also mit den Beschwerdefiihrern vereinbart, dass im Rahmen der
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Beschwerdevorentscheidung (vereinfachend) der nunmehr per Vergleich festgesetzte
VerdufSerungserlés als Erlés angesetzt wird.

Sofern das BFG dieser Sichtweise (= Méglichkeit der Wertberichtigung der Forderung) nicht
zustimmen kann, wird beantragt, den erstmalig vereinbarten VerdufSerungserlés von EUR
518.324,83 anzusetzen, da dieser VerdufSerungserlds offenbar urspriinglich zwischen den
Gesellschaftern vereinbart wurde.

Pkt. 2: Kapitalkonto ***Bf2***:

Die Berechnung des VerdufSerungsgewinnes bei Ubertragung von Mitunternehmeranteilen ist
schon im Wortlaut des Einkommensteuergesetzes klar geregelt. VerdufSerungsgewinn ist der
Betrag, um den der Verduferungserlés nach Abzug der VerdufSerungskosten den Wert des
Anteils am Betriebsvermdgen libersteigt (§ 24 Abs. 2 EStG).

Die Nettomethode, bei der der VerdufSerungsgewinn lber das Buchkapitalkonto ermittelt wird,
entspricht der gesetzlichen Bestimmung des § 24 Abs 2 EStG. Auch in der steuerlichen Literatur
wird vertreten, dass bei VerdufSerung eines Mitunternehmeranteils grundsdtzlich die
Nettomethode anzuwenden ist (Jakom/Kanduth-Kristen, EStG 2024, § 24 Rz. 90).

Das Finanzamt Osterreich hat aus folgenden Griinden bei der Verduferungsgewinnermittlung
die Nettomethode angewandt:

Da aus dem Status per 31.08.2012 (der der Vergleichsvereinbarung schlussendlich zu Grunde
lag) unstrittig die Aktiva, unstrittig die Schulden und unstrittig das rechnerisch ermittelte
Kapitalkonto des Arbeitsgesellschafters ***A*** ersichtlich sind, wurde das Kapitalkonto von
Dr. ***Bf2*** qals rechnerische DifferenzgréfSe ermittelt.

Wie vom BFG ausgefiihrt, hat der steuerliche Vertreter von Dr. ***Bf2*** pis dato — trotz
Aufforderung im Zuge des Erérterungstermins am 03.10.2019 — keine (gedankliche)
Schlussbilanz (mit rekonstruiertem Kapitalkonto von Dr. ***Bf2***) per 31.08.2012 vorgelegt.

Der VWGH hat in seiner Entscheidung vom 21.12.2010, 2009/15/0076 mit Hinweis auf
Quantschnigg/Schuch, § 24 Rz 80, auch die Bruttomethode bei der VerdufSerung eines
Mitunternehmeranteils als zuldssig erachtet; es bestehen daher seitens des Finanzamtes keine
Einwendungen, die Bruttomethode fiir die Berechnung des VerdufSerungsgewinnes anzusetzen.
Sowohl die Bruttomethode als auch die Nettomethode miissen allerdings zwingend zum selben
Ergebnis fiihren.

Die Bruttomethode ist It. Ansicht des Finanzamtes ebenfalls in ihrer Berechnung umstritten, da
bis dato nicht gekldrt werden konnte, ob 50% oder 100% des Anlagevermdgens lbertragen
wurden. Kurz gesagt ist ungeklért, ob Dr. ***A*** jm Zeitpunkt seines Ausscheidens reiner
Arbeitsgesellschafter (wie im Gesellschaftsvertrag vorgesehen) war oder ob er hinsichtlich
Anlagevermégen substanzbeteiligt war. Daraus folgend ist im Rahmen der Bruttomethode
ungekldrt, wie sich die offenen Gewinnanspriiche von Dr. ***A*** (als Arbeitsgesellschafter)
bei der Berechnung des VerdufSerungsgewinnes auswirken wiirden.

Ein blofer Arbeitsgesellschafter hat grundsdtzlich nur Anspruch auf den Gewinn und keine
Mitbeteiligung am Hauptstamm und am sonstigen Gesellschaftsvermégen (vgl. Rz. 5969 EStR
mit dortigem VwGH-Hinweis auf VWGH 19.10.1988, 86/13/0169). Der VWGH hat in dieser
Entscheidung ausgesprochen, dass infolge der blofSen Gewinnanspriiche des
Arbeitsgesellschafters dieser auch keinen Kapitalanteil im steuerlichen Sinne besitzt.
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Im Zuge der VerdufSerungsgewinnberechnung nach der Bruttomethode ist also zu kldren, ob die
offenen Gewinnanspriiche von Dr. ***A*** als {ibernommene Schulden anzusetzen sind. Nur
durch den Ansatz der offenen Gewinnanspriiche als Erlés ist gewdihrleistet, dass die
Bruttomethode und die Nettomethode zum selben Ergebnis fiihren.

Die Gegeniiberstellung der Nettomethode und Bruttomethode erfolgt wie nachstehend
ausgefiihrt (aus Vereinfachungs- und Nachvollziehbarkeitsgriinden werden die Berechnungen
mit dem bisher angesetzten VerdufSerungserlés von EUR 424.729,96 durchgefiihrt):

Die Bilanz wurde im Rahmen des Ausscheidens per 31.08.2012 bei Ansatz von 100% des

Anlagevermégens wie folgt aufgestellt:

Gesellschaftsbilanz bei Ausscheiden (Ansatz von 100% AV):

Immat. AV 1.724,30 | Kapital ***Bf2***; -8.566,89 | (=Differenzgréfie)

Sachanlagevermégen: | 68.593,76 | offene 47.477,30
Gewinnanspriiche
%k %k *A* % *:

Habfertige/Fertige 199.535,00 | vorgezogene Erldse 77.236,20

Arbeiten It. KPMG: Y Nl

Honorarforderungen: 22.393,04 | Riickstellungen: 10.000,00

Kassa: 1.263,17 | Bankschulden: 39.833,74

Bank: 60.478,67 | USt von Honorar: 3.732,18
Sozialversicherung: 5.923,55
Kommunalsteuer: 495,59
UsSt 7+8: 22.318,95
L, DB: 2.216,80
Sonstige 6.376,52
Fremdgeld: 114.355,05
USt vorgezogene 32.588,95
Erlése:

Summe Aktiva: 353.987,94 | Summe Passiva: 353.987,94

Die Berechnung des Verduferungsgewinnes wurde analog der Nettomethode durch das

Finanzamt Osterreich wie folgt durchgefiihrt:

Berechnung Verduflerungsgewinn It. Bp nach der Nettomethode:

100% Anlagevermégen:

VerdufSerungserlés: 424.729,96
zuz. negatives Kapitalkonto ***Bf2*** |t, Bp: 8.566,89

Zwischensumme: 433.296,85
Entnahmen Wirtschaftsgliter in das PV: 8.283,11
Nachversteuerung GFB: 36.466,09
Verduferungsgewinn nach der Nettomethode: 478.046,05

Die Berechnung der Bruttomethode ist It. Ansicht des Finanzamtes Osterreich wie folgt

durchzufiihren:

Berechnung VerdufSerungsgewinn nach der Bruttomethode:
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100% Anlagevermdgen:

Ansatz VerdufSerungserlés: 424.729,96
Entnahme WG in das PV It. Vergleich: 8.283,11
gewinnerh. Ansatz Verbindlichkeiten gemdf3 Status: 237.841,33
gewinnerh. Ansatz offene Gewinnanspriiche ***A***; 47.477,30
gewinnerh. Ansatz vorgezogene Erldse ***A***:; 77.236,20
abz. Aktiva mit 100% AV: -353.987,94
Nachversteuerung Gewinnfreibetrag: 36.466,09
Verduflerungsgewinn nach der Bruttomethode: 478.046,05“

Mit Schreiben vom 07.08.2024 nahm die steuerliche Vertretung der Bf1 zum Vorhalt wie folgt
Stellung:

»1. Verduferungserlos

lhre Ausfiihrungen zur Ermittlung des fiir den gegenstdndlichen Fall relevanten
Verdiuflerungserléses nehmen wir zur Kenntnis. Es gibt von unserer Seite dazu keine
Einwendungen.

2. Kapitalkonto Dr. ***Bf2***

Das Kapitalkonto Dr. ***Bf2*** zum Stichtag 31.08.2012 errechnet sich aus dem vom
Finanzamt Linz erstellten Status per 31.08.2012 mit € -8.566,89. Die Entwicklung dieses
Kapitalkontos ist zuriick bis zum 01.01.1992 liickenlos nachvollziehbar.

Auch das Kapitalkonto des Arbeitsgesellschafters Dr. ***A*** jst zur Gdnze nachvollziehbar.
Dieser hat in den ersten beiden Jahren der Gesellschaft (1990 und 1991) lediglich einen fixen
Gewinnanteil erhalten, der auch zur Gdnze entnommen wurde. Ab 01.01.1992 wurde auch bei
ihm das Kapitalkonto liickenlos gefiihrt. Dieses weist per 31.08.2012 einen positiven Stand von
€124.713,50 aus.

Bei diesem Saldo handelt es sich um noch nicht bzw. zu wenig ausbezahlte, jedoch bereits voll
versteuerte Gewinnanteile der Gesellschaft vor dem Ausscheiden des Gesellschafters Dr.
*¥**Bf2*** Wiren diese Gewinnanteile rechtzeitig vor Beendigung der GesbR ausbezahlt
worden, so hdtte sich der negative Banksaldo um diesen Betrag erhéht, wodurch sich die von
Dr. ***A*** zy (ibernehmenden Verbindlichkeiten letztlich um € 124.713,50 erhéht héitten. Um
diesen Betrag hdtte sich der abschreibbare Firmenwert bei Dr. ***A*** und der
Verdufserungsgewinn bei Dr. ***Bf2*** erhéht.

Es stellt sich fiir uns die Frage, ob lediglich das Unterbleiben einer zeitgerechten Auszahlung
alter Gewinnanteile vor dem Beendigungszeitpunkt der Gesellschaft etwas an dieser
Behandlung dndern wiirde. Bisher wurde dieses , Eigenkapital" weder bei Dr. ***A*** noch bei
Dr. *¥**Bf2*** steuerlich (Firmenwertabschreibung bzw. Verduferungserlés) beriicksichtigt. “

Am 26.08.2024 wurde innerhalb der — auf Antrag verldangerten Frist — auch vom steuerlichen
Vertreter des Bf2 eine Vorhaltsbeantwortung eingebracht und darin wie folgt Stellung
genommen:

,»VERAUSSERUNGSERLOS

In Pkt. 1. des Vorhalts nimmt das BFG auf die in § 5 des Griindungsvertrags der Sozietit vom
Jdnner 1990 enthaltene Abfindungsklausel beim Ausscheiden des ***Bf2*** Bezug,
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insbesondere die , Einschleifregelung” des § 5 Abs 8 des Griindungsvertrags, wonach sich die
Kaufpreisforderung des Dr. ***Bf2*** jm Falle des Absinkens des Jahreshonorardurchschnitts
in den ersten drei Jahren nach Ubernahme der Kanzlei durch Dr. ***A*** gliquot verringert und
zwar bis auf max. 40% des Jahresdurchschnittswerts der Jahre 2009 — 2011. Dr. ***A*** hat
diese Korrektur des Abfindungsbetrags des Dr. ***Bf2*** jm Jahr 2016 in Anspruch genommen,
zumal in diesem Zeitpunkt die Jahreshonorardurchschnitte der Jahre 2013 — 2015 bereits
bekannt waren.

Das BFG geht im Vorhalt davon aus, dass auf einen derartigen Sachverhalt die VwGH-Rsp ab
1997 zur VerdufSerung betrieblicher Einheiten gegen gewinn- und/oder umsatzabhdngige
Betrdge (wobei sich die gewinn- und umsatzabhdngigen Betrdge erst in den Jahren nach dem
VerdufSerungszeitpunkt konkretisieren bzw. dem Grunde nach entstehen) anwendbar wdre,
sodass die Reduktion des VerdufSerungserléses im Jahr 2016 nicht auf das VerdufSerungsjahr
2012 riickwirke, sondern im Reduktionsjahr den nachtréiglichen Einkiinften nach § 32 EStG als
nachtrdgliche Betriebsausgabe anzusehen wiire.

Dem ist auf rechtlicher und faktischer Ebene entgegen zu halten, dass im Gesellschaftsvertrag
ausdriicklich NICHT vereinbart ist, dass ***Bf2*** an den Umsditzen oder Ertriigen nach dem
Ausscheidenszeitpunkt (gegenstdndlich: 31.8.2012) teilnehmen kann und zwar WEDER im
positiven NOCH im negativen Sinne. Insoweit spricht bereits die Faktenlage gegen die
Anwendbarkeit der VWGH-Rsp zu zukunftsorientierten Gewinn- oder Umsatzteilnahmen nach
dem Ausscheiden als Mitunternehmer. Vielmehr ist nach Meinung der steuerlichen Vertretung
eine Anwendung der im VwWGH-Erkenntnis vom 16.12.1999, 95/15/0027, niedergelegten
Kaufpreiskorrekturgrundsdtze bei der VerdufSerung eines Mitunternehmeranteiles angebracht,
wonach die Kaufpreiskorrektur bereits im Gesellschaftsvertrag ihre Wurzel hatte und daher auf
den Ausscheidensstichtag riickwirkt. Dr. ***Bf2*** hat zu keinem Zeitpunkt an Ergebnissen der
Sozietdt teilgenommen, welche dem Grunde nach erst NACH seinem Ausscheidenszeitpunkt
entstanden wdren, sondern es hat sich nur die Kalkulationsgrundlage fiir seinen
Abfindungsanspruch — entsprechend der Regelung im Gesellschaftsvertrag — verdndert. Die
Basis der Berechnung des Abfindungsanspruchs von Dr. ***Bf2*** war nach dem
Gesellschaftsvertrag IMMER der durchschnittliche Jahresumsatz der Sozietdit der Jahre 2009 —
2011 (und somit von Jahren, die VOR dem Ausscheiden des Dr. ***Bf2*** aus der Sozietdt
liegen). Dementsprechend wdre auch nach der jlingeren Rsp des BFG der VerdufSerungsgewinn
im Jahr 2012 zu korrigieren und keine nachtrdgliche Betriebsausgabe im Jahr 2016 anzunehmen
(Vgl. zB BFG Innsbruck 3.7.2023, RV/3100764/2020, oder BFG Wien 16.11.2023,
RV/4100500/2016).

Dartiber hinaus ist die VwGH-Rsp ab 2009 (vgl das Grundsatzerkenntnis des VwGH vom
4.2.2009, 2006/15/0151) bzw das VwGH-Erkenntnis vom 17.9.1997 (vgl zB VWGH 17.9.1997,
93/13/0106) zu an zukiinftigen Ertrdgen bzw Umsdtzen orientierten Unternehmenskaufpreisen
(Der Verdufierungsgewinn ist spiegelbildlich zu den Anschaffungskosten stichtagsbezogen und
gegebenenfalls nach Rentenprinzipien (bei gewinn- oder umsatzabhdéngiger Basis) zu
berechnen, die sich aus der zukiinftigen Umsatz- oder Ergebnisentwicklung ergebenden
Korrekturen sind jedoch nach Meinung des VWGH nicht auf den VerdufSerungszeitpunkt
riickzubeziehen, sondern ,,ex nunc” in den jeweilig nachfolgenden Veranlagungszeitréiumen als
,hachtrdgliche Einkiinfte” nach § 32 Z 2 EStG zu behandeln.) einer massiven
verfassungsrechtlichen Kritik auf der Basis der Entscheidungen VfSlg 13.724 und 16.760
ausgesetzt (vgl. nur die fundamentale Kritik bei Ritz, Riickwirkende Ereignisse (§ 295a BAO) im
Einkommensteuerrecht, in Renner/Schlager/Schwarz (Hrsg), Praxis der steuerlichen
Gewinnermittlung, GedS Kéglberger 635 (648 ff); Doralt W., § 295a BAO (riickwirkendes
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Ereignis) — ein halber Flop? RdW 2009, 502 (502f); Fraberger, Die ,,sachverhaltsgestaltende
Riickwirkung im Steuerrecht (§ 295a BAO)“ im M&A-Business — ein Schuss in den Ofen? in Roth
et al (Hrsg), FS Torggler (2013) 253 (262 ff), jeweils mit Hinweis auf VfGH 11.3.1994, B 1297/93,
VfSlg 13.724, sowie 11.12.2002, B 941/02, V/fSlg 16.760). Der VwGH hat sein Erkenntnis aus
1997 hauptsdchlich mit verfahrensrechtlichen Argumenten begriindet, in der Rsp ab 4.2.2009
hat er seine Uberlequngen mit fundamentalen Erwégungen (ohne Bezugnahme auf
verfahrensrechtliche Korrekturméglichkeiten) unterlegt, sodass die mit dem Jahr 2003
eingefiihrte Mdglichkeit des § 295a BAO (Rechtskraftdurchbrechung durch , riickwirkende
Sachverhaltsgestaltung”) letztlich nicht zur Anwendung kommen konnte (vgl dazu im Detail
Tiichler, Preisdnderung beim Unternehmensverkauf im Ertragsteuerrecht (2014) 170 ff. Zur
deutschen Rechtslage bei der jédhrlichen Anpassung zB BFH 19.12.2018, | R 71/16, BStBI 11 2019,

493 ff).

Demgegeniiber wird im Fachschrifttum (vgl zB Ritz, Riickwirkende Ereignisse (§ 295a BAO) im
Einkommensteuerrecht, in Renner/Schlager/Schwarz (Hrsg), Praxis der steuerlichen
Gewinnermittlung, GedS Kéglberger 635 (648 ff); Doralt W., § 295a BAO (riickwirkendes
Ereignis) — ein halber Flop? RdW 2009, 502 (502 f); Fraberger, Die sachverhaltsgestaltende
Riickwirkung im Steuerrecht (§ 295a BAO)”“ im M&A-Business — ein Schuss in den Ofen? in Roth
et al (Hrsg), FS Torggler (2013) 253 (262 ff), jeweils mit Hinweis auf VfGH 11.3.1994, B 1297/93,
VfSlg 13.724, sowie 11.12.2002, B 941/02, VfSlg 16.760 — mit Bezugnahme auf
verfassungsrechtliche Prinzipien und teleologische Interpretation und Verweis auf die Anlegung
der Korrektur ,,ab ovo” bereits im Unternehmenskaufvertrag oder im ,,share purchase
agreement” selbst — die ,, Ex-tunc“-Korrektur (ggf. unter Einsatz der Rechtskraftdurchbrechung
nach § 295a BAO) gefordert, und zwar fiir folgende Sachverhaltskonstellationen:

e Uneinbringlichkeit des VerdufSerungspreises,
e nachtriglich entstandene VerdufSerungskosten,

e Anderungen des Unternehmenskaufpreises aufgrund von Wertsteigerungen oder
sonstigen im Kaufvertrag enthaltenen Klauseln,

e Riickabwicklung des Unternehmens- oder Beteiligungsverkaufs aufgrund einer
erfolgreichen Anfechtung des der VerdufSerung zugrunde liegenden Rechtsgeschiifts.

Die verfassungsrechtliche Komponente ergibt sich grundsétzlich — wie auch von Werner Doralt
dargestellt — daraus, dass es von Zufilligkeiten entweder in der Formulierung des Kaufvertrages
(so zB bei VWGH 16.12.1999, 95/15/0027, wo der VwGH zum Ergebnis kam, dass aufgrund des
Wordings des Kaufvertrages mit den nachtréglichen Ereignissen ,,werterhellende Umstéinde”
vorlagen und deswegen im VerdufSerungszeitpunkt zu beriicksichtigen waren. Ahnlich BFH
14.6.2005, VIII R 14/04, BStBI Il 2006, 15ff; 23.5.2012, IX R 32/11, BStBI Il 2012, 675ff;
19.3.2013, IX R 65/10) oder des Eintrittszeitpunktes des Entgeltsausfalles oder von der
Zufilligkeit des Standes des Abgabenverfahrens (ist das Abgabenverfahren des
VerdufSerungsjahres zufilligerweise aus einem anderen Titel heraus noch nicht rechtskrdftig
abgeschlossen?) abhéingt, ob einem begiinstigt versteuerten VerdufSerungsgewinn aus einer
Betriebs-, Teilbetriebs- oder MitunternehmeranteilsverdufSerung (§ 37 Abs 5 EStG) eine voll
tarifwirksame Betriebsausgabe in einem spdteren Veranlagungszeitraum entgegen steht oder
auch umgekehrt (vgl. nur Doralt W., § 295a BAO (riickwirkendes Ereignis) — ein halber Flop?,
RdW 2009, 502 (502f)). Dariiber hinaus fiihrte der VfGH in seiner Entscheidung vom 11.12.2002
(ausdriicklich VfGH 11.12.2002, B 941/02, VfSlg 16.760) zur Besteuerung von
Verduferungserlésen im aufSerbetrieblichen Bereich aus, bei denen in nachgdngigen
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Veranlagungszeitrdumen Erl6sminderungen eintraten oder weitere Werbungskosten anfielen:
,Die durch die Verdufierung von Wirtschaftsgliitern erworbene Leistungsféhigkeit kann nur an
Hand einer Totalbetrachtung ermittelt werden, bei der auch solche — mit dem
VerdufSerungsvorgang in Zusammenhang stehende — Werbungskosten und Erlésminderungen
Berlicksichtigung finden, die in Veranlagungszeitréumen nach der Veréduferung zufliefSen.” (Vgl.
VfGH 11.12.2002, B 941/02, V/fSlg 16.760, insbesondere Pkt. 2.2. und 2.3. der Entscheidung)

In diesem Sinne Idisst sich aus der jiingeren Rechtsprechung des Bundesfinanzgerichts die
Tendenz entnehmen, dass eine , Ex-tunc“-Berichtigung des VerdufSerungserléses fiir den
Zeitraum des Ubergangs des wirtschaftlichen Eigentums am Gesellschaftsanteil dann zuldssig
sein soll, wenn entweder die ,, Wurzel der Berichtigung” bereits im urspriinglichen
Anteilskaufvertrag (,,share purchase agreement”) angelegt ist und auf keiner neuerlichen, in
einem spdteren Veranlagungszeitraum gelegenen Willensentscheidung der Vertragsparteien
beruht (vgl zB BFG Wien 27.1.2016, RV/7104132/2009, 10, oder BFG Linz 31.5.2017,
RV/5100603/2017, 4 f) oder der Leistungsstérung bereits zivilrechtlich ex-tunc-Wirkung
zukommt und damit eine , riickwirkende Sachverhaltsgestaltung“ vorliegt (so zB BFG Linz
20.7.2021, RV/5100970/2016). Das BFG liegt damit auf einer Linie mit dem deutschen BFH, der
die riickwirkende Korrektur nur dann versagt, wenn sie auf einem neuen Rechtsgrund beruht,
der nicht mit dem urspriinglichen Rechtsgeschdft in Zusammenhang steht (vgl dazu zB BFH
4.10.2016, IX R 8/15, BStBI 11 2017, 316 ff, Rz 13). Das BFG bezieht sich insoweit auch auf die
Rsp des VWGH zur nachtréiglichen Heranziehung eines Mitunternehmers nach seinem
Ausscheiden zu einer Biirgschaft, die vor dem Ausscheiden des Mitunternehmers von diesem zu
Gunsten der Personengesellschaft eingegangen wurde: der qua Biirgschaft in Anspruch
genommene Betrag fiihrt nach dem VwGH nédmlich NICHT zu nachtrdglichen Betriebsausgaben
nach § 32 EStG, sondern es ist zwingend die VerdufSerungsgewinnbesteuerung des
Mitunternehmers (§ 24 EStG) zu korrigieren (ausdriicklich VwGH 17.12.1998, 97/15/0122, oder
19.3.2008, 2008/15/0018. Ebenso zB BFG Wien 27.1.2016, RV//7104132/2009).

Dementsprechend wdre nach Meinung des steuerlichen Vertreters von Dr. ***Bf2*** selbst bei
einer Relevanz der VWGH-Rsp ab 1997 fiir den gegenstdndlichen Sachverhalt (was wegen nicht
vergleichbaren Sachverhalts aber bestritten wird — siehe die vorgédngigen Ausfiihrungen) die
Korrektur des VerdufSerungsgewinnes im Jahr des Entstehens des VerdiufSerungsgewinnes
(2012) vorzunehmen (allféllig unter Zuhilfenahme des § 295a BAO — dieser ist aber im
gegenstdndlichen Fall gar nicht relevant, weil der Feststellungsbescheid 2012 der Sozietit ja
mit Beschwerde angefochten, dementsprechend noch gar nicht rechtskrdiftig ist und die
Korrektur daher ohne weiteres im Rahmen des Beschwerdeverfahrens mdéglich ist).

KAPITALKONTO Dr. ***Bf2***
Das BFG ersucht um Stellungnahme zu nachfolgenden Fragen:

Einheitswert des Betriebsvermégens zum 1.1.1990 als Indizienbeweis fiir die Hohe des strl.
Kapitalkontos von Dr. ***Bf2***

Das BFG fiihrt an, dass nach den zum 1.1.1990 geltenden Vorschriften die zu einem Betrieb
gehdrenden Wirtschaftsgiiter grundsdtzlich mit dem Teilwert anzusetzen waren (§ 12 iVm § 68
BewG). Daraus schliefSst das BFG, dass der Buchwert des steuerlichen Eigenkapitals bei
Einbringung eher geringer als héher als der Einheitswert des Betriebsvermdgens war.

Dem wird seitens der steuerlichen Vertretung des Dr. ***Bf2*** entgegengehalten, dass die
damals gelebte Praxis durchwegs der vom BMF in Pkt. 4.2. der Vermégenssteuerrichtlinien
1989 (BMF 3.7.1989, AOF 1989/257) gewdhrten ,,Marscherleichterung” (Die Formulierung des
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BMF in Pkt 4.2. VStR 1989 lautet: ,es bestehen keine Bedenken, wenn {(...)“) gefolgt ist, wonach
von der aufwdndigen Ermittlung von Teilwerten abgesehen werden kann und stattdessen die
fortgeschriebenen steuerlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten der Wirtschaftsgliter
angesetzt werden kénnen, wenn diese nicht wesentlich vom Teilwert abweichen.
Dementsprechend ist uk davon auszugehen, dass das steuerliche Kapitalkonto des Dr.
*¥*EBf2*** am 1.1.1990 ZUMINDEST dem ausgewiesenen Einheitswert von EUR 135.000
entsprochen hat, KEINESFALLS aber weniger ausmacht als diesen Betrag.

Wie in Pkt. 3.3.2. der Beschwerdeergdnzung vom 29.6.2016 bereits ausgefiihrt wurde, ist die
Schdtzung des Stands des steuerlichen Kapitalkontos von Dr. ***Bf2*** mit Anfang Jénner
1990 nicht willktirlich mit dem Doppelten des Einheitswerts zum 1.1.1990 angesetzt worden,
sondern mit Hinweis auf den bescheidmdfig nachgewiesenen Gewinn des Einzelunternehmens
*¥*%Bf2*** 1989 von EUR 430.000, wovon die in den 90-er-Jahren durchschnittliche Entnahme
des Dr. ***Bf2*** yon EUR 230.000 abgezogen wurde (Kapitalanstieg durch den Gewinn des
Jahres 1989 um EUR 200.000). Insoweit schien eine vorsichtige Schétzung des steuerlichen
Kapitalkontos mit dem zweifachen Einheitswert keineswegs abwegig.

Brutto- oder Nettomethode zur Ermittlung des VeréufSerungsgewinns nach § 24 EStG

Zur Ermittlung des Verduferungsgewinns nach § 24 Abs 2 EStG stehen sowohl die Brutto- als
auch die Nettomethode zur Verfligung, wobei beide Methoden letztlich zum selben
Verduferungsgewinn/-verlust fiihren miissen und daher grundsdtzlich Methodenneutralitit
besteht (vgl. dazu mit weiteren Nachweisen zB Kanduth-Kristen in Jakom*’, Wien 2024, § 24 Rz
59). Bei der Verduferung von Mitunternehmeranteilen wird sowohl von der Rsp (vgl. zB VWGH
21.12.2010, 2009/15/0076, oder BFG Linz 11.12.2018, RV/5100507/2011 mwN) als auch von
der hA im Fachschrifttum (vgl. zB Kanduth-Kristen in Jakom'’, § 24 Rz 90 lit b, sowie
Eitler/Lenneis/Bavenek-Weber/Ambrosch, Betriebsiibertragung, Betriebsaufgabe und
Umagriindung in der Praxis mit erforderlichen Sonderbilanzen, Wien 2022, 85ff) grundsdtzlich
die Nettomethode angewendet, indem der (wirtschaftliche) VerdiufSerungserlés dem
steuerlichen Kapitalkonto gegeniibergestellt wird. Die Anwendung der Nettomethode
entspricht im Ubrigen auch der in Rz 5973 EStR festgeschriebenen Finanzverwaltungspraxis.

Sowohl die Brutto- als auch die Nettomethode setzen jedoch implizit die Korrektheit und
Vollisténdigkeit des betrieblichen Rechnungswesens voraus. Dementsprechend ist es nach
Meinung der steuerlichen Vertretung von Dr. ***Bf2*** methodisch der falsche Ansatz, den
rein rechnerischen Abschluss zum Ausscheidenszeitpunkt 31.8.2012 in unkorrigierter Form
herzunehmen und dort Brutto- oder Nettomethode darauf anzuwenden: das rechnerische
Ergebnis kann nur genauso richtig oder falsch sein wie die zugrunde liegenden Basisdaten.
Wenn die Basisdaten korrekturbediirftig sind, kann der sich nach Brutto- oder Nettomethode
ergebende VerdufSerungsgewinn auch nur falsch sein.

Wie bereits im Pkt. 3.3.2. des Beschwerdeergdnzungsschriftsatzes vom 29.6.2016 ausgefiihrt
wurde, ergibt sich dies auch aus der Rsp der Finanzgerichte (vgl. zB UFS Graz 6.2.2009,
RV/0002-G/08 (zweiter Rechtsgang nach VwGH 28.11.2007, 2005/15/0134), sowie auch
vorgdngig schon UFS Wien 30.11.2005, RV/2429-W/02), welche vom VwGH (vgl. VWGH
21.12.2010, 2009/15/0076: die Folgerungen des UFS Graz vom 6.2.2009 sind schliissig)
bestdtigt wurde:

e [jegt eine steuerliche Kapitalkontenentwicklung vor, die erkennbare Mdngel aufweist,
dann ist in méglichst naher Anlehnung an die historische Realitdit die steuerliche
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Kapitalkontenentwicklung fiir Zwecke der VerdufSerungsgewinnbesteuerung (§ 24 EStG)
zu korrigieren,

e Der ,zufillige Kapitalkontenstand” aus einem rein rechnerischen Abschluss (quasi zur
Herstellung einer , Soll-Haben-Gleichheit”) ist NICHT fiir die VerdufSerungs- oder
Aufgabegewinnermittlung nach § 24 EStG maf3geblich, wenn erkennbar Entnahmen und
Einlagen nicht richtig verbucht wurden.

Dementsprechend fiihrt nach Meinung der steuerlichen Vertretung von Dr. ***Bf2*** zur
Ermittlung eines annéihernd korrekten Verduferungsgewinns nach § 24 EStG kein Weg an einer
Korrektur des steuerlichen Kapitalkontos von Dr. ***Bf2*** yorbei.

Exakte Herleitung bzw. Herleitbarkeit des steuerlichen Kapitalkontos des Dr. ***Bf2*** bzw.
einer Schlussbilanz der Mitunternehmer

Wie bereits in Pkt. 2.2.1. des Beschwerdeschriftsatzes vom 1.9.2014 dargestellt, hat ***Bf2***
Anfang 1990 sein damaliges Einzelunternehmen mit einem 100%-igen dauerhaften
Substanzvorbehalt (§ 1 vorletzter Satz des Gesellschaftsvertrags aus 1990: ,,Dr. ***Bf2*** jst
und bleibt zu 100% substanzbeteiligt”) mit dem Arbeitsgesellschafter Dr. ***A***
zusammengeschlossen, was (bei unterstellter Maf3geblichkeit des UmgrStG) einen
steuerneutralen Zusammenschluss im Sinne des Art IV UmgrStG darstellen wiirde (Rz 1298
UmgrStR) (vgl. zur Steuerneutralitéit eines Vorbehaltszusammenschlusses zwischen
Freiberuflern mit einem Substanzvorbehalt zu Gunsten des Altpartners zB VwGH 3.3.2022, Ra
2020/15/0024). Da im Jahr 1990 das UmgrStG noch nicht in Kraft war, ergibt sich aber die
Steuerneutralitdt des Beitritts des Arbeitsgesellschafters Dr. ***A*** quch aus der damaligen
Rsp des VWGH (deutlich VWGH 9.9.1998, 94/14/0081 mwN), wonach die Einbringung eines
Rechtsanwaltseinzelunternehmens in eine GesBR als steuerneutraler VVorgang ohne Annahme
einer BetriebsverdufSerung anzusehen ist, soweit der einbringende Einzelunternehmer anldsslich
der Einbringung keine Abschlagszahlungen erhdlt (was gegensténdlich NICHT der Fall war).
Dementsprechend ist das steuerliche Kapitalkonto des friiheren Einzelunternehmers im
Zusammenschlusszeitpunkt (Anfang 1990) 1:1 als steuerliches Kapitalkonto des spdéiteren
Mitunternehmers anzusehen.

Eine mathematische — rekonstruierte — Herleitung des gesamten steuerlichen Kapitalkontos von
Dr. ***Bf2*** als Mitunternehmer der Sozietdt findet sich unter Pkt. 4. des
Beschwerdeergdnzungsschriftsatzes von Dr. ***Bf2*** yom 29.6.2016. In der dort befindlichen
mathematischen Ableitung sind auch die Kapitalentwicklungen der Jahre 2011 und des
Rumpfjahres 2012 bereits inkludiert (vgl. auch Pkt. 2.2. — 2.4. des Beschwerdeschriftsatzes vom
1.9.2014, in welchem die Korrekturen 2011 und 2012 nochmals dargestellt sind).

Faktisch unmdégliche EXAKTE Rekonstruierbarkeit der Schlussbilanz der Mitunternehmerschaft
bzw. des strl Kapitalkontos von Dr. ***Bf2*** zum 31.8.2012

Soweit das BFG mit Hinweis auf das Protokoll des Erérterungstermins vom 3.10.2019 ersucht,
eine gedankliche Schlussbilanz der Mitunternehmerschaft unter Darstellung/Einbeziehung der
Beschwerdestandpunkte (rekonstruiertes Kapitalkonto) vorzulegen, so ist dem Folgendes zu
erwidern:

Dem steuerlichen Vertreter von Dr. ***Bf2*** der KPMG Alpen-Treuhand (welche die
steuerliche Vertretung von Dr. ***Bf2*** im Jahr 2014 — also nach seinem Ausscheiden aus der
Mitunternehmerschaft mit 31.8.2012 — (ibernommen hat) ist es faktisch unméglich, eine
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exakte, mathematische Ableitung der Schlussbilanz der Mitunternehmerschaft und des
steuerlichen Kapitalkontos von Dr. ***Bf2*** zum 31.8.2012 vorzulegen, weil

e dies das Vorliegen des gesamten Rechnungswesens der Sozietdit ***Bf2*** ***p***
aus den Jahren 1990 — 1992 voraussetzen wiirde, um die Bilanzen und das Kapitalkonto
exakt ,,nach vorne entwickeln zu kénnen”

e die steuerliche Kapitalkontenentwicklung des damaligen Steuerberaters aus heute nicht
mehr nachvollziehbaren Griinden erst mit dem 1.1.1992 startet und dabei von einem
steuerlichen Kapitalkontostand von Dr. ***Bf2*** yvon NULL ausgeht (siehe dazu gleich
untenl!),

e die historischen Rechnungswesenunterlagen und Belege der Jahre 1990 und 1991
wegen Ablaufs der siebenjidhrigen Aufbewahrungsfrist nach § 132 BAO ldngst vernichtet
sind (und zwar vermutlicher Weise noch vor der Jahrtausendwende — also auch nicht
zeitnahe zum spdéteren Ausscheidensjahr des Dr. ***Bf2*** 2012)

Die vom historischen Steuerberater gefiihrte Aufzeichnung der steuerlichen Kapitalkonten
startet — aus heute nicht mehr nachvollziehbaren Griinden — erst im Jahr 1992 und geht von
einem Anfangskapitalkontostand zum 1.1.1992 von Dr. ***Bf2*** ynd Dr. ***A*** yon NULL
aus — vgl. Beilage 8 zum Beschwerdeschriftsatz des 1.9.2014! Diese Annahme ist jedoch im
Sinne des § 184 BAO VOLLIG unrealistisch, weil

e das Einzelunternehmen Dr. ***Bf2*** pereits seit 1972 bestand,
e jdihrlich gute Gewinne erwirtschaftete (vgl. zB Jahresabschluss 1989)

e sogar der bekanntlichermafSen niedrige Einheitswert des Betriebsvermdégens kurz vor
dem Zusammenschluss bei € 135.000 zu liegen kommt.

Bei der Wiirdigung der vorhandenen Beweismittel bzw. bei der Anforderung weiterer
Beweismittel sind uk folgende verfahrensrechtlichen Aussagen aus der Rechtsprechung zu
beachten:

e Der VWGH verweist in seiner Entscheidung vom 30.9.1998, 93/13/0181, darauf, dass es
schon nach dem Ablauf von 10 Jahren sehr schwierig ist, einen in der Vergangenheit
liegenden Sachverhalt exakt zu rekonstruieren. Dies gilt im gegenstéindlichen Fall umso
mehr, als seit dem Zusammenschlussjahr fast 35 Jahre (!) vergangen sind.

e Insbesondere hat sie dabei zu beriicksichtigen, dass bei Vorgdngen, die bereits 10 bis 15
Jahre zuriick liegen und auch aufSerhalb der gesetzlichen Belegaufbewahrungsfristen zu
liegen kommen, ein reduzierter Beweismafstab gilt, dem indirekten Beweis Bedeutung
zukommt und Glaubhaftmachungen ausreichen, um das Parteienvorbringen zu stiitzen,
noch dazu, wo das Verstreichen der langen Zeitréiume nicht auf die Partei an sich — und
insbesondere keine Verzégerungstaktik der Partei (vgl. ausdriicklich VWGH 4.11.1998,
93/13/0196) — zuriickzufiihren ist (vgl. zB VwGH 30.9.1998, 93/13/0181; 4.11.1998,
93/13/0196; 25.4.2013, 2010/15/0101),

e Nach der Rsp des VWGH (vgl. zB VwGH 9.7.1997, 95/13/0035) ergeben sich aus dem
Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen auch die ,,Grenzen des
Ermittlungsverfahrens”, welche nicht zum Nachteil des Steuerpflichtigen gereichen
diirfen. Der VWGH fiihrt im Erkenntnis vom 9.7.1997 aus, dass die Unterstellung, dass
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der Steuerpflichtige fiir ihn sprechende Unterlagen aufheben, gegen ihn sprechende
Unterlagen hingegen vernichten werde, einer rechtlichen Grundlage entbehren.

e Aus der Tatsache der Vernichtung von steuerlichen Unterlagen nach Ablauf der
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen (§ 132 BAO) darf sich nach der Rsp des VWGH kein
Beweisnachteil fiir den Pflichtigen ergeben (vgl. nur VWwGH 25.4.2013, 2010/15/0101),
es liegt kein Unrecht vor und es lassen sich auch aus der Tatsache der
gesetzeskonformen Unterlagenvernichtung keine verfahrensrechtlichen sonstigen
Vorteile fiir die Behérde ableiten (vgl. nur VwGH 19.12.2001, 2001/13/0054).

Aus der faktischen Unmdglichkeit der exakten, mathematischen Rekonstruktion des strl.
Kapitalkontos von Dr. ***Bf2*** bzw. der Schlussbilanz der Mitunternehmerschaft zum
31.8.2012 wegen der fehlenden Basisunterlagen der Jahre 1990 und 1991 ergibt sich insoweit
auch eine Grenze der Mitwirkungspflicht des Steuerpflichtigen im Sinne der VwGH-Rsp (vgl. zB
VWGH 24.6.2021, Ra 2021/16/0014, Rz 11, sowie Ritz/Koran, BAO-Kommentar’, Wien 2021, §
115 Rz 9 mwN aus der Rsp des VwWGH): rechtlich oder faktisch Unmégliches darf von niemanden
verlangt werden.

Dr. ***Bf2*** hat sich — nachweislich seiner Beschwerdeschriftsidtze vom 1.9.2014 sowie der
Beschwerdeergdnzung vom 29.6.2016 — redlich darum bemiiht, anhand von vorhandenen
Indizienbeweisen die Vergangenheit der Jahre 1990 und 1991 zu rekonstruieren, um sein
steuerliches Kapitalkonto der Jahre 1990 und 1991 nachzubilden, zumal die Annahme des
historischen Steuerberaters, dass der Stand des steuerlichen Kapitalkontos von Dr. ***Bf2***
am 1.1.1992 NULL sein soll, véllig irrealistisch ist (jeder andere Wert ist glaublicher). Damit ist
er auch der von der Rsp der Steuergerichte (vgl. zB BFG Wien 16.8.2018, RV/7101511/2017
mwN) angemahnten Nachweis- bzw. Glaubhaftmachungspflicht bei der Korrektur eines
Verduflerungsgewinnes (§ 24 EStG) aufgrund vorgdngiger unrichtiger Darstellung des
steuerlichen Kapitalkontos des ausscheidenden Mitunternehmers vollumfénglich
nachgekommen.

Nach der Rechtsprechung des VwWGH darf einer vom Steuerpflichtigen anhand der eigenen
Erinnerung sowie von anderen Hilfsmitteln selbst erstellten ,,Rekonstruktion der
Vergangenheit” nicht a priori der Charakter eines Beweismittels abgesprochen werden, weil im
Abgabenverfahren der Grundsatz der Unbeschréinktheit der Beweismittel (§ 166 BAO) gilt (vgl.
VWGH 13.9.1994, 94/14/0066). Der VwGH hat auch ausdriicklich ausgefiihrt, dass der
Beweiswert des Beweismittels ,,Rekonstruktion” nicht dadurch geschmdlert wird, dass
,Grundaufzeichnungen” nicht oder nicht mehr im Original vorhanden sind, weil es sich dann bei
den Rekonstruktionen um Indizienbeweise handelt, die im Rahmen der freien Beweiswiirdigung
(§ 167 BAO) gegeneinander abzuwdgen und zu wiirdigen sind (ebenso VwWGH 13.9.1994,
94/14/0066, sowie Kotschnigg, Beweisrecht der BAO, Wien 2011, § 166 Rz 17).

Hinsichtlich der mathematischen Rekonstruktion des Standes des steuerlichen Kapitalkontos
des Dr. ***Bf2*** jm Jdnner 1990 sowie der nachgéngigen Bewegungen des steuerlichen
Kapitalkontos des Dr. ***Bf2*** in den Jahren 1990 und 1991 (im Schdtzungswege nach § 184
BAO) darf — zur Vermeidung von Wiederholungen — auf die umfangreichen und durch
Indizienbeweise gestiitzten Ausfiihrungen in den Pkt. 3.3. und 4. des
Beschwerdeergdnzungsschriftsatzes vom 29.6.2016 verwiesen werden!

Abstrakte Ableitung der Korrektur des steuerlichen Kapitalkontos von Dr. ***Bf2*** anhand
der Besonderheit des dauerhaften 100%-igen Substanzvorbehalts in § 1 des
Gesellschaftsvertrags vom Jénner 1990
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Wie bereits in den Beschwerde- bzw. Beschwerdeergdnzungsschriftséitzen ausgefiihrt, erinnert
der im Jénner 1990 effekutierte Zusammenschluss von Dr. ***Bf2*** und Dr. ***A*** zy einer
Rechtsanwidlte-GesBR sehr stark an den in Rz 1327ff UmgrStR sog.
,Vorbehaltszusammenschluss“, bei welchem gesonderte MafSnahmen gegen eine Verschiebung
stiller Reserven im Sinne von § 24 Abs 2 UmgrStG nicht erforderlich sind, weil sich der Altpartner
die bis zum Zusammenschlusszeitpunkt angewachsenen stillen Reserven und den Firmenwert
vorbehdlt und in einer steuerlichen Ergédnzungsbilanz weiterfiihrt (Rz 1330 UmgrStR).

Aufgrund des in § 1 des Gesellschaftsvertrags vom Jdnner 1990 verankerten ,dauerhaften
100%-igen Substanzvorbehalts” kam es aber nie zu einem Hineinwachsen von Dr. ***A*** jn
die nach dem Zusammenschlusszeitpunkt neu entstehenden stillen Reserven bzw. einen neuen
Firmenwert. Insoweit unterscheidet sich der gegenstéindliche Sachverhalt vom ,klassischen
Vorbehaltszusammenschluss“ und éhnelt wohl mehr den in Rz 1330a UmgrStR beschriebenen
,haked-in-naked-out“-Sachverhalten (vgl. zB Walter, Umgriindungssteuerrecht 202414, Wien
2024, Rz 660a). Bei diesen dauerhaften Substanzvorbehalten fiir alle stille Reserven und den
Firmenwert fiir Zeitrdume vor und nach dem Zusammenschlussstichtag hat der neu eintretende
Gesellschafter bei seinem Austritt nur Anspruch auf das urspriinglich von ihm aufgebrachte
Kapital, weswegen bei dieser Art von Zusammenschluss die vorbehaltenen Gesamtreserven
auch nicht beziffert werden miissen (vgl. nur Eitler/Lenneis/Bavenek-Weber/Ambrosch,
Betriebsiibertragung, Betriebsaufgabe und Umgriindung in der Praxis mit erforderlichen
Sonderbilanzen, Wien 2022, 269f).

Mit anderen Worten:

e es erfolgt mit dem Neueintretenden nur eine Teilung des laufenden Gewinnes oder
Verlusts, es kommt aber nie zu einem Hineinwachsen des neueintretenden
Mitunternehmers in die (historischen oder zukiinftigen) stillen Reserven und den
Firmenwert der Mitunternehmerschaft (insoweit liegt nach Hiibner-Schwarzinger/Six, in
Kofler (Hrsg), UmgrStG*3, Wien 2024, § 24 Rz 176 iVm Rz 187a, ein beachtlicher
Unterschied zum klassischen Vorbehaltszusammenschluss),

e eigentlich befindet sich — sehr vereinfacht gesprochen — ob des 100%-igen dauerhaften
Substanzvorbehalts gedanklich das bisherige Einzelunternehmen ***Bf2*** in einer
steuerlichen Ergénzungsbilanz des Dr. ***Bf2*** zur Mitunternehmerschaft

Der Begriff des steuerlichen Kapitalkontos nach § 24 Abs 2 EStG bei der VerdufSerung eines
Mitunternehmeranteils umfasst nach der Rechtsprechung den Kapitalanteil in der
Gesellschaftsbilanz zuziiglich des Kapitals in steuerlichen Sonder- und Ergénzungsbilanzen (Vgl.
zB BFG Innsbruck 16.10.2019, RV/3100398/2012, mit Hinweis auf VWGH 24.10.2013,
2012/15/0028. 37 Vgl. zB BFG Innsbruck 16.10.2019, RV/3100398/2012, mit Hinweis auf VwGH
24.10.2013, 2012/15/0028). Der 100%-ige und dauerhafte Substanzvorbehalt von Dr.
***Bf2*** muss sich daher im Bereich der steuerlichen Ergdnzungsbilanz abspielen.

Da der historische Steuerberater den Stand der steuerlichen Kapitalkonten bei Dr. ***Bf2***
und Dr. ***A*** gm 1.1.1992 mit Null angenommen hat und danach die Kapitalbewegungen
mit Gewinn- und Verlustanteilen, Einlagen und Entnahmen dargestellt und fortentwickelt, ist
das steuerliche Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** (im obigen Judikatursinne) in den Jahren 1990
und 1991 jedenfalls falsch dargestellt (sowohl hinsichtlich des steuerlichen Buchwerts des
ehemaligen Einzelunternehmens Dr. ***Bf2*** jm Jénner 1990 als auch hinsichtlich der
Gewinne und Einlagen/Entnahmen in den Jahren 1990 und 1991). Eine steuerliche
Ergénzungsbilanz fiir Dr. ***Bf2*** wurde durch den damaligen steuerlichen Vertreter nicht
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geflihrt, weswegen — wie auch im Pkt. 3.3.2. des Beschwerdeergénzungsschriftsatzes vom
29.6.2016 bereits ausgefiihrt wurde — der Ansatz eines Korrekturpostens zum steuerlichen
Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** spditestens im Verduferungszeitpunkt (31.8.2012) zwingend ist.
Mit anderen Worten: ob des dauerhaften Substanzvorbehalts und des erkennbaren Fehlers der
Jahre 1990 und 1991 in der steuerlichen Kapitalkontenentwicklung ist dauerhaft der in Pkt.
3.3.2. und Pkt. 4. des Beschwerdeergdinzungsschriftsatzes vom 29.6.2016 errechnete
Korrekturbetrag in einer gedanklichen Ergéinzungsbilanz mitzufiihren und bei der VerdufSerung
des Mitunternehmeranteils am 31.8.2012 zwingend zu beriicksichtigen, weil

e der Begriff des steuerlichen Kapitalkontos nach § 24 Abs 2 EStG bei der VerdufSerung
eines Mitunternehmeranteils nach der Rechtsprechung den Kapitalanteil in der
Gesellschaftsbilanz zuziiglich des Kapitals in steuerlichen Sonder- und
Ergdnzungsbilanzen umfasst (vgl. zB BFG 16.10.2019, RV/3100398/2012, mit Hinweis
auf VWGH 24.10.2013, 2012/15/0028) und

e eine steuerliche Kapitalkontenentwicklung, die erkennbare Mdngel aufweist, nach der
Steuer-Rsp (vgl. zB UFS Wien 30.11.2005, RV/2429-W/02, oder UFS Graz 6.2.20089,
RV/0002-G/08 (zweiter Rechtsgang nach VwGH 28.11.2007, 2005/15/0134), sowie
bestdtigend zu UFS Graz 6.2.2009 auch VwGH 21.12.2010, 2009/15/0076) in méglichst
naher Anlehnung an die historische Realitdt fiir Zwecke der
Verduflerungsgewinnbesteuerung (§ 24 EStG) zu korrigieren ist.

Daher sind die gedanklich in einer steuerlichen Ergénzungsbilanz des Dr. ***Bf2***
befindlichen Korrekturbetréige 1990 und 1991 bei seiner Ermittlung des Verdiufserungsgewinns
am 31.8.2012 im Sinne der Nettomethode ZWINGEND dem steuerlichen Kapitalkontenstand
hinzuzurechnen und reduzieren damit den steuerpflichtigen VerdéufSerungsgewinn nach § 24
EStG. Zur mathematischen Approximation der Korrekturbetrdge zum steuerlichen Kapitalkonto
des Dr. ***Bf2*** darf nochmals auf die Pkt. 3.3.2. und Pkt. 4. des
Beschwerdeergdnzungsschriftsatzes vom 29.6.2016 hingewiesen werden.

Wir ersuchen daher um eine Stattgabe der Beschwerde des Dr. ***Bf2*** fiir den
Feststellungsbescheid 2012 der Sozietdt.”

Mit der Ladung zur miindlichen Verhandlung wurde den Verfahrensparteien eine
Zusammenfassung des bisherigen Verfahrensablaufs inklusiver der Vorhaltsbeantwortungen
von Juli bzw. August 2024 libermittelt.

Daraufhin brachte die belangte Behérde am 06.09.2024 eine Stellungnahme zu den
Vorhaltbeantwortungen der beschwerdefiihrenden Parteien ein und flihrte darin im
Wesentlichen Folgendes aus:

Es kdnne nicht nachvollzogen werden, weshalb ***B*** vermeine, dass sich der Firmenwert
betreffend € 124.713,50 erhohen misste. Wirde man namlich davon ausgehen, dass die
offenen Gewinnanspriiche per 31.08.2012 schon bezahlt waren, so wiirde sich ein Passivtausch
dahingehend ergeben, dass sich das Kapitalkonto ***A*** guf € 0,00 reduzieren und die
Bankschulden um € 124.713,50 erh6hen wirden.
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Zum Ausscheiden per 31.08.2012 sei Dr. ***Bf2*** noch zu 100% substanzbeteiligt gewesen.
D.h. sowohl die Aktiva als auch die Schulden seien zu 100% ihm zuzurechnen. Der
Arbeitsgesellschafter habe lediglich seinen Gewinnanspruch, der bei vollstandiger Bezahlung
Null wéare. Die VerduRRerungsgewinnermittlung wiirde sich dann wie folgt darstellen:

VerauBerungsgewinn nach der Nettomethode:

VerauBerungserlos: 424.729,96
zuz. negatives Kapitalkonto ***Bf2*** |t. Bp: 8.566,89
Zwischensumme: 433.296,85
Entnahmen Wirtschaftsgilter in das PV: 8.283,11
Nachversteuerung GFB: 36.466,09

VerauBerungsgewinn nach der Nettomethode: 478.046,05

VerauBerungsgewinn nach der Bruttomethode:

Ansatz VeraulRerungserlos: 424.729,96
Entnahme WG in das PV It. Vergleich: 8.283,11
gewinnerh. Ansatz Verbindlichkeiten gemaR Status: 362.554,83
gewinnerh. Ansatz offene Gewinnanspriiche ***A***: 0,00
gewinnerh. Ansatz vorgezogene Erldse ***A***; 0,00

abz. Aktiva mit 100% AV: -353.987,94
Nachversteuerung Gewinnfreibetrag: 36.466,09
VerauBerungsgewinn nach der Bruttomethode: 478.046,05

D.h. der VerauBerungsgewinn wiirde sich auch bei Bezahlung der offenen Gewinnanspriiche
nicht andern, sodass sich auch die Berechnung des Firmenwertes nicht andern kdnne.

Auf Grund der gravierenden Unstimmigkeiten zwischen den Gesellschaftern sei das Finanzamt
davon ausgegangen, dass eine teilweise bestrittene Forderung vorgelegen sei, die zwar dem
Grunde nach anzusetzen, aber anschlielend wertzuberichtigen sei. Die gravierenden
Streitigkeiten ab dem Jahr 2012 seien als erkennbares Risiko bei der Forderungsbewertung des
VerauRerungserloses zu Grunde zu legen. Auf Grund der massiven Vorwiirfe gegen Dr.
*EXBf2*** sei bereits erkennbar gewesen, dass die Forderung von € 518.324,83 mit Sicherheit
nicht in voller Hohe bezahlt werde, weshalb der per Vergleich festgesetzte VerdauBerungserlos
als Erlos angesetzt worden sei.

Nach Ansicht des Finanzamtes sei es nicht notwendig, das Kapitalkonto von Dr. ***Bf2*** per
01.02.1990 zu schatzen bzw. zu rekonstruieren, weil sich ohnehin alle Bewegungen auf dem
Kapitalkonto von Dr. ***Bf2*** |gufend in den Aktiven und Passiven der Gesellschaft
widerspiegeln wiirden. Hatte man zu Beginn der Gesellschaft einen Status mit allen Aktiven
und Passiven des Einzelunternehmens aufgestellt, so hatte sich das Kapitalkonto Dr. ***Bf2***
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unstrittig als rechnerische Differenz ergeben. Dieses Kapitalkonto habe sich von 01.02.1990 bis
31.08.2012 laufend gedndert, da durch den 100%igen Substanzvorbehalt alle Buchungen auf
den Aktiv- und Passivkonten sich Gber die gesamten Jahre unmittelbar auf das Kapitalkonto Dr.
*EXBf2*** qusgewirkt hatten. Das Kapitalkonto Dr. ***A*** sej als Arbeitsgesellschafter nur
durch Gewinnzuweisungen bebucht worden.

Im Status per 31.08.2012 seien unstrittig die Aktiven und Passiven festgestellt worden. Aus
Sicht des Finanzamtes sei ferner das Konto des Arbeitsgesellschafters ***A*** in Hohe von
€ 124.713,50 in seiner Berechnung vollig unstrittig. Demnach kénne eine vollstéandige Bilanz
per 31.08.2012 aufgestellt werden. Diese Bilanz habe nicht — wie der steuerliche Vertreter
vermeine — einen zufalligen Kapitalkontostand Dr. ***Bf2*** gus einem rechnerischen
Abschluss zum Gegenstand. Das Kapitalkonto Dr. ***Bf2*** ergebe sich vielmehr als
zwingende Rechengréfe aus vollig unstrittigen sonstigen Bilanzpositionen.

Grundsatzlich sei It. Fachschrifttum die Nettomethode anzuwenden ist. Nichtdestotrotz kénne
die VerauRRerungsgewinnermittlung selbstverstandlich auch nach der Bruttomethode erfolgen.
Sichergestellt werden misse jedoch, dass die Brutto- und die Nettomethode zum selben
Ergebnis fuhren.

Der Beitritt des Arbeitsgesellschafters Dr. ***A*** sej ein steuerneutraler Vorgang gewesen.
Dementsprechend sei das steuerliche Kapitalkonto des friiheren Einzelunternehmens per
01.02.1990 als steuerliches Kapitalkonto von Dr. ***Bf2*** anzusehen gewesen. Im Zeitpunkt
des Beitritts sei das Kapitalkonto von Dr. ***A*** ynstrittig mit Null anzusetzen gewesen, weil
Dr. ***A*** keine Einlage von Geld oder Sachwerten geleistet habe.

Im Schreibens vom 26.08.2024 werde zugebilligt, dass das Kapitalkonto Dr. ***Bf2*** per
01.02.1990 unmoglich exakt rekonstruierbar sei. Nach Ansicht des Finanzamtes sei das auch
nicht notwendig, weil sich ohnehin alle Bewegungen auf dem Kapitalkonto Dr. ***Bf2*** in
den Aktiven und Passiven der Gesellschaft widerspiegeln wiirden. DemgemaR ergebe sich die
Berechnung des Kapitalkontos Dr. ***Bf2*** immer (d.h. zu jedem Zeitpunkt, so auch zum
31.08.2012) aus der Saldierung der Aktiva und Passiva (unter Einbeziehung der offenen
Gewinnanspriiche von Dr., ***A***),

Seitens des Finanzamtes kdnne nicht nachvollzogen werden, dass der Abzug eines steuerlichen
Korrekturpostens im Sinne einer Erganzungsbilanz zum VerdulRerungszeitpunkt anzusetzen
ware (s. Seite 16 des Besprechungsprogrammes). Die Erstellung einer Erganzungsbilanz sei nur
aus folgenden Griinden erforderlich:

- Eintritt eines neuen Gesellschafters an Stelle eines ausgeschiedenen Gesellschafters
oder
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- der ausgeschiedene Gesellschafter tGibertrage seinen Anteil einem bzw. mehreren
bereits vorhandenen Gesellschaftern entgeltlich oder

- der ausscheidende Gesellschafter Gbertrage den Anteil allen verbleibenden
Gesellschaftern und ein Gesellschafter habe einen verhaltnismaRig hoheren Kaufpreis
als die anderen entrichtet.

Im Falle des Eintritts eines Arbeitsgesellschafters bestehe keine Notwendigkeit zur Erstellung
einer Bilanz, da sich bei Zusammenschluss mit einem Arbeitsgesellschafter die Frage der
endgultigen Verschiebung der Steuerbelastung naturgemalR nicht stelle (vgl. Hiibner-
Schwarzinger/Six in Kofler (Hrsg), UmgrStG'3, § 24 Rz. 141).

Dr. ¥**Bf2*** habe im Zuge des Beitrittes von Dr. ***A*** keinen Gesellschaftsanteil an
diesen veraulert, sodass schon aus diesem Grund keine Erganzungsbilanz erstellt werden habe
kénnen bzw. missen. Eine Erganzungsbilanz habe daher im Zeitpunkt des Beitrittes nicht
aufgestellt werden dirfen, weshalb per 31.08.2012 auch kein Merkposten abzugsfahig sei.

Die Berechnung des VeraulRerungsgewinns in Hohe von € 478.046,05 nach der Brutto- und der
Nettomethode It. Stellungnahme vom 16.07.2024 wurde wiederholt. Hinsichtlich der weiteren
Argumentation der BP zur Rekonstruktion des Kapitalkontos (z.B. vermutlich hohe Entnahmen
von Dr. ***Bf2*** — Sejte 17 des Besprechungsprogramms; laufende Abschreibung des
Anlagevermogens sowie Verfliichtigung des Firmenwertes — Seite 17 des
Besprechungsprogramms; Ungewdhnlichkeit des Vorliegens eines behaupteten
Veradullerungsverlustes bei gutgehender Rechtsanwaltskanzlei — Seite 18 des
Besprechungsprogramms) werde auf das Besprechungsprogramm vom 11.04.2017 verwiesen.

Im Zuge der mindlichen Verhandlung am 03.10.2024 brachte der Vertreter des Bf2 erganzend
vor, dass bezliglich des VerauRRerungserloses Einigkeit mit dem Finanzamt bestehe, dass bereits
2012 eine strittige Forderung vorgelegen sei und diese mit € 424.729,96 anzusetzen sei. Er
verglich den Beschwerdefall einer stillen Gesellschafft mit einem Arbeitsgesellschafter, bei der
die Gewinnkomponente fir den stillen Gesellschafter auszuscheiden ware, und mit einem
»naked in naked out” nach dem Umgriindungssteuerrecht. Das Kapital des Dr. ***Bf2*** seij
bei Begriindung der Mitunternehmerschaft in einer Art Erganzungsbilanz fortzufiihren. Die
Kapitalkontoentwicklung gebe zwar die Ertragsentwicklung wider, es sei aber die
Substanzkomponente verloren gegangen. Auch bei der Bruttomethode miisse die
»Erganzungsbilanz” mitgenommen werden. Die Vertreterin der belangten Behorde erwiderte,
dass das Kapitalkonto nicht in einer Ergdnzungsbilanz eingefroren werden kdnne. Uber die
Jahre sei ohnehin alles in das Ergebnis eingeflossen und am Schluss seien alle Aktiva und
Passiva unstrittig aufgestellt worden. Sie beantragte daher die Abanderung des Bescheids im
Umfang der Beschwerdevorentscheidung. Der steuerliche Vertreter der Bf1 schloss sich dem
Antrag der belangten Behorde an. Der steuerliche Vertreter des Bf2 beantragte die Stattgabe

der Beschwerde laut Schriftsatz.
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Die ***Bf1*** (nunmehr: ***Bf1***) wurde mit Gesellschaftsvertrag vom 29.01.1990
errichtet. Im Zuge der Griindung brachte ***Bf2*** seine bisher bestehende Kanzlei und seine
Arbeitskraft ein und war an der Mitunternehmerschaft aufgrund eines entsprechenden
Substanzvorbehalts zu 100% beteiligt. Dr. ***A*** prachte lediglich seine Arbeitskraft ein (s.
Gesellschaftsvertrag vom 29.01.1990).

Fir den Fall des Ausscheidens von Dr. ***Bf2*** wurde die Ubernahme der Kanzlei durch Dr.
*EXA*** gegen Bezahlung eines Abfindungsbetrags in Hohe von 50% des durchschnittlichen
Jahresnettohonorarumsatzes der Kanzlei der drei letzten steuerlich festgestellten
Jahreshonorarumsatze in indexierten Raten festgesetzt (s. § 5 Abs. 1-5 Gesellschaftsvertrag
vom 29.01.1990). Eine aliquote Reduktion dieses Abfindungsbetrags wurde fiir den Fall, dass in
den ersten drei Jahren nach Ubernahme der Kanzlei der Jahreshonorardurchschnitt unter den
zum Zeitpunkt des Ausscheidens festgestellten Durchschnitt absinkt, allerdings keinesfalls
unter 40% des Jahreshonorardurchschnitts vor dem Ausscheiden, vereinbart (s. § 5 Abs. 8
Gesellschaftsvertrag vom 29.01.1990).

Mit 31.08.2012 schied Dr. ***Bf2*** qus der GesBR aus. Der im Gesellschaftsvertrag
vorgesehene Abfindungsbetrag wurde zunachst mit € 518.324,83 und die monatlichen Raten
mit € 5.903,83 ermittelt (s. Pkt. 1.3 der Vereinbarung vom 15.04.2016).

Bereits im Jahr 2012 kam es jedoch zu gravierenden Unstimmigkeiten zwischen Dr. ***Bf2***
und Dr. ***A*** aufgrund welcher absehbar war, dass der ermittelte Abfindungsbetrag nicht
in voller Hohe bezahlt wird oder Gegenforderungen (in Zusammenhang mit dem
Fremdgeldkonto) erhoben werden.

Dr. ¥**A*** stellte mit April 2014 die Ratenzahlung ein und nahm diese ab Juni 2015 in der
urspriinglichen Hohe wieder auf. Ab 01.04.2016 wurde die Rate auf den wertgesicherten
Betrag von € 6.163,60 erhoht. Der vorerst offen gebliebene Rickstand inkl. Wertsicherung fiir
Janner bis Marz 2016 wurde bis April 2016 bezahlt (s. Pkt. 1.3 der Vereinbarung vom
15.04.2016).

Im April 2016 kamen Dr. ***Bf2*** und Dr. ***A*** {iberein, den Abfindungsbetrag vorlaufig
mit € 424.729,96 (d.s. 40% der durchschnittlichen jahrlichen Nettohonorarumsatzen der Jahre
2009 bis 2011 von € 1.061.824,93) festzusetzen, da dieser Betrag (iber 50% des Mittelwerts der
Folgejahre lag (s. Pkt. 2.1.1, 2.2.2, 2.2.8 der Vereinbarung vom 15.4.2016).

Mittlerweile wurde der im April 2016 fixierte Abfindungsbetrag zur Ganze entrichtet.
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Zusatzlich hat Dr. ***Bf2*** im Zuge des Ausscheidens Wirtschaftsgliter im Wert von

€ 8.283,11 fir private Zwecke entnommen. Darunter waren Wirtschaftsglter, fur die
Freibetrage flr investierte Gewinne (§ 10 EStG 1988) in Hohe von insgesamt € 36.466,09 in
Anspruch genommen wurden und beziiglich welcher die Behaltefrist noch nicht abgelaufen
war(s. Besprechungsprogramm vom 11.04.2017).

Zum 31.08.2012 beliefen sich die Aktiva auf € 353.987,94, die Verbindlichkeiten inkl.
Rickstellungen auf € 237.841,33 und die offenen Gewinnanspriiche des Dr. ***A*** (inkl.
Erloskorrekturen) auf € 124.713,50. Daraus resultiert ein negatives Eigenkapital des Dr.
***Bf2*** in Hohe von € 8.566,89. Im Anlagevermdgen sind keine nennenswerten stillen
Reserven enthalten.

2. Beweiswiirdigung

Der Sachverhalt ergibt sich aus den in Klammer angefiihrten Unterlagen und aufgrund
folgender Uberlegungen:

Nicht nur der steuerliche Vertreter des Bf2 erklarte — unter Bezugnahme auf § 1 des
Gesellschaftsvertrags vom Janner 1990 — stets, dass Dr. ***Bf2*** wahrend der gesamten
Dauer der Mitunternehmerschaft zu 100% substanzbeteiligt gewesen und Dr. ***A*** reiner
Arbeitsgesellschafter gewesen sei, auch der steuerliche Vertreter der Bf1 schrieb in der am
28.03.2014 eingebrachten Selbstanzeige: ,Herr Dr. ***A*** war als Arbeitsgesellschafter nicht
an der Substanz des Unternehmens beteiligt. [...] Auch musste von Herrn Dr. ***A*** zyr
Kenntnis genommen werden, dass die Betréige auf dem Konto ,Fremdgeld- bzw.
Barauslagendurchléufer’ zum 31.08.2012 ganz liberwiegend nicht mehr im Unternehmen auf
Anderkonten oder sonstigen Konten vorhanden waren, sondern offensichtlich vom bisherigen
Substanzgesellschafter entnommen wurden.” Auch in einem Schreiben vom 09.09.2016 an den
Betriebsprifer bezeichnete der steuerliche Vertreter Dr. ***A*** a|s Arbeitsgesellschafter
(,Das Kapitalkonto des Arbeitsgesellschafters Dr. ***A*** [ 1),

Laut einem E-Mail des steuerlichen Vertreters des Bf2 vom 24.05.2017 hatten sich
Diskussionen hinsichtlich einer 50%-igen Beteiligung von Dr. ***A*** am Anlagevermogen
friihestens im Jahr 2015 ergeben, zu keinem Zeitpunkt davor sei der 100%-ige
Substanzvorbehalt von Dr. ***Bf2*** strittig gewesen. Auch im Vorlageantrag der Bf1 wurde
bestatigt, dass Diskussionen Uber die Hohe des Ansatzes des Anlagevermdgens (50% oder
100%) erst wahrend der Vergleichsverhandlungen aufgekommen seien.

Gegenliber der Abgabenbehorde berief sich der steuerliche Vertreter der Bf1 erst im Jahr 2017
darauf, dass laut der 2016 getroffenen Vereinbarung sowie dem einvernehmlich aufgestellten
Status 50% des Anlagevermaogens bereits vor dem Ausscheiden von Dr. ***Bf2*** Herrn Dr.
*EXA*EX zuzUrechnen gewesen seien (E-Mail vom 19.06.2017).
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Im Vorlageantrag wurde diese Ansicht der Bf1 damit begriindet, dass die
Investitionsentscheidungen gemeinsam bzw. einvernehmlich getroffen worden seien, die
Anschaffungen auf gemeinsame Rechnung (GesbR) erfolgt seien, die Anschaffungen
entsprechend dem Gewinnverteilungsschliissel im Wege der AfA abgeschrieben worden seien,
gemeinsam Investitionsbegiinstigungen in Anspruch genommen worden seien,
Buchwertabgange (und etwaige VeraulRerungserlose) von Anlagen von Beginn der
Gemeinschaft an aufgeteilt worden seien, Dr. ***A*** durch Belastung seines Gewinnanteils
mit anteiliger Abschreibung anteilig zur Finanzierung der Neuinvestitionen beigetragen

habe und ohne grundsatzliche Anerkennung eines anteiligen Eigentumsrechts des Dr. ***A***
am gemeinsam erworbenen Anlagevermdgen und Qualifizierung der auf ihn entfallenden
Abschreibungen als reines Nutzungsentgelt die in den §§ 3 und 4 des Gesellschaftsvertrags
getroffenen Vereinbarungen keinen Sinn ergeben wiirden.

Dem ist entgegen zu halten, dass Arbeitsgesellschafter mit anteiliger Gewinnbeteiligung tGber
ihre Gewinnkomponente automatisch an Abschreibungen, Buchwertabgangen und ggf.
Veraullerungserldsen partizipieren, was selbstverstandlich nicht dazu fiihrt, dass jeder
Arbeitsgesellschafter entsprechend seinem Gewinnanteil auch am Vermaogen beteiligt ist. Auch
das Treffen gemeinsamer Investitionsentscheidungen durch die Gesellschafter, die kiinftig mit
den angeschafften Wirtschaftsglitern arbeiten, ist tiblich und verschafft kein Eigentum daran.

Nach § 1183 Satz 2 ABGB ist der bloRe Arbeitsgesellschafter nur am Gewinn, nicht am
Hauptstamm beteiligt. Letzteres regelt auch § 1192 Satz 2 ABGB, der ausdriicklich auf die
Moglichkeit einer davon abweichenden Vereinbarung verweist. Eine Schatzung der
Arbeitsleistung zur Gewinnermittlung verschafft noch keinen Anteil am Hauptstamm. Der
Ausschluss von der Beteiligung am Hauptstamm bedeutet auch einen Ausschluss vom
Gesellschaftsvermdgen (vgl. Wittmann-Tiwald in Klete¢ka/Schauer, ABGB-ON?' § 1183 Rz 13
(Stand 1.2.2014, rdb.at), mwN).

Die §§ 3 und 4 des Gesellschaftsvertrags regeln fiir den Fall des Ausscheidens von Dr. ***A***
einen Anspruch auf Abgeltung der Buchwerte im AusmalR der Gewinnbeteiligung des
Anschaffungsjahres und schlieBen damit explizit eine Beteiligung an den stillen Reserven zum
Zeitpunkt seines Ausscheidens, die fir eine anteilige Zurechnung des Anlagevermdogens
sprechen wiirde, aus. Eine abweichende Vereinbarung iSd § 1192 Satz 2 ABGB liegt daher nicht

vor.

Es gibt daher keinen Grund von den Regelungen des Gesellschaftsvertrags (§ 1: ,Herr
***XBf2*** jst und bleibt an der Gesellschaft biirgerlichen Rechts zu 100 % substanzbeteiligt.”; §
5 Abs. 1:,,Im Falle des Ausscheidens des Gesellschafters ***Bf2*** [...], in dessen Eigentum sich
bis zum Ausscheiden die Kanzlei wie sie liegt und steht mit allen Rechten und Pflichten befindet,
[...]”) abzugehen. Dr. ***Bf2*** war daher bis 31.08.2012 zu 100% am Vermogen der GesBR
beteiligt.
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Der VerduRerungserlés wurde urspriinglich mit € 518.324,83 ermittelt und erst im Jahr 2016 —
basierend auf § 5 Abs. 8 des Gesellschaftsvertrags — mit € 424.729,96 festgesetzt.

Nach Ansicht des steuerlichen Vertreters des Bf2 (s. Vorhaltsbeantwortung vom 26.08.2024)
sei im Gesellschaftsvertrag ausdriicklich nicht vereinbart, dass Dr. ***Bf2*** an den Umsatzen
oder Ertragen nach dem Ausscheidenszeitpunkt teilnehmen kénne und zwar weder im
positiven noch im negativen Sinne. Ihm ist zwar insofern zuzustimmen, als Dr. ***Bf2*** nicht
an den Umsatzen nach dem Ausscheidenszeitpunkt im positiven Sinne teilnehmen konnte, sehr
wohl sieht der Vertragin § 5 Abs. 8 aber eine , Teilnahme im negativen Sinn vor“, da ein
Rickgang der durchschnittlichen Umsatze zu einer Kiirzung des VeraulRerungserloses fiihrt.

Grundsitzlich ldge somit eine Anderung des VeriduRerungserldses aufgrund erst nach dem
Bilanzstichtag eingetretener, wertbestimmenden Umstdande (Hohe der Umsatzerlose der Jahre
2013 bis 2015) vor. Es lagen jedoch bereits 2012 gravierende Unstimmigkeiten zwischen den
Gesellschaftern vor, aufgrund derer es unwahrscheinlich war, dass der volle Abfindungsbetrag
entrichtet wird.

In der Stellungnahme vom 16.07.2024 fiihrte die belangte Behorde diesbeziiglich aus, dass
dem Priifer bereits wahrend der Betriebsprifung Aktenvermerke aus dem Jahr 2012 vorgelegt
worden seien, die die Behandlung der Fremdgelder sowie die Behandlung der vorgeworfenen
Uberentnahmen von Dr. ***Bf2*** zum Gegenstand gehabt hitten. Auch der steuerliche
Vertreter des Bf2 habe das Auftreten der schweren Unstimmigkeiten bereits im Jahr 2012
bestatigt. Auf Grund der gravierenden Vorwiirfe gegen den Bf2 sei It. Ansicht des Finanzamtes
bereits 2012 erkennbar gewesen, dass die Forderung mit Sicherheit nicht in voller Héhe
bezahlt werden wiirde, was eine Wertberichtigung der Forderung gerechtfertigt hatte.

Diese Ansicht wird auch durch E-Mails von Dr. ***A*** an den Bf2 vom Dezember 2012
bestatigt (E-Mail vom 16.12.2012: ,[...] Ich werde daher méglichst rasch die Unterlagen fiir die
Endabrechnung vorbereiten, damit dann der von Dir zu leistende Betrag zur Glattstellung
Deines iiberzogenen Entnahmekontos genau errechnet und von dir zuriickgezahlt werden
kann.”; E-Mail vom 17.12.2012: ,/...] liegt es auf der Hand, dass Du (ibermdflige Entnahmen
hast, die nicht Deinem Gewinnanteil entsprechen. Wiéire das Geld, das nunmehr auf Honorar
umgebucht und als Umsatzsteuer und Fremdgeld ausgezahlt wurde bzw. werden muss, auf den
Konten, miissten diese am 31.12.2011 und am 31.8.2012 hoch im Plus gewesen sein. [...] Beim
Auszahlen der vor dem 31.12.2011 eingelangten Fremdgeldbetrdge in deinen Akten, deren
Auszahlung du bis 31.08.2012 nicht veranlasst hast, liegt nach Deiner Meinung offenbar sehr
wohl ein "***A*** Einzelunternehmnung" vor, da ich diese nunmehr iiberweisen muss, obwohl
das Geld dafiir durch Deine Entnahmen jetzt nicht mehr am Konto ist.”).

Im Zuge der mindlichen Verhandlung bestatigte auch der steuerliche Vertreter des Bf2, dass
bereits 2012 eine strittige Forderung vorlag.
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Es ist daher von einer der Hohe nach bestrittenen Forderung, die zwar dem Grunde nach
anzusetzen aber teilweise wertzuberichtigen war, auszugehen.

Der VerauRerungserlos wurde im Rahmen der Betriebspriifung — entsprechend der
Vereinbarung vom 15.04.2016 — mit € 424.729,96 angesetzt. Dieser Betrag entspricht 40% der
durchschnittlichen jahrlichen Nettohonorarumsatzen der Jahre 2009 bis 2011 und somit dem
in § 5 Abs. 8 des Gesellschaftsvertrags vorgesehen Mindestiibernahempreis. Aufgrund der
erheblichen Vorwiirfe betreffend Uberentnahmen bzw. nicht mehr vorhandener Fremdgelder
ist diese Schatzung in H6he des vertraglich vorgesehenen Mindestpreises plausibel.

Seitens des Bf2 wurde beantragt, den VerauRerungserlos von € 424.729,96 um das , korrigierte
steuerliche Kapitalkonto des Dr. ***Bf2*** zum 31.08.2012" in Hohe von € 574.400,33 zu
verringern und damit einen VerdauBerungsverlust von € 149.670,37 festzusetzen. Dieses laut
Beschwerdeerganzung vom 29.06.2016 , korrigierte steuerliche Kapitalkonto” wurde dabei wie
folgt errechnet:

Stand steuerliches Kapitalkonto 1992 — 31.08.2012 (vor -114.491,62
Korrektur um , Ergebnisvorziehung®)

+ Erhéhung um die ,vorgezogenen Gewinntangenten” aus 85.708,55
der Fremdgeldkorrektur

+ Ubergangsgewinn zum 31.08.2012 193.183,40
+ rekonstruierte Erhohung fiir 1990 100.000,00
+ rekonstruierte Erh6hung flir 1991 40.000,00
+ rekonstruierter Stand des steuerlichen 270.000,00

Zusammenschlusskapitals bei Begriindung der Sozietat

gesamt 574.400,33

Bei den ,rekonstruierten Erhohungen” fiir 1990 und 1992 wurde nur von den ersten beiden
Spalten der Beilage 9 zur Beschwerde ausgegangen. Sonstige Anderungen — wie etwa
Sonderbetriebsausgaben oder aus Gesellschaftsmitteln entrichtete Privatsteuern —wurden
dabei nicht beriicksichtigt. Der Stand des Kapitalkontos ist in den als Referenz herangezogenen
Jahren 1992 bis 1999 nicht — wie in der Beschwerde behauptet — angestiegen, sondern jahrlich
um durchschnittlich € 4.876,01 gesunken (s. Beilage 8 zur Beschwerde). Lt. Beilage
(,Kapitalkonto Dr. ***Bf2***“) zur Beschwerdeergdanzung vom 29.06.2016 sank das
steuerliche Kapitalkonto von Dr. ***Bf2*** von 01.01.1992 bis 31.08.2012 sogar um

€ 114.491,62. Ein Anstieg des Kapitalkontos in den Jahren 1990 und 1991 um insgesamt

€ 140.000 kann daher ausgeschlossen werden.

In der Beschwerde wurde als ,,rekonstruierter Stand des steuerlichen Zusammenschlusskapitals
bei Begriindung der Sozietat” € 270.000 angesetzt, was dem doppelten des erklarten
Einheitswerts des Betriebs zum 01.01.1990 entspricht. GemaR dem am 31.12.1993 aulRer Kraft
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getretenen § 68 BewG 1955 (idF BGBI. Nr. 402/1988) waren die zu einem gewerblichen Betrieb
gehorigen Wirtschaftsgliter grundsatzlich mit dem Teilwert und Wertpapiere (liber Verweis auf
§8§ 72 und 13 BewG 1955) mit dem Kurswert anzusetzen. Selbst wenn, wie vom steuerlichen
Vertreter vorgebracht wurde, aus Vereinfachungsgriinden der Buchwert anstelle des
(zumindest gleich hohen) Teilwerts oder Kurswerts angesetzt wurde, kann aufgrund der
Buchwertfortfiihrung ohne Aufdeckung stiller Reserven anlasslich der Gesellschaftsgriindung
das steuerliche Kapitalkonto damals maximal dem Einheitswert entsprochen haben, diesen
aber keinesfalls Gberstiegen haben.

Aus all dem resultiert, dass der Kapitalkontostand laut Beschwerde keinesfalls den Tatsachen
entsprochen haben kann.

Seitens des Bf2 wurde mehrfach vorgebracht, dass es vollig unrealistisch sei, dass der Stand
des steuerlichen Kapitalkontos des Dr. ***Bf2*** sowohl 1990 als auch am 01.01.1992 exakt
null gewesen sei und daher eine korrekturbedirftige Kapitalkontenentwicklung vorliege. Dem
ist zwar insofern zuzustimmen, als der Kapitalkontostand 1990 bzw. 1992 nicht null betragen
hat, der Stand des Kapitalkontos von Dr. ***Bf2*** zum 31.08.2012 wurde aber nicht auf Basis
dieser Annahme ermittelt, sondern ergibt sich als ResidualgroBe aus der Bilanz zum
31.08.2012. Eine steuerliche Kapitalkontenentwicklung, die erkennbare Mangel — wie z.B. die
unrichtige Verbuchung von Entnahmen und Einlagen — aufweist, liegt nicht vor.

Die Aktiva beliefen sich damals unstrittig auf € 353.987,94 und die Verbindlichkeiten inkl.
Rickstellungen auf € 237.841,33. Ebenso unstrittig sind die von Beginn seiner Beteiligung an
nachvollziehbaren offenen Gewinnanspriiche des Dr. ***A*** (inkl. Erloskorrekturen) mit

€ 124.713,50. Daraus resultiert — aufgrund der einer Bilanz immanenten Soll-Haben-Gleichheit
—zwangslaufig ein negatives Eigenkapital des Dr. ***Bf2*** in Hohe von € 8.566,89.

Bei Griindung der GesBR wurden die in der bis dahin als Einzelunternehmen gefiihrten Kanzlei
vorhandenen Wirtschaftsgiiter zu Gesellschaftsvermégen. Sofern diese Wirtschaftsgliter am
31.08.2012 noch vorhanden waren, fanden sie daher —im Weg der Buchwertfortfiihrung —
ohnehin Niederschlag in der Bilanz bzw. im Anlagenverzeichnis der Gesellschaft. Es wurden
damals keine stille Reserven aufgedeckt und versteuert. Fiir eine Erganzungsbilanz als
zusatzlicher ,,Merkposten” bleibt daher kein Raum.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abanderung)

§ 24 Abs. 1-3 EStG 1988 (idF BGBI. | Nr. 112/2012) lautet:

(1) Verduflerungsgewinne sind Gewinne, die erzielt werden bei

1. der Verduflerung
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- des ganzen Betriebes
- eines Teilbetriebes

- eines Anteiles eines Gesellschafters, der als Unternehmer (Mitunternehmer) des
Betriebes anzusehen ist

2. der Aufgabe des Betriebes (Teilbetriebes).

(2) Veréduferungsgewinn im Sinne des Abs. 1 ist der Betrag, um den der VerdufSerungserlds
nach Abzug der VerdufSerungskosten den Wert des Betriebsvermégens oder den Wert des
Anteils am Betriebsvermdgen (ibersteigt. Dieser Gewinn ist flir den Zeitpunkt der VerdufSerung
oder der Aufgabe nach § 4 Abs. 1 oder § 5 zu ermitteln. Im Falle des Ausscheidens eines
Gesellschafters, der als Unternehmer (Mitunternehmer) des Betriebes anzusehen ist, ist als
VerdufSerungsgewinn jedenfalls der Betrag seines negativen Kapitalkontos zu erfassen, den er
nicht auffiillen mugfs.

(3) Werden die einzelnen dem Betrieb gewidmeten Wirtschaftsgliiter im Rahmen der Aufgabe
des Betriebes verdufert, so sind die Verduferungserlése anzusetzen. Werden die
Wirtschaftsgiiter nicht verdufert, so ist der gemeine Wert im Zeitpunkt ihrer Uberfiihrung ins
Privatvermégen anzusetzen. Fiir Grund und Boden ist § 6 Z 4 anzuwenden. Bei Aufgabe eines
Betriebes, an dem mehrere Personen beteiligt waren, ist fiir jeden einzelnen Beteiligten der
gemeine Wert jener Wirtschaftsgliiter anzusetzen, die er bei der Auseinandersetzung erhalten
hat.”

GemaR § 4 Abs. 10 EStG 1988 ist beim Wechsel der Gewinnermittlungsart durch Zu- und
Abschlage auszuschlieRen, dass Verdanderungen des Betriebsvermogens (Betriebseinnahmen,
Betriebsausgaben) nicht oder doppelt beriicksichtigt werden. Bei VerduRerung oder Aufgabe
des ganzen Betriebes, eines Teilbetriebes oder eines Mitunternehmeranteiles sind
Ubergangsgewinne oder (restliche) Ubergangsverluste beim Gewinn des letzten
Gewinnermittlungszeitraumes vor VerauBerung oder Aufgabe zu beriicksichtigen (Z 1).
Dariber hinaus ist durch Zu- oder Abschldage und durch entsprechende Bilanzansatze
sicherzustellen, dass sonstige Anderungen der Gewinnermittlungsgrundsitze (zB hinsichtlich
der unternehmensrechtlichen Grundsitze ordnungsméRiger Buchfiihrung beim Ubergang von
der Gewinnermittlung gemal3 § 4 Abs. 1 oder 3 auf § 5 oder hinsichtlich der Berlicksichtigung
von Wertminderungen des Betriebsvermdgens beim Ubergang auf Buchfiihrung) mit dem
Wechsel der Gewinnermittlungsart beriicksichtigt werden (Z 2).

GemalR § 24 Abs. 2 EStG 1988 ist VerdaulRerungsgewinn der Betrag, um den der
Veradullerungserlds nach Abzug der VerduBerungskosten den Wert des Betriebsvermogens
oder Anteils am Betriebsvermogen (ibersteigt. Der Gewinn aus der VerdaulRerung eines
Betriebes kann im Wege der so genannten Nettomethode oder im Wege der so genannten
Bruttomethode ermittelt werden. Bei der Bruttomethode wird vom VerduRerungserlds unter
Einschluss der vom Erwerber Gbernommenen Betriebsverbindlichkeiten der Buchwert der
Aktiva abgezogen. Bei der Nettomethode wird vom VerduRerungserlos (ohne ibernommene
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Verbindlichkeiten) der Betrag des Kapitalkontos in Abzug gebracht. Fir die VerdaulRerung eines
Mitunternehmeranteiles gilt Gleiches. Bei Anwendung der Bruttomethode ist dabei das
vereinbarte Entgelt flir die Anteilsiibertragung um den Anteil an den mit dem Geschéftsanteil
»ubergehenden” Schulden (nach Quantschnigg/Schuch, Einkommensteuerhandbuch, § 24 Tz
80, ein , Freistellungsanspruch gegeniber den anderen Gesellschaftern®) zu erhéhen. Die
Nettomethode besteht wiederum darin, vom VerdauBerungserlos den Betrag des Kapitalkontos
abzuziehen (vgl. VWGH 21.12.2010, 2009/15/0076).

Da der VerauBerungsgewinn durch Bestandsvergleich nach MalRgabe des § 4 Abs. 1 oder § 5 zu
ermitteln ist, ist der VerauRerungserlos nach MaRgabe des Entstehens der Forderung (und
nicht nach MalRgabe des ZuflieRens, § 19) zu erfassen. Bei Ratenzahlung oder Stundung ist
dementsprechend die volle, allenfalls abgezinste Kaufpreisforderung anzusetzen (vgl. Stiastny
in Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke, EStG § 24 Rz 122 (Stand 01.03.2018, rdb.at]). Liegen
jedoch am Bilanzstichtag Umstande vor, nach denen damit zu rechnen ist, dass die Forderung
nicht mit dem vollen (wertgesicherten) Nennbetrag eingehen wird, kann diese entsprechend

§ 6 Z 2 EStG 1988 wertberichtigt werden.

Wie oben ausgefiihrt war aufgrund der bereits im Jahr 2012 bestehenden gravierenden
Unstimmigkeiten zum Bilanzstichtag 31.12.2012 nicht damit zu rechnen, dass der aufgrund des
Gesellschaftsvertrag errechnete Betrag vollstandig bezahlt wird. Die Reduktion des
Veraullerungserldses auf den vertraglich vorgesehenen Mindestpreis von € 424.729,96, die in
der Beschwerde beantragt und in der Beschwerdevorentscheidung umgesetzt wurde, war
daher angebracht.

Rickstellungen sind beim VerauBerer im Rahmen der Ermittlung des VerauRerungsgewinnes
wie Verbindlichkeiten zu behandeln (Fraberger/Papst in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG
§ 24 Rz 191 [Stand 01.04.2016, rdb.at]).

Laut Schlussbilanz beliefen sich die Verbindlichkeiten inkl. Riickstellungen zum 31.08.2012 auf
€ 237.841,33. Zusatzlich bestanden Verbindlichkeiten aus offenen Gewinnanspriichen des
Arbeitsgesellschafters Dr. ***A*** in Hohe von € 124.713,50.

Als Wert des Betriebsvermdégens iSd § 24 Abs. 2 ist bei Steuerpflichtigen, die den Gewinn gem.
§ 4 Abs. 3 ermitteln, das Vermogen anzusehen, das sich bei Anwendung eines standigen
Vermogensvergleiches nach § 4 Abs. 1 als Abschlussvermogen ergeben wiirde); dabei diirfen
nur die Anschaffungs- oder Herstellungskosten unter Berticksichtigung der Abschreibungen —
nicht aber die Tageswerte — zu Grunde gelegt werden (vgl. Stiastny in
Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke, EStG § 24 Rz 96 [Stand 01.03.2018, rdb.at]).

Bei einer Mitunternehmerschaft ergibt sich der Wert des Anteiles am Betriebsvermogen iSd
§ 24 Abs. 2 aus dem Anteil der Buchwerte des gesamten Betriebsvermogens der
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Mitunternehmerschaft, das in der Gesellschafts-, Erganzungs- und Sonderbilanz dargestellt ist
(Fraberger/Papst in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG* § 24 Rz 171 [Stand 1.4.2016, rdb.at]).

In der Vorhaltsbeantwortung vom 26.08.2024 wurde seitens des Bf2 vorgebracht, dass sich der
100%-ige und dauerhafte Substanzvorbehalt von Dr. ***Bf2*** im Bereich der steuerlichen
Ergdanzungsbilanz abspielen misse. Der Substanzvorbehalt betrifft jedoch — nicht wie im dort
zitierten Erkenntnis des BFG 16.10.2019, RV/3100398/2012 nur einzelne (in einer
Erganzungsbilanz zu erfassende) Liegenschaften, sondern — das gesamte
Gesellschaftsvermégen, an dem zu 100% Dr. ***Bf2*** beteiligt war; Dr. ***A*** hatte als
bloRer Arbeitsgesellschafter keinen Kapitalanteil, sondern nur Gewinnanspriiche (vgl. VwGH
19. 10. 1988, 86/13/0169). Falls im Zeitpunkt des Ausscheidens des Bf2 im Jahr 1990
eingebrachte Wirtschaftsgliter noch vorhanden waren, sind diese in der (Gesellschafts-)Bilanz
bzw. im Anlagenverzeichnis zum 31.08.2012 enthalten. Nicht mehr vorhandene
Wirtschaftsgiter kdnnen auch nicht in einer Erganzungsbilanz fortgeschrieben werden.

Aus der — nach Durchfiihrung einer Ubergangsgewinnermittlung von § 4 Abs. 3 auf § 4 Abs. 1 —
zum 31.08.2012 erstellten Bilanz, die das gesamte damals vorhandene, dem Bf2
zuzurechnenden Vermdégen beinhaltet, ergibt sich ein Kapitalkontostand (= Wert des Anteils
am Betriebsvermogen) von € -8.566,89.

In der Beschwerdeergdanzung vom 29.06.2016 wurde behauptet, dass wenn Dr. ***Bf2***
zwischen 1973 und 2012 (fiktiv) stets nur ein Einzelunternehmen gefiihrt hatte, der Stand
seines steuerlichen Kapitalkontos zum 1.1.1990 vom VeraulRerungserlos des Jahres 2012 im
Sinne des § 24 EStG abzuziehen ware. Das trifft jedoch nicht zu. Wére die Kanzlei durchgehend
als Einzelunternehmen gefiihrt worden, ware selbstverstandlich nicht der Stand des
steuerlichen Kapitalkontos zum 01.01.1990 vom Veraufierungserlds 2012 abzuziehen, sondern
nur der Stand des steuerlichen Kapitalkontos zum Zeitpunkt des Ausscheidens, also zum
31.08.2012. Der behauptete Wertungswiderspruch liegt daher nicht vor.

Scheidet ein Mitunternehmer mit negativem Kapitalkonto aus einer Mitunternehmerschaft
aus, ist gemal § 24 Abs. 2 letzter Satz EStG 1988 als VerdaulRerungsgewinn jedenfalls der Betrag
seines negativen Kapitalkontos zu erfassen, den er nicht auffillen muss. Fiir den Eintritt der
Rechtsfolge des § 24 Abs. 2 letzter Satz EStG 1988 kommt es nicht darauf an, ob das negative
Kapitalkonto auf Verluste friiherer Perioden oder auf Entnahmen oder auf beides
zurtickzufiihren ist (vgl. z.B. VWGH 29.03.2017, Ra 2015/15/0034).

Scheiden Wirtschaftsgiliter, die fiir die Berechnung der steuerfreien Betrage gem. § 10 EStG
1988 (Freibetrag fiir investierte Gewinne) herangezogen wurden, vor Ablauf der Behaltefrist im
Zuge der BetriebsverdauBerung aus dem Betriebsvermoégen aus, erfolgt die Nachversteuerung
beim VeraulRerer im Rahmen des VerduRerungsgewinnes (vgl. Stiastny in
Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke, EStG § 24 Rz 127 [Stand 01.03.2018, rdb.at]).
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Nach der Bruttomethode errechnet sich der VerauRBerungsgewinn damit wie folgt:

Veraullerungserlods: 424.729,96
+ gemeiner Wert der ins Privatvermaogen Uberflihrten Wirtschaftsglter: 8.283,11
+ vom Erwerber Gibernommene Verbindlichkeiten und Riickstellungen: 237.841,33
+ offene Gewinnanspriiche Dr. ***A***. 124.713,50
- Buchwert der Aktiva: -353.987,94
+ Nachversteuerung Gewinnfreibetrag: 36.466,09
Veraulerungsgewinn: 478.046,05

Der VerauRRerungsgewinn kann auch nach der Nettomethode — und zwar wie folgt — ermittelt

werden:

Veraullerungserlods: 424.729,96
+ negatives Kapitalkonto Dr. ***Bf2*** zum 31.08.2012: 8.566,89
+ gemeiner Wert der ins Privatvermogen tberfihrten Wirtschaftsgiter: 8.283,11
+ Nachversteuerung GFB: 36.466,09
Veraulerungsgewinn: 478.046,05

In typisierender Betrachtungsweise ist der entgeltlich erworbene Kundenstock im Bereich der
freien Berufe im Allgemeinen als abnutzbar anzusehen, weil bei freiberuflich Tatigen der Wert
des Betriebes weitgehend auf das persdnliche Vertrauensverhaltnis zwischen dem
Unternehmer und seinen Klienten gegriindet ist; dieses Vertrauensverhaltnis endet mit dem
Ausscheiden des (ehemaligen) Kanzleiinhabers allmahlich und muss sodann mit dessen
Nachfolger neu begriindet werden (vgl. VWGH 29.10.2003, 2000/13/0217).

Der Firmenwert wird definiert als Unterschiedsbetrag, um den die fiir die Ubernahme eines
Unternehmens(anteils) bewirkte Gegenleistung den (Teil-)Wert der (anderen) erworbenen
Wirtschaftsglter libersteigt. Anders ausgedriickt: Beim Erwerb eines Betriebes kommt ein
Firmenwert zum Ansatz, soweit der Kaufpreis (einschlielich der vom Kaufer iibernommenen
Lasten) den Teilwert der (anderen) erworbenen Aktiva des Betriebes lbersteigt (vgl. VWGH
28.06.2023, Ro 2020/13/0011, mwN).

Daraus ergibt sich der im Zuge der Betriebspriifung angesetzte Firmenwert in Héhe von
€ 433.296,85. Bei einer zehnjahrigen Nutzungsdauer ergibt sich somit die in der
Beschwerdevorentscheidung bericksichtigte Abschreibung von € 43.329,69.

Auf der Grundlage der geltenden einkommensteuerlichen Rechtslage ergibt sich fiir das
Feststellungsverfahren nach § 188 BAO, dass im Feststellungsbescheid dariiber abzusprechen
ist, ob (prinzipiell tarifbegiinstigungsfiahige) VerduRerungs- bzw. Ubergangsgewinne vorliegen.
Wird kein Steuerfreibetrag nach § 24 Abs. 4 EStG 1988 geltend gemacht, stehen dem
Mitunternehmer fiir erzielte VerduRerungs- bzw. Ubergangsgewinne dagegen grundsitzlich die
(in den meisten Fillen attraktiveren) Tarifbegiinstigungen des § 37 EStG 1988 offen. Uber sie
ist jedoch nicht schon im Feststellungsverfahren, sondern erst im Einkommensteuerverfahren
des jeweiligen Mitunternehmers zu entscheiden (vgl. VWGH 25.06.2020, Ra 2019/15/0016).
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Sowohl im Erstbescheid als auch in der Beschwerdevorentscheidung findet sich der
Spruchbestandteil: ,Bei der Veranlagung des (beteiligten) Steuerpflichtigen sind im Rahmen der
Einkommensermittlung zu berticksichtigen: In Frage kommende Begiinstigungen /
Besteuerungswahlrechte nach §§ 24, 37 und 97 EStG 1988 und wurden der Ubergangsgewinn
und der VerduBerungsgewinn gesondert ausgewiesen.

Es wurde somit dariiber abgesprochen wurde, dass tarifbeglinstigungsfahige Verauerungs-
bzw. Ubergangsgewinne vorliegen. Uber den im Zuge der Beschwerde gestellten Antrag auf
Halbsatzbeglinstigung ist nicht im Rahmen des verfahrensgegenstandlichen
Feststellungsverfahrens, sondern ausschlielRlich im Einkommensteuerverfahren, zu
entscheiden. Eine Erganzung des Bescheidspruchs hinsichtlich einer ev. Halbsatzbeglinstigung
hat daher nicht zu erfolgen.

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Soweit Rechtsfragen fiir die hier zu klarenden Fragen entscheidungserheblich sind, sind sie
durch die 0.a. héchstgerichtliche Rechtsprechung ausreichend geklart bzw. ergeben sich
unmittelbar aus dem Gesetz. Dass dem Beschwerdebegehren kein Erfolg beschieden sein
konnte, lag vor allem an der Wiirdigung des Sachverhalts und nicht daran, dass Zweifel an der
Auslegung rechtlicher Vorschriften existierten. Daher ist eine ordentliche Revision an den
Verwaltungsgerichtshof nicht zulassig.

Linz, am 15. Oktober 2024

64 von 64



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abänderung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




